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Editorial

Warum nicht am Befund
orientierte Festzuschüsse?
Die solidarisch finanzierten Mittel in der GKV sind begrenzt. Die therapeutische Vielfalt für eine
restaurative oder prothetische Versorgung ist in der Zahnmedizin gegeben und wächst. Es versteht
sich, daß bei begrenzten Mitteln nicht alles zur Verfügung stehen kann. Unverständlich ist jedoch, 
daß ein GKV-Mitglied, das das außerhalb der GKV-Leistung liegende Therapiemittel selbst finanzieren
will, oft jeglichen Anspruch auf Bezuschussung verliert. Ist es der Wille der Solidargemeinschaft, den
einzelnen auf die solidarisch finanzierten Therapiemittel festzulegen und ihn von der freien Wahl aus
allen Therapiemitteln auszuschließen?
Eine weitere soziale Ungerechtigkeit in der restaurativen und prothetischen Versorgung liegt in der
prozentualen Bezuschussung. Mit der Steigerung der Honorar- und Laborkosten für höherwertige
restaurative und prothetische Leistungen steigt auch der Eigenanteil. Während gutverdienende 
GKV-Mitglieder sich diesen leisten können, bleiben weniger gut verdienenden höherwertige 
restaurative und prothetische Leistungen verwehrt.
Mit der kürzlich vorgelegten Neubeschreibung einer präventionsorientierten Zahn-, Mund- und Kiefer-
heilkunde besteht eine vielleicht einmalige Chance für eine sozial orientierte und solidarisch mitfinan-
zierte, aber umfassende, allen Patienten zugängliche und wissenschaftlich abgesicherte zahnärztliche
Versorgung. Der Gesetzesauftrag nach § 87 Abs. 2 d SGB V verlangt nach einer ursachengerechten,
substanzschonenden, präventionsorientierten und gleichgewichtigen Versorgung. Der Schlüssel hierzu
liegt in der präventiven Initialbetreuung. Deren Zielsetzung ist die Verbesserung der Mundhygiene-
situation und des Verhaltens als Voraussetzung für die weitergehende Diagnostik und Therapiefindung.
Dabei spielt die Patienten-Compliance eine wesentliche Rolle. Aus Befund und Diagnose heraus folgt
die Darlegung der Therapiealternativen. Aus der Therapievielfalt sind diejenigen des objektiven Bedarfs
als medizinisch notwendige gegen den subjektiven Bedarf der wünschenswerten Therapieformen
abzugrenzen.
Eine Lücke durch Fehlen eines einzelnen Zahnes kann z. B. durch eine große Anzahl von Therapie-
formen behandelt werden: Lückenschluß durch kieferorthopädische Maßnahmen, Ersatz durch eine
herausnehmbare Prothese, Verbreiterung der angrenzenden Zähne mit adhäsivem Füllstoff oder durch
keramische Veneers, Ersatz durch eine Klebebrücke, konventionelle Brücke oder durch eine implantat-
getragene Krone. Der am pathologischen Befund orientierte Festzuschuß läßt die Wahl des Therapie-
mittels offen. Während das medizinisch notwendige Therapiemittel solidarisch finanziert wird, werden
die darüber hinausgehenden Therapieformen mischfinanziert. Dabei kann die Mischfinanzierung aus
solidarisch finanziertem Festzuschuß, aus einer Zusatzversicherung und aus einem Eigenanteil beste-
hen. Wichtig ist, daß das gesamte Therapiespektrum erreichbar ist, während eine Orientierung oder
Ausgrenzung über das Therapiemittel als unsozial und unwissenschaftlich unterbleibt.
Der befundorientierte Festzuschuß ermöglicht eine Solidarfinanzierung mit individueller Therapie-
auswahl sowie eine abgesicherte Prävention, Diagnostik und ausreichende Restauration. Dabei kann
die Zuschußhöhe als gesundheitspolitisches Steuerungselement zwischen restaurativen und präven-
tiven Leistungen dienen. Da die Zuschußhöhe für alle Versicherten gleich ist, erfolgt eine sozial ge-
rechte Zuteilung der Mittel mit Integration einer Härtefallregelung. Es kommt zu keinen individuellen
Therapieausgrenzungen, und die anhaltende Diskussion über „neue Methoden“ entfällt.
Die Diagnose- und Befundorientierung ermöglicht ein Verfahren in Analogie zur vorgesehenen
ambulanten DRG-Regelung, und die Zuschußhöhe bietet die Möglichkeit zur Versicherungsdifferen-
zierung. Das Ausgabenrisiko bleibt bei reduziertem Mengenrisiko kalkulierbar. Eine Befundausgren-
zung, wie z. B. bestimmter kieferorthopädische Befunde und ästhetischer Wünsche, ist möglich.
Hinsichtlich der vier Grundfreiheiten des EU-Vertrages und der Liberalisierung der Gesundheitsmärke 
in Europa ist ein befundorientiertes Festzuschußsystem in hohem Maße europatauglich.

Dr. Rüdiger Butz

Geld ist wie 
eine schöne Frau: 

Wenn man es 
nicht richtig behandelt, 

läuft es einem weg.

Paul Getty
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Am 27. April 2002 fand die Vertre-
terversammlung der KZV Nord-
rhein wie gewohnt in Düsseldorf

statt. Versammlungsleiter Dr. Ludwig
Schorr konnte nach der Eröffnung die
Beschlußfähigkeit des mit 133 Delegier-
ten größten KZV-Parlaments in Deutsch-
land feststellen.

Mit Genugtuung wies er auf die jüng-
sten Wahlen zur Kassenzahnärzt-

lichen Bundesvereinigung (KZBV) in
Berlin hin: Dem elfköpfigen KZBV-
Vorstand gehören in der neuen Le-
gislaturperiode mit ZA Ralf Wagner,
Dr. Wolfgang Eßer und ZA Dieter
Krenkel drei Nordrheiner an.

Nach der Genehmigung der Nieder-
schrift der letzten VV vom 27. November
2001 begann der sehr ausführliche Be-
richt des Vorstandes, vorgetragen von

ZA Ralf Wagner. Dieser ging nur ganz
kurz auf die Geschehnisse der konstitu-
ierenden Versammlung in Berlin ein und
äußerte die Hoffnung, daß sich mit ihm,
Eßer und auch Krenkel die „nordrheini-
sche Denke“ in der Arbeit des neuen
KZBV-Vorstandes manifestieren möge.

Traditionsgemäß berichtete der Vorsit-
zende der nordrheinischen KZV zu
Beginn seiner Rede, daß sich gegen-
über dem letzten Bericht die Zahl der
Mitglieder von 5 647 auf 5 710 erhöht
habe.

Der Zulassungsausschuß hat in den
letzten neun Sitzungen 140 Zulassun-
gen ausgesprochen. Ab 2003 ist vom
Gesetzgeber eine Änderung der Be-
darfszulassung vorgesehen. Wie sich
diese im Detail darstellt, ist noch nicht
geklärt. Bei den angestellten Zahnärzten
ist „nur“ ein Plus von sieben Zahnärzten
zu verzeichnen. Wagner bezeichnete
den entsprechenden Passus im Sozial-
gesetzbuch (SGB V) als eine „beschäf-
tigungsfeindliche Regelung“.

Auch wenn bestimmte Regionen seit
Jahren vor der Zulassungssperre ste-
hen, ist Nordrhein eine immer noch fast
zulassungsfreie Zone (mit Ausnahme
des Bezirks Bonn). Der KZV-Vorsitzende
zitierte den Ersatzkassenfunktionär
Rebscher, der die Krise der GKV vor-
nehmlich auf die Ärztezahlen zurück-
führt. Bei einem Minus von 30 Prozent
der Ärzte und Zahnärzte wäre „das Sy-
stem nicht mehr krank.“
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5. Vertreterversammlung der KZV Nordrhein 

Gute Argumente und 
klare Köpfe 

Dr. Ludwig Schorr führte am 27. April 2002
Regie mit klarem Blick auf die Delegierten und
Gäste der 5. Vertreterversammlung der KZV
Nordrhein. Er übersah auch nicht den treuen
Hund der Kollegin Dr. Christiane Gärtner (siehe
hierzu unseren Schnappschuß auf S. 234).

ZA Ralf Wagner ging scharf mit dem Kollegen
Dr. Jochen Bauer um. Dessen Fernsehauftritt
am 27.3.2002 im WDR verurteilte der KZV-Chef
als schlimme Polemik zu Lasten der Kollegen-
schaft und zum Schaden der Zahnheilkunde.

Dr. Wolfgang Esser wehrte sich gegen die
Behauptung der Ungleichbehandlung der
Kieferorthopäden bei der Honorarverteilung:
„Die Kieferorthopäden in Nordrhein sind bei
der Budgetabrechnung immer sehr loyal
behandelt worden.“
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Anläßlich  eines Workshops am 11. und
12. April 2002 in Bonn zur bedarfsge-
rechten Versorgung zeigte sich Wagner
entsetzt über die fortschreitende Büro-

kratisierung im Denken und Handeln der
Verantwortlichen. Nicht ohne Stolz be-
richtete er über die Honorarregelungen
der KZV Nordrhein für das laufende

Jahr. Über diese Thematik wurde bereits
im RZB 3/2002 berichtet. Festzuhalten
ist, daß Nordrhein in einer ökonomisch
schwierigen Phase bundesweit eine ge-
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wisse Pilotfunktion übernommen hat. In
den anderen Bundesländern sind die
nordrheinischen Abschlüsse durchweg
sehr positiv aufgenommen worden, und
zwar insbesondere wegen ihrer inhaltli-
chen Vorgaben, aber auch deshalb, weil
der sehr frühe Abschluß auch in den an-
deren KZVen einen bestimmten Ver-
handlungsdruck erzeugt.

Während Wagner in seinem Bericht sehr
kritisch mit den Ersatzkassenverbänden
umging, hob er dieses Mal den Leiter im
Landesteil Nordrhein Wolfgang Mudra
positiv als Verhandlungspartner hervor.
„Nur zwei KZVen in Deutschland haben
zur Zeit einen Vertragsabschluß für das
Jahr 2002. Alle übrigen liegen im Clinch
mit den Ersatzkassen.“ 

Bei der Berechnung der Kostenerstat-
tungsfälle bei freiwillig Versicherten sind

den Ersatzkassen, hier vor allem der
Barmer Ersatzkasse, von der KZV in 25
Prozent der Fälle Fehler nachgewiesen
worden. Dieses ist umso ärgerlicher, als
sich gerade die Barmer Ersatzkasse
durch Anpreisung von Billig-Laboren
und einseitigen Verlautbarungen massiv
in das Arzt-Patient-Verhältnis einmischt.
Da auch diese Thematik im RZB 5/2002
in aller Ausführlichkeit dargestellt wur-
de, sei an dieser Stelle auf eine weitere
Berichterstattung dieser sehr ärger-
lichen Problematik verzichtet.

Nicht weniger ärgerlich stellte sich für
die Zahnärzteschaft ein Bericht im
WDR-Fernsehen am 27. März 2002 dar.
Auch hier spielte die Barmer Ersatzkas-
se eine unrühmliche Hauptrolle.

So wurde vonThorsten Jacob (BEK) in
aller Öffentlichkeit behauptet, daß zehn

bis 15 Prozent aller Heil- und Kosten-
pläne zu Lasten der Patienten von den
Zahnärzten falsch abgerechnet würden.
Unterstützt wurde der Kassenvertreter
bei seinen falschen Behauptungen
durch den in Lohmar niedergelassenen
Zahnarzt Dr. Jochen Bauer. Dieser un-
terstellte seinen Kollegen im Fernsehen,
daß sie Leistungen abrechnen würden,
die „es noch nicht einmal in der Privat-
gebührenordnung gibt. Die gibt es nir-
gendwo, das sind reine Phantasiepro-
dukte.“

Ralf Wagner verurteilte die Äußerungen
Bauers und bewertete diese als „pole-
mischen Mist“. Er habe eine Anfrage an
die Zahnärztekammer mit dem Ziel ei-
nes Berufsgerichtsverfahrens gegen
den „Kollegen“ Dr. Jochen Bauer ge-
startet. Ebenfalls habe er sich in einem
Schreiben an den Vorsitzenden der Bar-
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mer Ersatzkasse Dr. Fiedler gewandt
mit der Aufforderung, die neuerliche „Ab-
zockerkampagne“ unverzüglich einzu-
stellen.

Ein weiteres Kapitel im Bericht des Vor-
standes unter der Überschrift „Ärgernis“
stellt die jährliche – gesetzlich veranlaß-
te – Budgetsituation dar. Bei einer Ge-
samtabrechnungssumme von mehr als
zwei Milliarden DM im Jahre 2001 kann
auch eine Budgetüberschreitung von
„nur“ zwei Prozent ganz schön weh tun.
Die Abwärtsspirale gehört zum Wesen
der Budgets, und das gilt vor allem bei
der Berechnung der landesweiten Be-
triebskrankenkassen-Budgets. Über-
schreitungen werden nicht bezahlt und
Unterschreitungen nicht ausgeglichen.
Über alle Kassenarten hinweg haben die
Zahnärzte und Zahnärztinnen in Nord-
rhein im Jahre 2001 Leistungen im Wer-
te von knapp 33 Millionen DM erbracht,
die nicht vergütet wurden.

In seinem nahezu zweistündigen Bericht
befaßte sich der nordrheinische KZV-
Vorsitzende noch mit den Themen:
� Umsatzsteuerpflicht für Gutachten,
� Fremdkassenabrechnung und Wohn-

ortprinzip,
� Verwaltungskosten der Krankenkas-

sen,
� Pilotprojekt „Behandlungsquittung“ in

Rheinland-Pfalz, 
� Zeitmeßstudie der Krankenkassen,
� BAZ II-Studie der Zahnärzteschaft,
� BEMA-Neurelationierung,
� befundbezogene Festzuschüsse als

Reformkonzept,
� Ablehnung von Vertrags- und Wahllei-

stungen im Parteiprogramm der SPD.

Wagner ging in seinem Schlußwort auch
auf die Aussage im CDU-Programm:
„Wir wollen alle Budgets abschaffen!“
ein und schloß mit dem abgewandelten
römischen Spruch: „Ceterum censeo,
die Zeit für befundorientierte Festzu-
schüsse ist reif.“ 

Im Gegensatz zur letzten Herbst-VV
fühlten sich nach diesem Bericht viele
nordrheinische KZV-Delegierte berufen,
an der nachfolgenden Aussprache teil-
zunehmen. Es wurde dann auch vehe-
ment und kontrovers diskutiert, wobei
das Themenspektrum aus dem Vor-

standsbericht noch erheblich ausgewei-
tet wurde. Wenn es auch manchmal et-
was quer durch den Garten ging, so
zeichneten sich alle Redner bei ihren
Bemühen aus, die Lage aus vielen Blick-
winkeln zu analysieren und die Situation
für den Berufsstand zu verbessern.

Abschließend muß man festhalten, die
Frühjahrs-VV der KZV Nordrhein gehör-
te zu den besseren Veranstaltungen. Es
wurde mit guten Argumenten, klaren
Köpfen und guter Kondition gefochten.

Dr. Kurt J. Gerritz
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Dr. Berthold Fritz ZA Marc SemperDr. Hans-Ulrich Gedigk

Dieter Krenkel (links) und der nordrheinische KZV-Vorsitzende Ralf Wagner im Gespräch. 
Seit Ende Februar sitzen beide wieder gemeinsam an einem Vorstandstisch. Nach der skandalösen 
WDR-Sendung am 17. 3. 2002 konnte Dieter Krenkel durch sein professionelles Auftreten 
in der „Aktuellen Stunde“ doch noch einiges geradebiegen.
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1Gegen Budgets
Jedes Gesundheitssystem, dessen Fi-
nanzierung durch Budgets gedeckelt ist,
verhindert eine bedarfsgerechte
Versorgung und blockiert den medizini-
schen Fortschritt.

2Gegen ein Oligopol 
der Krankenkassen

Ein Übergang des Sicherstellungsauf-
trages an die Krankenkassen in Verbin-
dung mit sog. Einkaufsmodellen würde
ein Oligopol der Krankenkassen schaf-
fen. Diese Übermacht der Krankenkas-
sen wäre demokratisch weder legitimiert
noch kontrollierbar. Preisdumping und

Angenommene Resolutionen
und Anträge

Massenproduktion würden bei gleich-
zeitig weiter steigenden Kosten zu ei-
nem Zusammenbrechen des hohen
Qualitätsniveaus im deutschen Gesund-
heitssystem führen.

3 Für befundorientierte
Festzuschüsse

Das starre Sachleistungsprinzip kann
die Probleme des Gesundheitssystems
nicht lösen! Nur befundorientierte Fest-
zuschüsse sichern die solidarische
Grundversorgung, stabilisieren nachhal-
tig die finanzielle Situation der GKV und
lassen dem Markt „Gesundheit“ Ent-
wicklungsspielraum zum Wohl des Pati-
enten.

4Modell Zahnheilkunde
Die Zahnheilkunde ist fachlich und ver-
waltungstechnisch von den anderen Ge-
bieten der Medizin getrennt. Wenn eine
allgemeine Einführung der befund-
orientierten Festzuschüsse politisch
nicht durchsetzbar ist, bietet sich die
Zahnheilkunde, in der bereits heute nur
ein Teil der Leistungen von der GKV fi-
nanziert wird, für ein Modell zur Erpro-
bung der befundorientierten Festzu-
schüsse im Sinne einer sog. sozialtech-
nischen, schrittweisen Systemreform an.

5Antrag
Die Vorstände der KZV und der Kam-
mer werden beauftragt, einen praktika-
blen Vorschlag für die nächste Vertreter-
versammlung bzw. Kammerversamm-
lung in Sachen Todesanzeigen zu unter-
breiten.

Wie in den vergangenen Jahren führt
die Kassenzahnärztliche Bundesverei-
nigung auf für das Jahr 2001 eine bun-
desweite Kostenstrukturerhebung in
zahnärztlichen Praxen durch, um zu-
verlässige Aussagen über die Entwick-
lung betriebswirtschaftlicher Parameter
treffen zu können. Gerade in diesem
Jahr wird ersichtlich, wie wichtig eine
solide Datengrundlage für die zukünfti-
ge Gestaltung der beruflichen Rah-
menbedingungen ist. Bei der vom Ge-
setzgeber geforderten Neubeschrei-
bung bzw. Bewertung zahnärztlicher
Leistungen innerhalb der gesetzlichen
Krankenversicherung benötigt die
KZBV umfangreiches Datenmaterial.

Die Einkommensdiskussion in der Öf-
fentlichkeit wird immer wieder von ver-
alteten und die wirtschaftliche Situation
der Zahnärzte falsch widerspiegelnden
Meldungen beeinflußt. Daher ist es un-
erläßlich, diesen Fehlinformationen
hieb- und stichfeste Daten über die
tatsächliche Situation entgegenzuset-
zen. Nach dem dramatischen Einbruch
im Bereich Prothetik im Jahr 1998 wird

auch das am 1. Januar 1999 in Kraft
getretene GKV-Solidaritätsstärkungs-
Gesetz mit der Einführung einer strik-
ten Budgetierung eine entsprechende
Wirkung auf die wirtschaftliche Situati-
on der Zahnärzte gehabt haben. Hier
gilt es, diese Entwicklung gegenüber
dem Gesundheitsministerium, den
Krankenkassen und der Öffentlichkeit
klar zu belegen. Darüber hinaus kommt
der Nachweis der steigenden Praxis-
kosten besondere Bedeutung zu. Die
Ergebnisse der KZBV-Kostenstruktur-
erhebung liefern wertvolle Informatio-
nen für die notwendigen Vertragsge-
staltungen in den einzelnen Ländern.

Zusätzlich liefern die Ergebnisse der
KZBV-Kostenstrukturerhebung wert-
volle Informationen für verschiedene
Aufgabenstellungen, sei es zur Beant-
wortung spezifischer Fragestellungen
von Zahnärzten (z. B. die Ermittlung
von Verdienstausfall im Rahmen von
Rechtsstreitigkeiten) oder zur Erstel-
lung von Daten für Betriebsvergleiche
der Zahnarztpraxen.

In die Erhebung einbezogen wurde ein
repräsentativer Querschnitt der in ei-
gener Praxis niedergelassenen Zahn-
ärzte, wobei die Auswahl der Zahnärz-
te nach dem Zufallsprinzip erfolgte.

Die Erhebungsdaten werden in diesen
Tagen von der KZBV an die zahnärztli-
chen Praxen versandt. Die Beteiligung
an der Erhebung ist freiwillig, jedoch
hängt die Aussagekraft wesentlich da-
von ab, daß möglichst alle Befragten
antworten. Sowohl die KZBV als auch
wir bitten daher alle Zahnärzte, die ei-
nen Fragebogen erhalten, diesen zu
beantworten und ohne Absenderanga-
be an die Kassenzahnärztliche Bun-
desvereinigung – Statistik – zurückzu-
schicken.

Die Anonymität der Einzeldaten und die
den datenschutzrechtlichen Bestim-
mungen entsprechende Verarbeitung
sind gewährleistet. Insbesondere wur-
den die Namen und die Anschriften der
ausgewählten Zahnärzte nicht gespei-
chert.

Bundesweite Kostenstrukturerhebung

Die KZBV bittet um Mitarbeit
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mein Software-Haus (ChreMaSoft)
die Erweiterung der ZE-Abrechnung
um den DTA-Abrechnungsschritt als
neuen Programmteil betrachtet. Da-
durch entstehen Lizenzkosten von
einmalig ca. 620 h und zusätzliche
Wartungsgebühren von 100 h im
Jahr. Der bestehende Software War-
tungsvertrag „umfaßt Programman-
passungen an allgemein gültige, bun-
desgesetzliche oder landesrechtliche
Bestimmungen“. Bitte teilen Sie mir
mit, ob es sich bei der Einführung des
ZE-DTA um eine solche landesrecht-
liche Bestimmung handelt. (Momen-
tan findet der ZE-DTA nicht auf
Grundlage bundesgesetzlicher oder
landesrechtlicher Bestimmungen
statt; Anm. der Redaktion).

Diese und die zahlreichen weiteren Brie-
fe, die der Redaktion vorliegen, haben
zwei Dinge gemeinsam: Scharfe Kritik
an einzelnen Softwarefirmen und die Bit-
te an die KZV um Unterstützung.
Schließlich, so der Tenor, handele „es
sich nicht etwa um ein Luxus-feature“,
sondern um einen Programmbestand-
teil, der über kurz oder lang sowieso
zwingend erforderlich sein wird.

Teilnahme am ZE-DTA 
dennoch sinnvoll
Momentan wird in der KZV über ver-
schiedene Möglichkeiten des weiteren
Vorgehens nachgedacht. Vorstand, Ge-
schäftsführung und zuständige Abtei-
lung haben großes Verständnis für die
Verärgerung der Betroffenen. Aber auch
diejenigen, die mit hohen Forderungen
ihrer Software-Anbieter konfrontiert wer-
den, sollten nicht vergessen, daß es um
eine Verringerung der Verwaltungsko-
sten in noch weit größerer Höhe geht:
Das Sparpotential pro Praxis und Jahr
liegt bei etwa 1 000 h! Dazu ist aller-
dings eine ebenso breite Beteiligung der
nordrheinischen Praxen am ZE-Daten-
trägeraustausch notwendig, wie sie in
Nordrhein bei der Leistungsart „KONS“,
in anderen KZVen auch beim ZE-DTA
bereits üblich ist.

Ein Bericht über erste Reaktionen der
Software-Anbieter folgt in RZB 7–8.

Dr. Uwe Neddermeyer

� Eine Teilnahme am ZE-Datenträger-
austausch würde mich sehr interes-
sieren. Doch nach Rücksprache mit
meinem Software-Anbieter, Zahnarzt-
rechner, kostet das Programm (Zu-
satzmodul) 400 h plus MwSt. Es gibt
auch Software-Firmen, die es kosten-
los anbieten. Vielleicht ist es Ihnen
möglich, nach Erhalt mehrerer Schrei-
ben dieser Art, den Preis für das Zu-
satzmodul zu senken.

�Wir möchten gerne am ZE-DTA teil-
nehmen. Unser Software-Anbieter
CompuDENT verlangt für dieses Pro-
gramm aber 299 h plus MwSt. Wir
sind nicht bereit, eine solche Summe
zu zahlen. Wir möchten Sie daher
bitten, sich für uns bei CompuDENT
einzusetzen.

� Unsere Praxis würde gerne die ZE-
Abrechnung über Diskette durchfüh-
ren. Das Problem ist aber, daß dieses
Programm von der Firma Dampsoft
gesperrt ist. Da wir es nicht einsehen,
dafür sehr viel Geld zu bezahlen, wäre
es nett, wenn wir mit Ihrer Unterstüt-
zung rechnen könnten.

� Nach Rücksprache mit der Firma
CompuDENT entstehen für uns für
die Freischaltung des Programms
Kosten in Höhe von 400 h + MwSt.
Diesen Betrag erachten wir nicht für
angemessen.

� Aufgrund der Bitten der Verwaltung
habe ich in meiner Praxis den ZE-DTA
einführen wollen und festgestellt, daß

Kassenzahnärztliche Vereinigung

Bitte nehmen Sie am ZE-
Datenträgeraustausch teil,
indem Sie zur ZE-Abrech-
nung eine Diskette beifü-
gen. Diese „Bitte an 98 Pro-
zent der nordrheinischen
Zahnärzte“, die zuerst im
Rheinischen Zahnärzteblatt
4/2002 veröffentlicht wurde,
stieß auf große Resonanz.
Tagelang waren die Telefo-
ne der zuständigen Abtei-
lung der KZV nahezu
blockiert durch Anrufe von
interessierten Zahnärzten,
die weitere Informationen
wünschten. Bereits im ver-
gangenen Monat nahm
außerdem der Anteil der
ZE-Abrechnungen, denen eine Diskette
beigefügt war, deutlich zu. (Leider kann
auf die gleichzeitige Abgabe der Pa-
pierversion noch nicht verzichtet wer-
den!) Weitere Steigerungen sind laut
Auskunft der zuständigen Sachbearbei-
terinnen in den nächsten Monaten zu er-
warten. Im Verhältnis zur Teilnahme bei
der Leistungsart „KONS“, in der heute
bereits über 90 Prozent der Praxen ihre
Daten als Diskette liefern, sind die Pro-
zentsätze aber immer noch gering. Ge-
ring sind sie auch im Vergleich zu ande-
ren KZVen; bundesweit nehmen nämlich
bereits etwa 30 Prozent der Praxen am
ZE-DTA teil. Andernorts wird allerdings
von Handabrechnern im Bereich ZE teil-
weise ein höherer Beitrag gefordert oder
eine Bearbeitungsgebühr zwischen 1,00
und 2,50 h je eingereichtem Heil- und
Kostenplan für die ZE-Erfassung erho-
ben.

Das große „Aber“ – 
die Forderungen einiger
Software-Anbieter 
Stapelweise liegen allerdings auch kriti-
sche Schreiben auf dem Schreibtisch
der Redaktion (vgl. bereits RZB 5/2002,
S. 255). Sie richten sich allerdings nicht
gegen die Bitte der KZV Nordrhein, son-
dern gegen verschiedene Anbieter von
Praxis-Software. Auszugsweise nur ei-
nige Textpassagen:

ZE-Datenträgeraustausch

Gerne möchte ich
teilnehmen, aber ...

Berichte über gute und schlechte Er-
fahrungen mit seiner Praxissoftwa-
re bzw. dem Herstellerservice nimmt
die Redaktion des RZB (Lindemann-
straße 34–42, 40237 Düsseldorf, Fax
02 11 / 9 68 43 32) gerne entgegen.

Foto: Neddermeyer





Vereinfacht formuliert, ist für die Ge-
sundheitsökonomen ein angestrebtes
optimales, qualitativ-fachliches Behand-
lungsergebnis im Individualfall nur von
untergeordnetem Interesse. Im Vorder-
grund steht demgegenüber eine kollek-
tive Betrachtungsweise der Versorgung,
also die Frage, wie ein qualitatives 
Optimum zu möglichst geringen Kosten
erreicht werden kann. Es geht hier vor-
rangig um eine volkswirtschaftliche Be-
trachtungsweise, was die Zahnmedizin
bei den gegebenen Ressourcen leisten
kann.

Folglich hat eine gesundheitsökono-
mische Betrachtungsweise der Qua-
litätssicherung zunächst einmal nichts
mit der Qualität des Behandlungser-
gebnisses zu tun, sondern mit dem Lei-
stungsniveau. Es erhebt sich die Frage,
was der einzelne Versicherte von der
Zahnmedizin erwarten kann. Dieser
Aspekt steht gegenwärtig im Mittelpunkt
der gesundheitspolitischen Diskussion,
wenn es um das Thema Qualitäts-
sicherung geht. Die Bevölkerung hin-
gegen versteht bei dieser Diskussion die
Sicherung der Qualität des individuellen
Behandlungsergebnisses.

Zur gesundheitsökonomischen
Betrachtungsweise 
bei der Qualitätssicherung
In der Sozialversicherung und im Ge-
sundheitswesen werden zunehmend Fi-
nanzierungsprobleme diskutiert, die so-
wohl aus der Einnahmen- als auch aus
der Ausgabenseite resultieren.

Bei einer evidenzbasierten Gesund-
heitsversorgung kommen die Prinzipien
der evidenzbasierten Medizin sowohl bei
der Lösung von Versorgungsfragen in-
nerhalb der Bevölkerungsgruppen als
auch bei der Entwicklung von Steue-
rungsinstrumenten auf der System-
ebene zum Einsatz. Dabei können eine
gesundheitsökonomisch evidenzbasier-
te Versorgung (Geldnutzen) und eine be-
fundorientierte evidenzbasierte klinische
Medizin (Heilnutzen) dann zueinander

in ein Spannungsfeld geraten, wenn be-
grenzte Ressourcen nicht zur optimalen
Versorgung von Bevölkerungsgruppen
führen.

Infolge der Weiterentwicklung der Leit-
linie zum gesundheitsökonomischen
Steuerungsinstrument ist der Schritt zur
evidenzbasierten Leitlinie zwar einer-
seits nur konsequent, entfernt sich an-
dererseits aber immer weiter weg von
der Individualmedizin, hin zur allge-
meinen evidenzbasierten Gesundheits-
versorgung. Hierbei kommen die Prin-
zipien der evidenzbasierten Zahnme-
dizin zur Lösung von Versorgungsfragen
von Bevölkerungsgruppen und zur Ent-
wicklung von Steuerungsinstrumenten
auf der Systemebene (Staat, Gesell-
schaft) zum Einsatz.

Die evidenzbasierte Medizin strebt eine
wissenschaftlich erwiesene, statistisch
„erfolgreiche“ Therapieform an, womit
eine individuell ausgerichtete Therapie
zugunsten einer Kollektivversorgung
veranlaßt wird, da zur Behandlung einer
bestimmten Krankheit erfolgreiche
Therapiemaßnahmen vorgegeben sind
und mithin die differenzierten indivi-
duellen Therapiemaßnahmen unterblei-
ben. Stellt man sich vor, daß unter dem
oben gezeigten Blickwinkel „erfolgrei-
che“ Behandlungsmaßnahmen auch
noch nach gesundheitsökonomischen
Gesichtspunkten betrachtet werden,
könnte sich das Therapiespektrum
schnell erheblich einschränken.

Bei Problemlösungen, die von der
Ebene des Gesundheitssystems aus-
gehen, hat sich die evidenzbasierte Ge-
sundheitsversorgung von der evidenz-
basierten klinischen Medizin abgegrenzt
und eigene interpretatorische Den-
kansätze entwickelt.

Ziel der Gesundheitsökonomen ist es
vorrangig, mit festgelegten Indikatoren
(Meßgrößen) das Gesundheitswesen
von der Systemebene her zu steuern.
Dabei sollen die Ärzte, Zahnärzte u. a.
Heilberufler insoweit eingebunden wer-
den, als sie ihre Patienten gemäß den
Zielvorgaben gesundheitsökonomischer

Leitlinien versorgen. Der Versorgungs-
umfang und das Versorgungsniveau
werden extern festgelegt; um das vor-
gegebene Ausgabenvolumen in einem
begrenzten Rahmen zu halten.

Durch den Einsatz von Steuerungs-
instrumenten auf der Systemebene
kommt es zu dirigistischen Eingriffen 
in Behandlungsentscheidungen und 
-abläufe der klinischen (Zahn-)Medizin,
um durch eine evidenzbasierte Gesund-
heitsversorgung bei begrenzten kollek-
tiven Ressourcen eine angemessene
Versorgung sicherzustellen. Damit wird
der Einsatz von Behandlungsmethoden
und -mitteln, die auf fachlich-wissen-
schaftlichen Leitlinien im Sinne der opti-
malen individuellen Versorgung basie-
ren, nachhaltig in Frage gestellt, wenn
nicht sogar unmöglich gemacht.

Dem gegenüber zu stellen sind die fol-
genden, fachlich fundierten Vorstellun-
gen für die individuelle zahnmedizini-
sche Versorgung:
● Die Beratung und Behandlung des

Patienten hat befundorientiert nach
medizinisch-wissenschaftlichen Leit-
linien zu erfolgen.

● Qualitätsorientierte Praxisführung, sy-
stematisches Qualitätsmanagement
und die Behandlung auf der Basis evi-
denzbasierter Leitlinien werden zu-
künftig vermehrt in den Vordergrund
treten.

● Der Zahnarzt hat sich bei diagno-
stischen und therapeutischen Maß-
nahmen an wissenschaftlich fundier-
ten Leitlinien und nicht an ressour-
cenabhängigen und bedarfsorientier-
ten Richtwerten, die wortgleich auch
als Leitlinien definiert wurden, aus-
zurichten.

● Selbst Gesundheitsökonomen zwei-
feln an der Praxisrelevanz gesund-
heitsökonomischer Strategien mit
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Qualitätssicherung in der Zahnmedizin

Diktat der
Gesundheitsökonomie
Von Dr. Rüdiger Butz

Im RZB 4 und 5/2002 hat sich 
Dr. Rüdiger Butz mit der Qualitäts-
sicherung in der Zahnmedizin be-
schäftigt, wie sie in dem Grund-
lagenpapier der Zahnärztekammer
Nordrhein dargestellt ist. In einem
weiteren Teil der Studie der
Zahnärztekammer Nordrhein geht es
um die Auseinandersetzung mit der
gesundheitsökonomischen Betrach-
tungsweise von Qualitätssicherung.



Hilfe von Leitlinien. Demzufolge gibt
es bisher keine ausreichende Evidenz
für eine grundsätzliche Qualitäts-
verbesserung durch die Anwendung
einer evidenzbasierten Strategie.

● Die Übertragung sog. erfolgreicher
Praxisstrukturen auf andere Praxen
kann ohne Berücksichtigung be-
triebswirtschaftlicher Kriterien auf
Dauer 
zu personellen und ökonomischen
Zwängen führen.

Praktisches Qualitäts-
management 
am Beispiel der Prävention
Dieser Themenkomplex soll am Beispiel
eines Vortrags von Professor Dr. Hans-
Konrad Selbmann illustriert werden, der
im Juni 1999 anläßlich der Tagung der
Bundeszahnärztekammer zum Thema
„Prävention und Qualitätsmanagement
in der Zahnmedizin“ in Brüssel gehalten
wurde.

Aktivitäten im Hinblick auf das Qua-
litätsmanagement sind wesentlicher Be-
standteil der kurativen Zahnheilkunde.

Nachdem sich in den letzten Jahren ein
Paradigmenwechsel von der kurativ-re-
staurativen hin zu einer präventiv
orientierten Zahnheilkunde vollzogen
hat, stellt sich die Frage nach den damit
verbundenen Auswirkungen auf das
Qualitätsmanagement.

Auch hier gilt die sozialgesetzlich ba-
sierte Forderung, daß die Leistungen
ausreichend, zweckmäßig und notwen-
dig sind sowie wirtschaftlich und in der
„fachlich gebotenen Qualität“ erbracht
werden müssen.

Dafür ist ein systematisches Qua-
litätsmanagement erforderlich, denn
auch präventive zahnärztliche Maß-
nahmen verbrauchen Ressourcen des
Gesundheitssektors, die dann nicht
mehr für kurativ-restaurative Leistungen
in hoher Qualität zur Verfügung stehen.
Anders als bei diagnostischen oder ku-
rativen Leistungen sind hier jedoch eini-
ge Besonderheiten zu beachten, 
die das Qualitätsmanagement weitaus
schwieriger gestalten.

Zunächst gilt es, die unterschiedlichen
Formen präventiver Leistungen vonein-

ander abzugrenzen, für die qualitäts-
sichernde und -verbessernde Maßnah-
men durchzuführen sind.

Primäre, sekundäre 
und tertiäre 
Prävention
Primärpräventive Maßnahmen zielen
darauf ab, das erste Auftreten von Ge-
sundheitsschäden und -störungen zu
vermeiden, indem die dafür ursächlichen
Faktoren beseitigt werden (z. B. kollek-
tivprophylaktische Maßnahmen der
Trinkwasserfluoridierung oder gruppen-
prophylaktische Maßnahmen in Schu-
len).

Als Sekundärprävention werden Lei-
stungen zur Früherkennung und Be-
handlung von Krankheiten in einem
Frühstadium bezeichnet, in dem noch
Aussicht auf Heilung bestehen sollte;
zumindest aber müssen Verlauf und
Prognose einer Krankheit erwiesener-
maßen günstig beeinflußbar sein (z. B.
schulzahnärztliche Screeninguntersu-
chungen, Fissurenversiegelung).
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Bei den tertiärpräventiven Leistungen
handelt es sich um rehabilitative Maß-
nahmen der individuellen Intensiv-
prophylaxe, die zumeist von Zahnärzten
durchgeführt werden.

Vielzahl verantwortlicher Ak-
teure als Besonderheit der
Prävention
Diese Aufzählung macht deutlich, daß
bei der zahnmedizinischen Prävention
nicht ein einziger Akteur für die Qualität
der Versorgung und die Durchführung
entsprechender qualitätssichernder und
-verbessernder Maßnahmen verant-
wortlich ist, sondern ein kompliziertes
Geflecht von Zahnärzten, Prophylaxe-
helfern und gesundheitspolitischer Ent-
scheidungsträger in den verschiedenen
Versorgungsphasen. Alle gemeinsam
sind zudem auf die Kooperation der
Patienten angewiesen, ohne deren Mit-
arbeit jede präventive Bemühung erfolg-
los bliebe.

Die allgemeine Definition von Qualität
hat im Bereich der Gesundheitsversor-
gung in den letzten Jahren einen ähn-
lichen Paradigmenwechsel durchlaufen
wie die neue, präventive Ausrichtung der
Zahnheilkunde. Nachdem lange Zeit bei
der Beurteilung der medizinischen Ver-
sorgungsqualität vor allem die klinisch-
technische Qualität der Versorgungs-
prozesse im Vordergrund stand, rückt
heute die Ergebnisqualität – also Ver-
änderungen des Gesundheitszustan-
des, der Lebensqualität und der Patien-
tenzufriedenheit – unter Berücksich-
tigung von Wirtschaftlichkeitsaspekten
in den Mittelpunkt der Betrachtungen.

Die Vielzahl von Akteuren bei präven-
tiven Leistungen bedingt, daß für ein er-
folgreiches Qualitätsmanagement deren
jeweiliges Verständnis von Qualität ge-
klärt werden muß.Was für den einzelnen
Zahnarzt eine qualitativ hochwertige und
notwendige Leistung bei der Intensiv-
prophylaxe ist, halten Krankenversiche-
rer möglicherweise für überflüssig. Nur
ein gemeinsames Verständnis von der
Qualität in der Prävention jedoch er-
möglicht eine Definition gemeinsamer
Zielkriterien für das Qualitätsmanage-
ment.

Bedeutung effektiver
Maßnahmen
Voraussetzung für ein systematisches
Qualitätsmanagement der Prävention

ist, daß wissenschaftlich als effektiv be-
legte präventive Maßnahmen existieren,
die häufig in Form von Richt- oder Leit-
linien vorliegen, deren Basis wiederum
eine Sammlung von Studien unter-
schiedlicher wissenschaftlicher Evidenz
bildet.

Weltweit gibt es einige wenige solcher
Leitlinien für präventive zahnheilkund-
liche Leistungen, wie zum Beispiel die
Stellungnahme der Deutschen Gesell-
schaft für Zahn-, Mund- und Kieferheil-
kunde zur Fissurenversiegelung sowie
deren Empfehlungen zur Kariesprophy-
laxe mit Fluoriden oder die amerika-
nischen Leitlinien für die Patientenbera-
tung zur Vermeidung dentaler Erkran-
kungen und zur Durchführung von
Screening-Untersuchungen. Insgesamt
fehlt es bislang aber an einer differen-
zierten Betrachtung und Auflistung von
Leitlinien, welche die unterschiedlichen
Ansatzpunkte der primären, sekundä-
ren und tertiären zahnheilkundlichen
Prävention einschließt.

Ein Grund dafür könnte der Mangel an
wissenschaftlichem Nachweis der
Wirksamkeit präventiver Leistungen im
Bereich der gesundheitserzieherischen
Maßnahmen unter Feldbedingungen
sein. Einzelne Arbeiten belegen zwar
diese Wirksamkeit, teilweise sogar die
Kosteneffektivität von Programmen zur
primären und sekundären Prävention
unter Experimentalbedingungen. Es
zeigt sich, daß das Wissen und die
Einstellung der Betroffenen zur Mund-
gesundheit damit verbessert werden
können. Gemessen an harten Ergebnis-
maßen wie der Reduktion von Plaque
und Parodontopathien können zumeist
nur geringe Effekte erzielt werden.

Damit ist das grundlegende Konzept der
Gesundheitserziehung in Frage zu
stellen, ob wirklich ein Mehr an Ge-
sundheitswissen zu einer veränderten
Gesundheitseinstellung und damit zu ei-
nem gesundheitsbewußteren Verhalten
führt, das wiederum an objektiv meßba-
ren Ergebnisparametern ablesbar ist.
Gerade in der Prävention hat man es oft
mit dem bekannten Phänomen der
Übertragungslücke zwischen Wissen,
Einstellung und aktuellem Verhalten zu
tun, das als KAP-Gap (Knowledge-Atti-
tude-Performance-Gap) bezeichnet
wird.

Aus der Forschung über die Effektivität
von Patientenschulungsprogrammen für
Asthmatiker ist bekannt, daß solche
Programme insbesondere dann wirk-

sam sind, wenn sie durch ein kontinu-
ierliches ärztliches Monitoring von
Symptomen und Wiederauffrischung der
Schulungsinhalte unterstützt werden.
Übertragen auf die Zahnheilkunde ent-
spricht dies genau dem Weg, der dem
Konzept „Lebenslange Prophylaxe“ zu-
grunde liegt: Basisprophylaxe in Form
von gruppenprophylaktischen Maß-
nahmen im öffentlichen Sektor und un-
terstützende Individual- und ggf. Inten-
sivprophylaxe durch die niedergelas-
sene Zahnärzteschaft.

Qualitätsmanagement 
in der Prävention
Nach der internationalen Norm DIN EN
ISO 8402 versteht man unter Qua-
litätsmanagement „jene Tätigkeiten des
Gesamtmanagements, mit denen die
Qualitätspolitik, die Ziele und Verant-
wortungen festgelegt sowie diese durch
Qualitätsplanung, Qualitätskontrolle,
Qualitätssicherung und Qualitätsver-
besserung verwirklicht werden“ (DIN
1992).

Die allgemein empfohlene Technik des
Qualitätsmanagements entspricht dabei
einem Regelkreis aus Zielformulierung
und Planung einer Maßnahme, Durch-
führung, Ist-Soll-Vergleich, evtl. Ver-
besserung und erneutem Ist-Soll-Ver-
gleich. Diesem Regelkreis liegt der aus
der QM-Literatur bekannte PDCA-Zy-
klus (Plan-Do-Check-Act) von Edward
Deming zugrunde, der die folgenden
Schritte beinhaltet:

Zunächst geht es um die Auswahl des
Versorgungsaspekts und Identifikation
jener präventiven Leistungen, die den
größten Nutzen von einem Qualitäts-
management haben.

Daran anschließend erfolgt die Formu-
lierung von Qualitätsindikatoren als
Meßgrößen für Teilaspekte der Struktur,
Prozeß- und Ergebnisqualität. Dabei
lassen sich für die beiden ersten Krite-
rien Qualitätsindikatoren und dazu-
gehörige Referenzbereiche, die für gute
bzw. unauffällige Qualität präventiver
Maßnahmen stehen, aus evtl. vorhande-
nen Richtlinien oder Leitlinien ableiten.

Im nächsten Schritt werden die aktuellen
Ausprägungen solcher Indikatoren im
Rahmen einer systematischen Hand-
lungsbeobachtung gemessen und in ei-
ner Datendokumentation zusammenge-
faßt. Die Auswertung der Beobach-
tungsergebnisse in Form von Quer-
schnitt- und Längsschnittdarstellungen
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erfolgt typischerweise sowohl für einzel-
ne Leistungserbringer (intern) als auch
über verschiedene Leistungserbringer
hinweg (extern). Durch Vergleiche mit
den Referenzbereichen oder früheren
Ergebnissen werden Verbesserungs-
potentiale in der Versorgung identifiziert
und als Ausgangspunkt einer Qualitäts-
verbesserung genutzt. Ziel ist es, die je-
weils besten Leistungserbringer zu er-
kennen und die jeweils zugrunde lie-
genden Versorgungsprozesse auf ihre
Übertragbarkeit hin zu überprüfen.

Diese Übertragung und die eigentliche
Qualitätsverbesserung findet im fünften
Schritt statt. Für Versorgungsaspekte,
die verbesserungswürdig erscheinen,
wird mit Hilfe des Qualitätsverbesse-
rungs-Zyklus nach Ursachen und Pro-
blemlösungen gesucht. Derartige Tests
finden häufig in Qualitätszirkeln statt, die
inzwischen auch von Zahnärzten als
Ansatz zur Problemursachen-Analyse
und zum Erarbeiten von Problemlösun-
gen erprobt wurden.

Weiterentwicklung 
ist notwendig
Angesichts des erheblichen Ressour-
ceneinsatzes für zahnärztliche Behand-
lung und Zahnersatz in Deutschland und
der Umorientierung der Zahnheilkunde
gewinnt das Qualitätsmanagement
zahnheilkundlicher Prävention stark an
Bedeutung. Dabei muß es sich der
Tatsache stellen, daß verschiedene Ak-
teure auf der Individual- und der Bevöl-
kerungsebene mitverantwortlich sind.
Entscheidend für den Erfolg präventiver
Maßnahmen ist zum einen die Einbe-
ziehung der unterschiedlichen Qua-
litätsforderungen in das Qualitäts-
management und zum anderen die Be-
reitschaft der Klienten/Patienten zur Mit-
arbeit sowie die Schaffung qualitäts-
orientierter Steuerungsmechanismen
auf der Seite der Zahnärzteschaft.

Vordringlich benötigt werden dafür ins-
besondere:

● Evidenzbasierte und kosteneffektive
Leitlinien zur Sicherung und Verbes-
serung der Qualität, die die Präferen-
zen der Klienten/Patienten berück-
sichtigen.

● Qualitätsindikatoren und darauf auf-
bauend regionale sowie leistungs-
trägerbezogene Qualitätsberichte mit
dem Ziel größerer Transparenz und
um eine größere Betroffenheit bei den
verschiedenen Akteuren, z. B. der Ge-

sundheitspolitik und der Klienten/
Patienten, zu erzeugen.

● Eine Problemanalyse, um geeignete
Lösungsansätze zu finden.

● Techniken, um die gewonnenen Er-
kenntnisse nicht nur in die Köpfe zu
bringen, sondern auch in das Han-
deln einfließen zu lassen.

Die zuletzt genannte Forderung ist si-
cherlich die schwierigste und läßt sich
nur durch entsprechende Anreizsyste-
me realisieren, wie sie ja zum Teil schon
erprobt, aber nur unzureichend hin-
sichtlich ihrer Wirksamkeit evaluiert
wurden (z. B. Nachlässe bei der Zuzah-
lung der Patienten, wenn gute sekun-
däre Prävention nachgewiesen wird
oder spezielle Vergütungspositionen für
die Leistungserbringer). Für ein umfas-
sendes und systematisches Qualitäts-
management der zahnheilkundlichen
Prävention stehen also noch wichtige
Herausforderungen auf der Tagesord-
nung.

Die Bedeutung 
der Patienten-Compliance
Für die weitaus meisten zahnmedizini-
schen Probleme gibt es keine Patent-
lösungen; der medizinische Fortschritt,
der internationale Austausch und zu-
nehmende Spezialisierung führen zur
Entwicklung hochdifferenzierter Be-
handlungsmethoden. Dabei hat die Ent-
scheidung für eine bestimmte Behand-
lung unter sorgfältiger Abwägung aller
Umstände des Einzelfalles zu erfolgen.
Neben den objektiven Befunden beein-
flussen die Vorstellungen und Wünsche
des Patienten die Entscheidung ebenso
wie die therapeutischen Möglichkeiten.

Daher sind diejenigen gesundheitspoliti-
schen Denkansätze zu begrüßen, bei
denen es um ein Gesundheitssystem
geht, das einerseits die Selbstbestim-
mungsansprüche der Patienten achtet,
andererseits aber auch die Eigenkom-
petenz der Patienten – und damit im-
plizit die Verpflichtung zur Eigenverant-
wortung (Compliance) stärkt. Nur unter
dieser Prämisse kann eine Gesund-
heitsförderung Erfolg haben, wenn sie
nachhaltig die Vorsorge stärkt.

Die anstehende Reform des Gesund-
heitswesens, die neben anderen Aspek-
ten gerade auch eine stärkere Aus-
richtung auf die Prävention, auf die
befundorientierte Behandlung mit zahn-
erhaltenden bzw. präventiven Leistungen
und auf die Qualitätssicherung in der

zahnmedizinischen Versorgung anstrebt,
setzt damit ein wichtiges Signal. Kon-
sequent richtig ist damit auch die -
angestrebte Weichenstellung, die Ge-
sundheitsförderung, die Prävention in
Eigenverantwortung und die Souverä-
nität der Patienten beim Umgang mit
ihrer eigenen Gesundheit zu stärken.
Dies gilt bis hin zu dem Postulat, daß im
Rahmen der allgemeinen Gesundheits-
förderung die Investitionen in die eigene
Gesundheit, vor allem dann, wenn noch
keine offene Erkrankungssymptomatik
besteht, im wohlverstandenen Interesse
und in der Eigenverantwortung des
einzelnen liegen und keine Ansprüche
gegenüber solidarisch finanzierten Si-
cherungssystemen abgeleitet werden
können.

Eine ursachengerechte Therapieaus-
richtung kann bei kritischer Analyse im-
mer nur in der Interaktion zwischen
Zahnarzt und Patient definiert werden.
Bei der Evaluierung der Ursachen sind
neben der vom Patienten zu erwarten-
den Compliance, im Gegensatz zu
seinem bisher gezeigten Gesundheits-
verhalten, letztlich auch die sozialen
Grundhaltungen in der Gesellschaft
entscheidend. Solange die fragwürdige
Haltung fortbesteht, man habe ja auf
Grund der Beitragszahlungen einen An-
spruch auf Kostenerstattung oder 
-übernahme, kann kein Umdenken in
dem politisch geforderten Sinn bewirkt
werden. Hier muß verdeutlicht werden,
daß der Egoismus des einzelnen nicht
mit einem Solidarsystem vereinbar ist.

Das sensible, diffizile und komplexe Ge-
schehen im zahnmedizinischen Bereich
erfordert zwingend ein Vertrauensver-
hältnis zwischen Zahnarzt und Patient.
Dies gilt vor allem für komplizierte und
umfangreiche Behandlungen. Ein stabi-
les Vertrauensverhältnis ist auch Vor-
aussetzung dafür, daß der Patient für
eine eigenverantwortliche Mitarbeit auf
Dauer gewonnen und ggf. auch zur
Reduzierung eines gesundheitsschädi-
genden Verhaltens motiviert werden
kann.

Nur wenn die hier erläuterten Zusam-
menhänge von allen Beteiligten ver-
standen und akzeptiert werden, ist eine
Behandlung möglich, die über die bloße
Befriedigung von Augenblickserforder-
nissen hinausgeht.

Nachdruck aus den 
„Gesellschaftspolitischen Kommentaren“,

Ausgabe 4/2002 
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In die von den Zahnärzten abge-
schlossenen Versicherungsverträge
über eine Haftpflichtversicherung

werden regelmäßig die Allgemeinen
Haftungsbedingungen(AHB) einbezo-
gen. Die AHB definieren den Umfang so-
wie die zeitlichen und sachlichen Vor-
aussetzungen des Versicherungsschut-
zes. Zu den zeitlichen Aspekten ist fest-
gelegt:

1 Gegenstand der Versicherung 
1. Die Versicherung gewährt dem Versi-

cherungsnehmer Versicherungsschutz
für den Fall, daß er wegen eines wäh-
rend der Wirksamkeit der Versicherung
eingetretenen Schadenereignisses,
das den Tod, die Verletzung oder Ge-
sundheitsschädigung von Menschen
(Personenschaden) oder die Beschä-
digung oder Vernichtung von Sachen
(Sachschaden) zur Folge hatte, für die-
se Folgen auf Grund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen privatrechtlichen
Inhalts von einem Dritten auf Scha-
denersatz in Anspruch genommen
wird.

Von den Versicherern wird diese Klausel
regelmäßig dahin ausgelegt, daß maß-
geblich der Zeitpunkt des Verletzungs-
zustandes ist (sogenannte Folgeereig-

Die Bundeszahnärztekammer gibt bekannt 

Abschluß einer
Nachhaftungsversicherung 

nistheorie). Liegt dieser nach der Praxis-
aufgabe, bestünde kein Versicherungs-
schutz mehr. Zur Absicherung des
verbleibenden Haftungsrisikos werden
von den Versicherern Nachhaftungsver-
sicherungen angeboten.

Das OLG Nürnberg gelangt in seinem
Urteil vom 18. Mai 2000, Az. 8 U 4755/
99, zu dem Ergebnis, daß in Auslegung
des Vertrages die Kausalereignistheorie
anwendbar sei. Wir haben bereits be-
richtet. Nach dem Urteil wäre auf den
Zeitpunkt der Handlung abzustellen, die
zu dem Schaden geführt hat. Da diese
Handlung notwendig während der Zeit
der Praxistätigkeit erbracht worden sein
muß, bestünde für den Abschluß einer
Nachhaftungsversicherung keine Not-
wendigkeit.

Der Zustand nach der Entscheidung des
OLG Nürnberg kann nach wie vor nicht
als befriedigend empfunden werden, da
die rechtliche Unsicherheit verbleibt, ob
die Versicherer in der Praxis der Sicht-
weise folgen, oder nach wie vor die Haf-
tung unter Berufung auf die Folgeereig-
nistheorie ablehnen. Um Aufklärung zu
erlangen, haben wir uns mit Schreiben
vom 19. März 2002 an den Gesamtver-

band der Deutschen Versicherungswirt-
schaft e. V. (GDV) gewandt. Wir haben
um Mitteilung gebeten, welche Empfeh-
lungen für die Versicherer bestehen und
welchen Standpunkt der GDV zu dieser
Frage bezieht.

Die Antwort des GDV vom 22. März
2002 liegt uns nunmehr vor.

Der GDV vertritt die Ansicht, daß der
Entscheidung des OLG Nürnberg kein
Problem der Nachhaftungsversicherung
zugrunde lag.Vielmehr sei der Schaden
(hier Schädigung des Rückenmarks)
noch während der Versicherungszeit
eingetreten, so daß eine Eintrittspflicht
nach beiden Theorien bestünde. Im übri-
gen hält der GDV daran fest, daß für
„den gesamten Bereich der Allgemeinen
Haftpflicht“ von der Folgeereignistheo-
rie (bzw. Schadensereignistheorie) aus-
zugehen sei.

Solange die Versicherungswirtschaft
diese Sichtweise nicht aufgibt, wird den
Zahnärzten der Abschluß einer Nach-
haftungsversicherung zu empfehlen
sein. Lehnt die Versicherung im Falle ei-
nes Falles die Deckung ab, bliebe dem
Zahnarzt nur der Gang zu den Gerich-
ten; mit dem bekannten Risiko, daß das
angerufene Gericht der Sichtweise des
OLG Nürnberg nicht folgt. Mit Blick auf
die regelmäßig erhebliche finanzielle
Tragweite ist die Eingehung dieses Risi-
kos sicherlich zu rechtfertigen.

Berlin, den 3. April 2002
RA René Krousky

Zulassungsausschuß Zahnärzte der KZV Nordrhein 

Sitzungstermine 2002

Mittwoch, 26. Juni 2002

Mittwoch, 24. Juli 2002

Mittwoch, 11. September 2002

Mittwoch, 30. Oktober 2002

Mittwoch, 27. November 2002

Mittwoch, 11. Dezember 2002

Anträge auf Zulassung zur vertragszahnärztlichen Tätigkeit
müssen vollständig – mit allen Unterlagen – spätestens ei-
nen Monat vor der entsprechenden Sitzung des Zulassungs-
ausschusses bei der Geschäftsstelle des Zulassungs-
ausschusses, Lindemannstraße 34–42, 40237 Düsseldorf,
vorliegen. Sofern die Verhandlungskapazität für einen
Sitzungstermin durch die Anzahl bereits vollständig vor-
liegender Anträge überschritten wird, ist für die Berücksich-
tigung das Datum der Vollständigkeit Ihres Antrages maßge-
bend. Es wird deshalb ausdrücklich darauf hingewiesen,
daß eine rein fristgerechte Antragsabgabe keine Garan-
tie für eine wunschgemäße Terminierung darstellen kann.
Anträge, die verspätet eingehen oder zum Abgabetermin un-
vollständig vorliegen, müssen bis zu einer der nächsten
Sitzungen zurückgestellt werden.
Wir bitten um Beachtung, daß Anträge auf Führen einer
Gemeinschaftspraxis und damit verbundene Zulassung
ab dem 1. Januar 2002 nur zu Beginn eines Quartals ge-
nehmigt bzw. ausgesprochen werden.
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Mit dem am 1. Januar 2002 in Kraft ge-
tretenen Zweiten Gesetz zur Änderung
des Medizinproduktegesetzes (2. MPG-
ÄndG) wurde § 4 Absatz 2 der Medizin-
produktebetreiberverordnung (MPBe-
treibV) geändert. Danach ist die Auf-
bereitung von bestimmungsgemäß
keimarm oder steril zur Anwendung
kommenden Medizinprodukten unter
Berücksichtigung der Angaben des Her-
stellers mit geeigneten validierten Ver-
fahren so durchzuführen, daß der Erfolg

Amtliche Mitteilung

Vollzug des Medizin-
produktegesetzes (MPG)

Aufbereitung von bestimmungs-
gemäß keimarm oder steril 
zur Anwendung kommenden
Medizinprodukten

dieser Verfahren nachvollziehbar ge-
währleistet ist und die Sicherheit und
Gesundheit von Patienten, Anwendern
oder Dritten nicht gefährdet wird. Eine
ordnungsgemäße Aufbereitung wird
vermutet, wenn die gemeinsame Emp-
fehlung der Kommission für Kranken-
haushygiene und Infektionsprävention
am Robert-Koch-Institut (RKI) und des
Bundesinstitutes für Arzneimittel und
Medizinprodukte (BfArM) zu den „Anfor-
derungen an die Hygiene bei der Aufbe-
reitung von Medizinprodukten“ beachtet
wird. Die Empfehlung ist im Bundesge-
sundheitsblatt 44 (2001): 1115 – 1126
veröffentlicht.

Die Beschlußempfehlungen und der Be-
richt des Ausschusses für Gesundheit
des Deutschen Bundestages (Drucks.
14/7331) führen dazu aus:

„Die bisherigen Erfahrungen haben ge-
zeigt, daß ... die Anforderungen an 
die Hygiene bei der Aufbereitung von
Medizinprodukten zum Teil bei den
Betreibern von Medizinprodukten nicht
bekannt sind, zum Teil nicht mit der ge-
botenen Ernsthaftigkeit beachtet
wurden. Dies ist im Interesse des Ge-
sundheitsschutzes der Patientinnen und
Patienten, aber auch der Anwender
nicht länger hinnehmbar .... Von ent-
scheidender Bedeutung ist zudem, daß
die Qualität der Aufbereitung von den
zuständigen Behörden kontrolliert wird.

Mit Inkrafttreten dieser Regelung sind
die Länder aufgefordert, die Aufberei-
tung von Medizinprodukten, die bestim-
mungsgemäß keimarm oder steril zur
Anwendung kommen, verstärkt zu über-
wachen.

Die zuständige Aufsichtsbehörde, das
Ministerium für Frauen, Jugend, Familie
und Gesundheit des Landes Nordrhein-
Westfalen, teilte mit Schreiben vom 
18. März 2002 (Az.: III B 5-0622.6.4) mit,
daß die nordrhein-westfälischen Be-
hörden sich flächendeckend von der
Einhaltung der o. a. Rechtsvorschriften
überzeugen werden.
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Niedergelassene Ärzte, die ihren Arzt-
helferinnen oder ihren Putzhilfen einen
zu niedrigen Lohn zahlen, müssen auf-
passen. Denn dies kann dazu führen,
daß sie möglicherweise Sozialversiche-
rungsbeiträge nachzuzahlen haben. Die
„Ärzte Zeitung“ fragte den Geschäfts-
führer der Steuerberatungsgesellschaft
Metax, Rechtsanwalt Luis Fernando
Ureta, nach der Rechtslage.

Dr. Erhard G. aus dem Rheinland traute
seinen Ohren nicht, als er nach einer
Betriebsprüfung durch Mitarbeiter einer
Krankenkasse gesagt bekam, er solle
für seine zwei Arzthelferinnen, die auf
630-DM-Basis bei ihm arbeiten, Sozial-
versicherungsbeiträge für drei Jahre
nachzahlen. Die Prüfer stellten sich auf
den Standpunkt, daß den Arzthelferin-
nen tarifvertraglich ein 13. Monatsgehalt
zustehe, folglich müsse bei der Berech-
nung der Sozialversicherungsbeiträge
auch dieses nicht bezahlte 13. Monats-
gehalt beitragsmäßig berücksichtigt wer-
den.

Beiträge richten sich nach dem
geschuldeten Gehalt 
„Zahlt ein Arzt einer Mitarbeiterin weni-
ger, als dieser vertraglich zusteht, so be-
messen sich die geschuldeten Sozial-
versicherungsbeiträge und die Lohn-
steuer grundsätzlich an dem tatsächlich
geschuldeten Gehalt, dem sogenannten
Phantomlohn“, sagt Rechtsanwalt Ureta
der „Ärzte Zeitung“. Hierbei sei es ohne
Bedeutung, daß beispielsweise die Arzt-
helferin ihre Ansprüche nicht geltend ge-
macht hat.

Auch auf einen Phantomlohn
fallen Beiträge an 

Sozialversicherungen prüfen
strenger/Beiträge richten sich 
nach dem vergleichbaren Lohn 
in der Praxis 

Eine solche Konstellation wird nach Aus-
sage von Ureta besonders dann brisant,
wenn beispielsweise die ursprünglich als
geringfügig beschäftigte Arzthelferin
oder Putzhilfe aufgrund des Phantom-
lohns rückwirkend in die Gruppe der voll
beitrags- und steuerpflichtigen Arbeit-
nehmer rutscht. Nach der alten Rechts-
lage bedeutete dies für die Lohnan-
sprüche bis zum 31. März 1999 ein Mehr
an Sozialversicherungsbeiträgen in
Höhe von etwa 2000 Euro pro Person
und Jahr, für die Zeit ab dem 1. April
1999 etwa 800 Euro pro Person und
Jahr. Daneben drohen aber auch Steu-
ernachzahlungen. Ein solcher Phan-
tomlohn ist in der ärztlichen Praxis je-
doch eher selten, bemerkt der Jurist.
Typische Fälle sind:
� Lohnansprüche aus allgemeinver-

bindlichen Tarifverträgen, welche den
Arbeitnehmer und den Arbeitgeber
binden, 

� im Arbeitsvertrag wird auf die Rege-
lungen eines Tarifvertrages verwiesen, 

� die Teilzeitkraft wird schlechter bezahlt
als vergleichbare Vollzeitkräfte.

Der wichtigste Fall aus der Prüfungs-
praxis der Sozialversicherungsträger ist
der allgemeinverbindliche Tarifvertrag,
welcher vom Arbeitgeber nicht beachtet
wird. Da die Tarifverträge der Arzthelfe-
rinnen nicht allgemeinverbindlich sind,
droht hier zunächst keine Gefahr. Der
Tarifvertrag für Reinigungskräfte ist zwar
allgemeinverbindlich, jedoch nur für Ar-
beitgeber aus dem Reinigungsgewerbe.
Niedergelassene Ärzte sind also nicht
regelmäßig an diesen Tarifvertrag ge-
bunden.

Bedeutsamer sind die Fälle, in denen im
jeweiligen Arbeitsvertrag auf den Tarif-
vertrag der Arzthelferinnen verwiesen
wird, der Arzt als Arbeitgeber die Lohn-
steigerung des Tarifvertrages aber nicht
umsetzt oder übersieht, daß der Tarif-
vertrag für Sonn-/Feiertage einen Zu-
schlag vorsieht. In diesen Fällen kann
bei knapper Kalkulation schnell die Ge-
ringfügigkeitsgrenze überschritten wer-
den. Bei einer Sozialversicherungsprü-
fung kann es in einem solchen Fall zu
unliebsamen Überraschungen kommen.

Gleiches gilt, wenn die geringfügig be-
schäftigte Arzthelferin einen niedrigeren

Stundenlohn als vergleichbare Kräfte
aus der Praxis erhält oder als einzige
kein 13. Monatsgehalt. Auch dann ist für
die Bemessung der Sozialversiche-
rungsbeiträge regelmäßig der höhere
Vergleichslohn maßgeblich. Die Un-
gleichbehandlung wäre nur gerechtfer-
tigt, wenn es dafür sachliche Gründe
gibt. Diese hat der Arbeitgeber aber zu
beweisen.

Rückgriff auf die Mitarbeiter ist
nur teilweise möglich 
Die Sozialversicherungsansprüche kön-
nen regelmäßig für einen Zeitraum von
bis zu vier Jahren rückwirkend geltend
gemacht werden. In der Regel hat dies
zur Folge, daß der Arbeitgeber die ge-
samten Beiträge erstatten muß und we-
gen der Arbeitnehmeranteile in der Re-
gel nicht oder nur zum Teil Rückgriff auf
seine Mitarbeiter nehmen kann. Augen-
blicklich hat diese Konstellation für Ärz-
te noch keine sehr große Bedeutung, da
die Prüfer der Sozialversicherungen sich
zumeist scheuen, anhand der einzelnen
Arbeitsverträge genau zu prüfen, ob
höhere Lohnansprüche bestehen. Doch
das kann sich schnell ändern.

Der Praxistip für Mediziner 
Vermeiden Sie in Ihren Arbeitsverträgen
pauschale Verweisungen auf Tarifverträ-
ge! Die ungleiche Bezahlung von Mitar-
beitern bedarf eines sachlichen Grun-
des. Dieser kann beispielsweise in der
Qualifikation oder der Berufserfahrung
liegen. Stellen Sie hierbei sicher, daß
Sie diesen sachlichen Grund auch bele-
gen können.

Es gibt auf dem Markt zahlreiche Mu-
sterverträge, die mit geringen Änderun-
gen auf Ihre individuellen Bedürfnisse
zugeschnitten werden können. Lassen
Sie sich vor der Verwendung eines sol-
chen Formularvertrags zunächst von
Ihrem Anwalt über die richtige Anwen-
dung des Vertrages und sinnvolle Er-
gänzungen aufklären. Die richtige Vor-
sorge kann hier ebenso wie in der Me-
dizin einige Kosten und Unannehmlich-
keiten ersparen.

Wenn die Sozialversicherungsträger bei
Ihnen eine Nachzahlungspflicht feststel-
len sollten, kann sich eine Klage hierge-
gen lohnen, da in Fachkreisen erhebli-
che Bedenken gegen dieses Vorgehen
der Sozialversicherungsträger geäußert
werden.

Ärzte Zeitung, 3. 4. 2002

Miet-/Renditeobjekt 
Öhringen (Große Kreisstadt/Nordwürttemberg)

125m2, Toplage, Parkplätze, MwSt. frei,
dzt als Zahnarztpraxis vermietet

Von privat zu vermieten oder zu verkaufen.
Tel. ab 19.00 Uhr: 0 79 41 / 3 33 60
E-Mail: Werner_Hesse@t-online.de



Vorbemerkung
Die Nachfrage nach Gesundheitslei-
stungen wird weiter steigen. Die Gründe
dafür sind:
� der anhaltende medizinisch-techni-

sche Fortschritt, mit dessen Hilfe im-
mer mehr Krankheiten immer besser
behandelt werden können;

� die demographische Entwicklung mit
einem steigenden Anteil älterer Men-
schen und steigender Lebenserwar-
tung. Gerade im hohen Alter nimmt
der Bedarf an Gesundheitsleistungen
besonders stark zu;

� die steigende Wertschätzung der Ge-
sundheit, die im Bewußtsein der Be-
völkerung als ein sehr hohes Gut ein-
gestuft wird.

Demgegenüber werden die Beitragsein-
nahmen der gesetzlichen Krankenver-
sicherung mit den durch die steigende
Nachfrage verursachten Kosten der Ge-
sundheitsleistungen nicht Schritt halten.
Die Gründe dafür sind:
� der mit Blick auf die hohen Lohn-

nebenkosten heute als besonders
wichtig empfundene Grundsatz der
Beitragssatzstabilität,

� verhältnismäßig geringes Wirtschafts-
wachstum mit geringen Lohnzuwäch-
sen.

Die sich deshalb weiter öffnende Schere
zwischen Demographie und Innovation
einerseits und den Finanzierungsmög-
lichkeiten andererseits verlangt eine
Neugewichtung der Grundsätze der Ge-

setzlichen Krankenversicherung, näm-
lich Eigenverantwortung, Subsidiarität
und Solidarität.

Bei den anstehenden Reformschritten
ist Sorgfalt und Augenmaß geboten. Das
mehr als 100 Jahre alte und bewährte
System der gesetzlichen Krankenversi-
cherung ist kein Exerzierfeld für un-
bekümmerte oder unausgegorene Ex-
perimente.

Eigenverantwortung stärken
und verdeutlichen
Kein Gesundheitswesen in der Welt
kann darauf verzichten, daß sich der ein-
zelne Versicherte auch selbst um seine
Gesundheit kümmert. Eigenverantwor-
tung muß deshalb gestärkt und nicht ab-
gebaut werden. Sie entspricht dem Men-
schenbild des mündigen Bürgers eben-
so wie dem Grundsatz der Subsidiarität.

Der Grundsatz der Eigenverantwortung
ist im Recht der Krankenversicherung
zwar verankert, allerdings nur in einer
sehr abstrakten Form (§§ 1, 2 SGB V).
Eigenverantwortung muß durch Über-
nahme konkreter Verpflichtungen ver-
deutlicht und gestärkt werden. Eigen-
verantwortung ist mehr als Zuzahlung.

Mehr Transparenz,
Vereinfachung, Deregulierung,
Entbürokratisierung im Gesund-
heitswesen/in der GKV
Mehr Transparenz und mehr individuel-
le Wahlmöglichkeiten sind die Voraus-
setzung dafür, daß mehr Eigenverant-
wortung auch wirklich zum Tragen
kommt. Deshalb wollen wir, soweit wie ir-
gend möglich, die Transparenz des Ge-
sundheitswesens erhöhen und Regulie-
rungen und Bürokratisierung abbauen.
Dazu gehört, das bisherige unüber-
sichtliche Zuzahlungssystem neu zu
ordnen. Mündige Bürger wollen infor-
miert sein, zum Beispiel über Behand-
lungskosten und Qualität der Versor-
gung.

Bei begrenztem Finanzbudget
keine unbeschränkten
Leistungen
Kein Gesundheitswesen in der Welt
kann mit begrenzten Mitteln unbegrenz-
te Leistungen versprechen. Wenn we-
gen des Grundsatzes der Beitragssatz-
stabilität die der Krankenversicherung
zur Verfügung stehenden Finanzmittel
beschränkt sind, müssen auch die soli-
darisch finanzierten Gesundheitsleistun-
gen damit in Einklang gebracht werden.
Der Grundgedanke der Solidarität ver-
langt, daß auf der einen Seite die Kran-
kenversicherung für diejenigen Risiken
aufkommen muß, die der einzelne nicht
selbst tragen kann. Auf der anderen
Seite muß jedoch der einzelne für die
Risiken, die er selbst tragen kann, auch
selbst aufkommen. Es ist deshalb eine
Neudefinition erforderlich, was künftig
kollektiv finanziert werden muß und was
privat finanziert werden kann. Der
Schutz der sozial Schwachen ist dabei
wichtiges Gebot.

Mehr Flexibilität, 
Wahlfreiheit bei den
Versicherungsleistungen
Den Versicherten können und müssen
mehr Wahlmöglichkeiten eröffnet wer-
den. Sie sind selbst am besten in der
Lage, darüber zu entscheiden, ob sie
ein hinsichtlich der medizinischen Not-
wendigkeit ausreichendes Leistungspa-
ket zu einem geringeren Preis oder ein
umfassenderes Leistungspaket, dann
aber mit einem höheren Beitrag wün-
schen.

Der Rahmen der solidarisch finanzierten
Leistungen muß sich entsprechend dem
zur Verfügung stehenden Finanzvolumen
auf einen Katalog von medizinisch not-
wendigen Leistungen beschränken. Ne-
ben diesen Kernleistungen soll den Ver-
sicherten ein Katalog von Wahlleistun-
gen (Zusatzleistungen, ergänzenden Lei-
stungen, Komplementärleistungen) zur
Verfügung stehen, aus dem sie nach
ihren individuellen Wünschen und Be-
dürfnissen auswählen können.

Kernleistungen
Der Katalog von Kernleistungen soll me-
dizinisch notwendige Leistungen um-
fassen, auf die ein modernes Siche-
rungssystem im Krankheitsfall nicht ver-
zichten kann, wie die ambulante und die
stationäre (zahn)ärztliche Behandlung
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Parteien im Spiegel 
ihrer gesundheitspolitischen
Aussagen: CDU

Im Rheinischen Zahnärzteblatt
5/2002 begann die Publikation der
gesundheitspolitischen Aussagen der
im Bundestag vertretenen Parteien.
Lesen Sie in dieser Ausgabe das
Regierungsprogramm der CDU
anhand des Thesenpapiers der
Kommission Humane Dienste. 
Die Serie wird bis zum Monat
September 2002 fortgesetzt.



sowie die Versorgung mit Arzneimitteln,
Heil- und Hilfsmitteln. Diese Kernlei-
stungen müssen wirtschaftlich erbracht
werden und den medizinischen Fort-
schritt berücksichtigen. Die Selbstver-
waltung soll durch geeignete Bewer-
tungs- und Steuerungsinstrumente wie
z. B. die Richtlinien der Bundesaus-
schüsse, die wirtschaftliche Erbringung
von Kernleistungen sicherstellen. Zu den
Kernleistungen zählt auch das nach Ab-
lauf der Entgeltfortzahlung im Krank-
heitsfall zu zahlende Krankengeld. Die
Kernleistungen werden paritätisch durch
Beiträge der Versicherten und der Ar-
beitgeber finanziert. In geeigneten Fäl-
len sind Zuzahlungen vorzusehen, die
den Versicherten aber nicht finanziell
überlasten dürfen.

Nicht mehr zu den Kernleistungen zäh-
len die Leistungen, die der Leistungs-
katalog der gesetzlichen Krankenver-
sicherung unter den Gesichtspunkten
der medizinischen Notwendigkeit und
gesteigerten Eigenverantwortung nicht
mehr enthalten muß. Dazu gehören zum
Beispiel Zahnersatz (außer als Folge
von Unfällen und schweren Erkrankun-
gen) und Fahrtkosten (außer im Zusam-
menhang mit lebenserhaltenden Maß-
nahmen wie Dialyse).

Hierzu zählen aber auch versicherungs-
fremde Leistungen, insbesondere im Zu-
sammenhang mit Schwangerschaft,
Mutterschaft und Erziehungsurlaub, sie
müßten wegen ihrer gesellschafts- und
familienpolitischen Bedeutung aus Steu-
ermitteln finanziert werden.

Der Kernleistungskatalog könnte das
bestehende Leistungsvolumen der ge-
setzlichen Krankenversicherung um bis
zu zehn Prozent verringern; dies ent-
spräche gegenwärtig 1,33 Beitragssatz-
punkten.

Wahlleistungen
Als Wahlleistungen sollen medizinisch
sinnvolle und wünschenswerte Leistun-
gen angeboten werden können, die
noch nicht oder nicht mehr im Kernlei-
stungskatalog enthalten sind. Wahllei-
stungen werden allein aus Beiträgen der
Versicherten finanziert.

Noch in der Diskussion befindet sich die
Frage, ob Wahlleistungen ausschließlich
von den Krankenkassen der gesetzli-
chen Krankenversicherung, ausschließ-
lich von den Unternehmen der privaten
Krankenversicherung oder von beiden
angeboten werden können.

Wenn die Wahlleistungen auch von der
GKV angeboten werden sollen, sind
noch folgende Fragen zu klären:
� Soll der Katalog der Wahlleistungen

gesetzlich abschließend vorgegeben
werden, oder sollen die Krankenkas-
sen die Möglichkeit haben, ihr Wahl-
leistungsangebot frei zu gestalten?

� Soll für die Krankenkassen bei Wahl-
leistungen Kontrahierungszwang herr-
schen?

� Sollen die Krankenkassen für die
Wahlleistungen risikoorientierte Bei-
träge erheben müssen?

Solidarischer Wettbewerb,
Steuerung durch die
Selbstverwaltung
Das deutsche Gesundheitswesen ist gut
und international anerkannt. Gleichwohl
sind die individuellen Wahlmöglichkeiten
der Versicherten und die solidarischen
Wettbewerbselemente auszubauen.
Wettbewerb im Gesundheitswesen ist
dabei mehr als nur ein Mittel zur Er-
reichung von mehr Effizienz im Rahmen
einer solidarischen Krankenversiche-
rung. Die Wettbewerbsordnung begrün-
det hier wie überall Entscheidungs-
freiräume für die Beteiligten und ent-
spricht so dem Menschenbild mündiger
Bürger.

Wettbewerb und Solidarität müssen
sinnvoll miteinander verbunden werden;
erforderlich dafür sind zum Beispiel eine
Flexibilisierung des derzeitigen Systems
fester Kollektivverträge und ein rationa-
les Preissystem in allen Gesundheits-
bereichen. Die vertragliche Steuerung
durch die Selbstverwaltung verdient den
Vorzug gegenüber staatlichem Dirigis-
mus. Wettbewerb und Monopole vertra-
gen sich nicht. Daß die Länder mit ihren
Krankenhausplanungen faktisch ein
Drittel der Ausgaben der Krankenver-
sicherung bestimmen, ohne daß die
Krankenversicherung eine echte Mög-
lichkeit der Einflußnahme hätte, ist mit
dem Gedanken der Steuerung des Ge-
sundheitswesens durch Wettbewerb
nicht zu vereinbaren.

Veränderungen bei der
Finanzierung
Die Finanzierung unseres Krankenver-
sicherungssystems erfolgt bisher über
die Anbindung an den Lohn. Dies ist
grundsätzlich richtig. Mit Beitragsein-
nahmen aus dem Lohn allein werden wir
aber den medizinischen Fortschritt und

die demographischen Herausforderun-
gen nicht finanzieren können.

Wir müssen deshalb bereit sein, die
Lohnanbindung durch andere Finanzie-
rungsformen zu ergänzen. Das bedeutet
zum Beispiel konkret, daß auch über die
Heranziehung sonstiger Einkommen zur
Beitragsbemessung und über die Bei-
tragspflicht bisher beitragsfrei versicher-
ter Personen nachgedacht werden muß.

Prävention und Rehabilitation
stärken
Die Prävention ist eine wichtige Option,
um die demographische Herausforde-
rung des Gesundheitswesens im 21.
Jahrhundert erfolgreich zu bestehen;
große Teile der heutigen Gesundheits-
ausgaben könnten insbesondere durch
verhaltenspräventive Ansätze vermie-
den werden.

Auch die medizinische Rehabilitation ist
konsequent und indikationsbezogen
auszubauen. Ziel ist eine funktionale
Gleichstellung von Prävention, Kuration
und Rehabilitation als gleichberechtigte
und notwendige Säulen des Versor-
gungssystems. Voraussetzung dafür ist
eine inhaltliche Abgrenzung zwischen
medizinisch notwendigen Leistungen
der Prävention und Rehabilitation einer-
seits und wünschenswerten Maßnah-
men aus dem Bereich der Kuren ande-
rerseits.

Bessere Abgrenzung zwischen
den einzelnen Systemen 
der sozialen Sicherung,
Schnittstellenprobleme lösen
Um die Zielgenauigkeit der sozialen Si-
cherungssysteme zu verbessern und
Reibungsverluste zu vermeiden, darf die
Reform des Gesundheitswesens sich
nicht in einer Neuordnung des Kranken-
versicherungssystems erschöpfen, son-
dern muß den Bereich der Pflege, der
Rehabilitation und der Behindertenhilfe
mit einschließen. Vor allem am Beispiel
der Pflegeversicherung ist deutlich ge-
worden, daß sich etwa der Bedarf der äl-
teren Mitbürger an Sozialleistungen in-
zwischen auf mehrere Sicherungs-
systeme erstreckt, insbesondere auf die
Rentenversicherung, Krankenversiche-
rung, Pflegeversicherung und Sozialhil-
fe. Die heute daraus folgende Notwen-
digkeit, mehrere soziale Leistungsträger
nebeneinander in Anspruch nehmen zu
müssen, muß Anlaß sein, über die Ver-
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änderung von Zuständigkeiten nachzudenken, um die Zielge-
nauigkeit und Effizienz der Leistungsgewährung zu erhöhen.
Die Zusammenführung von Pflegeversicherung und Kranken-
versicherung ist in diesem Zusammenhang zu erwägen.

Ein wachsender Gesundheitsmarkt als Chance
der Arbeitsmarkt- und Wirtschaftspolitik
Die originäre Aufgabe unseres Gesundheitswesens ist es,
Leben zu retten, Krankheit zu heilen, Gesundheit zu erhalten,
Leiden zu lindern und Sterbenden zu helfen. Zur Wirklichkeit
gehört aber auch die Tatsache, daß das Gesundheitswesen
mit insgesamt 4,2 Millionen Arbeitsplätzen einer der größten
Arbeitgeber in Deutschland ist. Alle arbeitsmarktpolitischen
Analysen gehen davon aus, daß gerade das Gesundheitswe-
sen ein gesamtwirtschaftlicher Wachstumsmarkt der Zukunft
ist. Deshalb müssen bei den Reformansätzen, die gesetzliche
Krankenversicherung zukunftsfest zu machen, diese dynami-
schen Wachstumschancen mitberücksichtigt werden.

Gesundheitliche Versorgung in der Europäi-
schen Union
Europa wächst immer mehr zusammen, das gilt auch für den
Gesundheitsbereich. So beeinflussen bereits heute EU-Rah-
mengesetze und Entscheidungen des Europäischen Ge-
richtshofs die nationale Gesundheitspolitik. Deshalb müssen
die GKV-Reformansätze auch EU-fest gemacht werden.

Quelle:
http://www.cdu.de/Politik-a-z/gesundheit/kap 141.htm

Für weitere Informationen: www.cdu.de

Zusammengestellt von Dr. Rüdiger Butz
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Gesundheitspolitik in Deutschland: 
Gängelung von Ärzten und Patienten –

So geht es nicht weiter!
Die Gesundheitspolitik in Deutschland steckt in der Sack-
gasse. Die jüngsten Diskussionen um die beabsichtigte
„Reform“ der rot-grünen Gesundheitspolitik zeigen den
Weg auf in eine zunehmende Gängelung von Ärzten 

und Patienten, anstatt ein flexibles Instrumentarium zu
schaffen, das sich am Bedarf von Gesundheitsleistungen

orientiert. Damit muß endlich Schluß sein!

Den Hintergründen, Defiziten und Wegen aus der
Sackgasse im gemeinsamen Interesse von Ärzten 

und Patienten widmet sich die

Podiumsveranstaltung 
der ärztlichen und zahnärztlichen Basisgruppen 

zusammen mit dem Freien Verband Deutscher Zahnärzte
und dem Hartmannbund 

am Mittwoch, dem 3. Juli 2002, 19.00 Uhr 
in der Stadthalle in Bochum-Wattenscheid.

Gast: Jürgen W. Möllemann
Stellvertretender Parteivorsitzender und ehemaliger

gesundheitspolitischer Sprecher der FDP-Bundestagsfraktion
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In einer gemeinsamen Pressekonfe-
renz in Berlin haben die führenden
Repräsentanten der Heilberufe am

16. April 2002 auf Vermittlung der APO-
Bank im Wahljahr 2002 sieben Schritte
für eine notwendige Reform im Ge-
sundheitswesen der Öffentlichkeit vor-
gestellt:

1. Der Erhalt der freien Wahl des Arztes,
Zahnarztes und Apothekers, verbun-
den mit freier Wahl der Krankenver-
sicherung, ist auch für die zukünftige
Gestaltung des Gesundheitssystems
unabdingbare Voraussetzung. Die Ko-
ordination von Leistungen muß si-
chergestellt werden.

2. Die Heilberufe bekennen sich aus-
drücklich zum Solidarprinzip. Es muß
mit den demografischen, medizini-
schen und wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen in Einklang stehen.

3. Im Wettbewerb der Krankenversiche-
rungen muß Raum für die private
Krankenversicherung bleiben. Eine
Einheitsversicherung lehnen wir ab.

4. Die Patienten müssen auch in Zukunft
den Anspruch auf die medizinisch
notwendige Versorgung haben. Um
die Eigenverantwortung der Patienten
und damit deren Kostenverantwor-
tung zu stärken, ist bei den Solidar-
leistungen jedoch eine sozialverträg-
liche Selbstbeteiligung anzustreben.
In diesem Zusammenhang ist die
Realisierung der Kostenkenntnis für
die Patienten und die Schaffung der
erforderlichen Transparenz sicherzu-
stellen.

5. In geeigneten Leistungsbereichen
werden Festzuschüsse eingeführt.

6. Darüber hinausgehende Leistungen
sollen im Wege der Zuzahlung abge-
golten werden. Diese Zuzahlung kann
durch individuelle Vereinbarungen
zwischen Arzt und Patient oder im
Rahmen von Gebührenordnungen er-
folgen.

7. Im Sinne des Wettbewerbs der Ver-
sorgungsstrukturen ist den Patienten
die Kostenerstattung optional anzu-
bieten. Da sich die zahnmedizinische

Pressekonferenz der Heilberufe in Berlin

Die sieben Schritte 
der Heilberufe

Prof. Dr. Jörg-Dietrich Hoppe, 
Präsident der Bundesärztekammer

Dr. Dr. Jürgen Weitkamp, 
Präsident der Bundeszahnärztekammer

Den Ausbau des Kassenversorgungs-
staates sieht Hoppe mit Argusaugen:
„Das würde die endgültige Abkehr von
der Zuwendungsmedizin hin zur Zutei-
lungsmedizin bedeuten.“ Die Ärzteschaft
könnte bei diesem Weg in die Staats-
medizin nicht mehr ihrer sozialen
Verantwortung gerecht werden. Denn
Verantwortung setzt auch Rechte zur
Mitgestaltung voraus und wenn diese
weiter eingeschränkt werden, dann stellt
sich für die deutsche Ärzteschaft die Sy-
stemfrage.

Prof. Hoppe wies bei der Pressekonfe-
renz auf seinen Brief an Gesundheits-
ministerin Ulla Schmidt hin, der in der
Presse als Brandbrief bezeichnet wurde.

Versorgung ideal für das Kosten-
erstattungsprinzip eignet, soll die Ko-
stenerstattung in diesem Bereich so-
fort eingeführt werden.

Es besteht zwischen den Berufsgruppen
Einigkeit darüber, daß die in der ge-
meinsamen Position festgelegten Ziel-
setzungen lediglich Schritte auf dem
Weg zu einer notwendigen Gesund-
heitsreform sein können.

Der Präsident der Bundesärztekammer
Prof. Dr. Jörg-Dietrich Hoppe beklag-
te die mangelnde Gemeinwohlorien-
tierung und die kurzatmigen Konzepte
parlamentarisch nicht legitimierter Ex-
pertokraten bei den Zielvorstellungen in-
nerhalb der Reformbemühungen im Ge-
sundheitswesen. Er widerlegte die Mär
von der Kostenexplosion. In Relation
zum Bruttoinlandsprodukt mit 6,0 Pro-
zent im Jahre 1975 zu 6,6 Prozent im
Jahre 2000 ist der Anteil der Gesund-
heitsausgaben relativ konstant geblie-
ben. Prof. Hoppe: „Was von manchen
als Leistungsexplosion verurteilt wird, ist
die Grundlage unserer Gesellschaft des
langen Lebens. Zur Erosion der GKV hat
die Politik selbst maßgeblich beigetra-
gen. In den letzten Jahren sind der GKV
annähernd 50 Milliarden DM entzogen
worden, weil Löcher in der Rentenkasse
und der Arbeitslosenversicherung ge-
stopft werden mußten.“

Prof. Hoppe wies auf den Spruch seines
Vorgängers Prof. Dr. Horst Bourmer
hin: Unser Gesundheitswesen wird zwar
solidarisch finanziert, aber unsolidarisch
in Anspruch genommen und politisch
mißbraucht. Statt Bürgernähe herrsche
Bürokratisierung.

„Expertokraten lassen sich Institute und
Behörden in Gesetze schreiben, ver-
sprechen Patentlösungen, werden aber
niemals wirklich zur Verantwortung ge-
zogen. Qualitätssicherung von Verwal-
tungsexperten ist nicht mehr als
Verwaltungsmedizin, sie geht an den
praxisrelevanten Erfordernissen völlig
vorbei. Es ist an der Zeit, daß die Politik
diese patientenfernen Vordenker ersetzt
und mit eigenständigem Nachdenken
beginnt.“
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II.. Der Patient hat Anspruch auf eine individuelle, nach
seinen Bedürfnissen ausgerichtete Behandlung und
Betreuung. Das setzt die Therapiefreiheit des Arztes
ebenso voraus wie die Bereitstellung der notwendigen
Mittel. Eine Rationierung medizinischer Leistungen
oder auch der Weg in die Checklistenmedizin führen in
die Unterversorgung.

IIII.. Der Patient hat Anspruch auf die freie Arztwahl.
Patientenrechte und Patientenautonomie bleiben aber
hohle Phrasen, wenn dieses Recht auf freie Wahl, und
damit auf die individuelle Vertrauensbeziehung zum
Patienten aufgehoben wird. Selbstredend liegt es in
der Entscheidung des Patienten, bestimmte Versor-
gungstarife, wie etwa den Hausarzttarif, freiwillig zu
wählen.

IIIIII.. Der Patient hat Anspruch auf Transparenz. Die
Ärzteschaft setzt sich deshalb nachdrücklich für eine
regelmäßige Information des Patienten über die Menge,
Umfang und Kosten der für ihn erbrachten Leistungen
ein. Zugleich aber muß der Patient auch die Möglichkeit
erhalten, zwischen Sachleistung und Kostenerstattung
(auf der Basis der amtlichen Gebührenordnung) zu
wählen.

IIVV.. Der Patient hat Anspruch auf die Solidarität der
Versicherten. Solidarität bedeutet im Krankheitsfall
auf das Leistungsvermögen der Solidargemeinschaft

zurückgreifen zu können. Solidarität bedeutet ande-
rerseits, daß jeder entsprechend seiner finanziellen
Möglichkeiten einen Beitrag zur gesetzlichen Kranken-
versicherung zu leisten hat und die gesetzliche Kran-
kenversicherung auch nur nach Maßgabe des Notwen-
digen in Anspruch nimmt. Über das Notwendige
hinausgehende Leistungen gehören in eine Zusatzver-
sicherung und dürfen nicht zu Lasten der Solidarge-
meinschaft erbracht werden. Zugleich muß im Wett-
bewerb der Krankenversicherung Raum für die private
Krankenversicherung bleiben. Eine Einheitsversiche-
rung widerspricht den Prinzipien der Eigenverantwor-
tung sowie der Patientenautonomie und wird deshalb
von der Ärzteschaft abgelehnt.

VV. Der Patient hat Anspruch auf eine wirkliche Kran-
kenversicherung. Als Versicherter zahlt er Beiträge in
die Krankenversicherung ein, um im Krankheitsfall not-
wendige Leistungen zu erhalten. Darauf hat er An-
spruch. Dieser Anspruch wird aber seit Jahren erheblich
geschwächt, weil der Krankenversicherung immer mehr
versicherungsfremde Aufgaben zugewiesen werden, die
mit ihrer originären Aufgabenstellung nichts mehr zu
tun haben. Die gesetzliche Krankenversicherung hätte
kein milliardenschweres Defizit zu beklagen, wenn sie
nicht fortwährend als sozialpolitischer Verschiebebahn-
hof mißbraucht werden würde.

VVII.. Der Patient erwartet Fürsorge und Zuwendung von
den Berufen im Gesundheitswesen. Doch die zuneh-
mende Reglementierung im Gesundheitswesen, der
enorme Wettbewerbsdruck und die z. T. menschen-
unwürdigen Arbeitsbedingungen führen zu wachsen-
der Demotivation der Gesundheitsberufe und schrecken
den potentiellen Nachwuchs ab. Die gesundheitspoli-
tischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen müs-
sen deshalb endlich so gestaltet werden, daß diese Be-
rufe wieder an Attraktivität gewinnen. Andernfalls
droht der Personalkollaps in der medizinischen Ver-
sorgung.

VVIIII.. Der Patient hat Anspruch auf ein bürgernahes
Gesundheitswesen. Durch eine Selbstverwaltung der
Beteiligten und Betroffenen ist das noch gewährlei-
stet. Wird die Selbstverwaltung jedoch abgeschafft oder
wird den Krankenkassen die alleinige Steuerungsmacht
über das Gesundheitswesen verliehen, dann sind
Anonymisierung, Deprofessionalisierung und weitere
Mangelverwaltung nicht mehr aufzuhalten. Dann dro-
hen englische Verhältnisse.

Prof. Dr. med. Jörg-Dietrich Hoppe,
Präsident der Bundesärztekammer und des 

Deutschen Ärztetages, 16. April 2002

Er enthält die unverzichtbaren Grund-
lagen einer bedarfsgerechten Versor-
gung (s. Kasten). Den Vortrag des Prä-
sidenten der Bundeszahnärztekammer
Dr. Dr. Jürgen Weitkamp vor der Bun-

despressekonferenz am 16. April 2002
mit dem Thema: „Modellprojekt Zahn-,
Mund- und Kieferheilkunde in Deutsch-
land. Die präventionsorientierte Zahn-,
Mund- und Kieferheilkunde – ein System

mit befundbezogenen Festzuschüssen
und Kostenerstattung“ werden wir we-
gen der großen aktuellen Bedeutung im
nächsten RZB ausführlich behandeln.

Dr. Kurt J. Gerritz

Die Union will Nichtraucher
belohnen
Nichtraucher sollen bei einem Wahlsieg
der Union mit niedrigeren Krankenkas-
senbeiträgen belohnt werden. Das kün-
digte die bayerische Sozialministerin
Christa Stewens (CSU) bei der Vorstel-
lung des gesundheitspolitischen Wahl-
programms der Union an. Ferner wollen
CDU und CSU Wahltarife beim Umfang
des Krankenschutzes einführen.

Umstritten scheint dagegen die Frage
von Regreßansprüchen oder Risikozu-
schlägen. Stewens sagte, Versicherte,
die „grob fahrlässig oder sogar vorsätz-
lich“ ihre Gesundheit schädigen, sollten
einen Teil der Kosten selbst zahlen. Als
Beispiele nannte sie Zungenpiercing,
Bungee-Jumping und Autounfälle unter
Alkohol. Zudem regte sie „Risikozu-
schläge“ für Gesundheitsmuffel an. Das
heißt: Versicherte, die sich weigern, an
Präventionsmaßnahmen teilzunehmen,
sollen zur Kasse gebeten werden. CSU-
Vize Horst Seehofer versicherte dage-
gen, daß es mit einer unionsgeführten
Bundesregierung keine Regreßan-

F Ü R  S I E  G E L E S E N
sprüche oder Risikozuschläge geben
werde. Anderslautende Meldungen sei-
en „persönliche Auffassung von Frau
Stewens“.

Die Welt, 10. 5. 2002 

Mehr Freiheit für Versicherte 
Die bayerische Sozialministerin Christa
Stewens hat einen völlig unnötigen Streit
mit ihrem Parteifreund, dem stellvertre-
tenden CSU-Vorsitzenden und früheren
Bundesgesundheitsminister, Horst See-
hofer, vom Zaun gebrochen. Seehofer
hat zu Recht die Überlegung von Frau
Stewens zurückgewiesen, wonach Kran-
kenversicherte, die ihre Gesundheit
etwa durch übermäßigen Alkoholgenuß,
Zungenpiercing oder Bungee-Springen
gefährden, einen Risikozuschlag zahlen
sollen. Ein solcher Schritt würde einen
übermäßigen Verwaltungsaufwand zur
Folge haben, ohne die Probleme der
Krankenversicherung wirklich zu lösen.
Denn die risikofreudigen Versicherten
tragen nur unmaßgeblich zu den über-
bordenden Kosten des Gesundheitssy-
stems bei.

Die Gesundheitspolitik ist ein zu drän-
gendes und ernstes Thema, als daß sich
die Union dazu Streit in den eigenen
Reihen erlauben könnte. Vielmehr
kommt es darauf an, Wähler, Ärzte, Kas-
sen und Verbände von der Richtigkeit
der Unionsüberlegung zu überzeugen,
daß eine Aufteilung des Krankenkas-
senkatalogs in Grund- und Wahlleistun-
gen richtig ist. Dadurch würde ein Markt
geschaffen, auf dem die Versicherten
sich ein Leistungspaket zusammenstel-
len könnten. Niemand würde dabei für
seine Sünden wie etwa starkes Rau-
chen oder Trinken bestraft.

Völlig kontraproduktiv ist indessen das
Vorhaben der SPD, an dem einheitlichen
Leistungskatalog der gesetzlichen Kran-
kenkassen festzuhalten oder gar alle
Versicherten in die gesetzlichen Kassen
zu zwingen und die Privatkassen nur
noch für Zusatzversicherungen offenzu-
halten. Der Versicherungsmarkt braucht
mehr Freiheit und keine weiteren Ein-
schränkungen.

Die Welt, 10. 5. 2002 



gers Pech war letztendlich die Frauen-
quote, die es ihm nicht erlaubte, gegen
weniger profilierte Frauen anzutreten.

Vielleicht dämmert es der Grünen-
Führung, welche politischen Talente sie
mit starren Regeln vorzeitig in die Pen-
sion schickt. Gerade in der Wirtschafts-
politik hatten sich die Grünen über Poli-
tiker wie Metzger profiliert. Ein ähnliches
Schicksal ereilte eine andere prominen-
te grüne Politikerin. Auf dem Landespar-
teitag in Schleswig-Holstein erhielt die
Wehrexpertin Angelika Beer nicht die
erforderliche Mehrheit für eine erneute
Kandidatur. Da sie zum vierten Male für
den Bundestag kandidierte, verfehlte sie
die in der Satzung vorgeschriebene zwei
drittel Mehrheit.

Grüne Gesundheitspolitik im
Abseits
Gesundheitspolitik findet bei den
Grünen kaum noch statt. Die Partei, die
noch vor anderthalb Jahren mit Andrea
Fischer (Bündnis-Grüne) die Bundes-
gesundheitsministerin stellte, verfügt
über kein Personalkonzept zu diesem
wichtigen Politikfeld. Weder Andrea
Fischer noch Monika Knoche oder
Erwin Jordan werden dem nächsten
Bundestag angehören. Dasselbe gilt für

Eigentlich war an dieser Stelle ein
Interview mit Oswald Metzger,
dem grünen Haushaltsexperten im

Deutschen Bundestag, fest eingeplant.
Nach einigen Vorgesprächen hatten wir
uns auf den 18. April 2002 in Berlin ver-
abredet. Es kam anders. Der grüne Fi-
nanzexperte und Schlagzeilenkönig kam
beim Landesparteitag in Freiburg am 14.
April nicht zum Zug. Nacheinander
scheiterte er im Direktvergleich an den
Realos Fritz Kuhn, Rezzo Schlauch
und Cem Özdemir. Die Konkurrenz pro-
minenter Männer um die wenigen aus-
sichtsreichen Positionen war besonders
scharf, weil die Hälfte der Listenplätze
für Frauen reserviert war. Platz eins auf
der Landesliste der Grünen in Baden-
Württemberg erhielt die parlamentari-
sche Staatssekretärin im Entwicklungs-
hilfeministerium Uschi Eid.

Wutentbrannt und enttäuscht verließ
Metzger den Saal, als das Abstim-
mungsergebnis für Platz 6 bekannt-
gegeben wurde. Er kündigte an, aus der
Bundespolitik auszuscheiden und sich
nach einem Job in der Privatwirtschaft
umzusehen.

Oswald Metzger stand bei den Grünen
für die wirtschaftliche Vernunft. Wie kein
zweiter verstand er es, urbürgerliche
Themen wie Sparen, solide Haushalts-
führung und mäßige Steuern bei den Al-
ternativen salonfähig und sie deshalb
auch für solche Gruppen wählbar zu ma-
chen. Sogar Alt-Bundeskanzler Helmut
Kohl lobte den Star im Haushaltsaus-
schuß: „Der versteht etwas von Finan-
zen.“

Metzger, der dem Deutschen Bundes-
tag seit 1994 angehört, revanchierte
sich mit Überlegungen zu einer
schwarz-grünen Koalition im Bund, was
ihm unter den Parteifreunden heftige
Kritik einbrachte. Vor einigen Tagen
sorgte er wieder einmal für heftige
Turbulenzen in der Koalition. Als Be-
richterstatter für den Verteidigungsetat

organisierte er den Widerstand grüner
Abgeordneter gegen den Airbus-Militär-
transporter A 400 M. Rhetorisch ge-
schliffen und fachlich versiert zeigte er
die Schwächen des Rüstungsprojekts
auf. Er wies nach, daß die Zahlen aus
dem Verteidigungsministerium einfach
nicht zusammenpassen. Einflußreiche
Mitglieder der Regierungskoalition ma-
chen in kleinen Kreisen keinen Hehl dar-
aus, daß sie Metzgers Kritik an Rudolf
Scharping (SPD) inhaltlich teilen.

Unbequemes Parteimitglied
Dennoch – alle sind ‚stinksauer‘ auf den
grünen Politiker. Bundeskanzler Ger-
hard Schröder und viele Sozialdemo-
kraten halten Metzger für einen Profil-
Neurotiker. Selbst in der eigenen Frak-
tion schütteln jene den Kopf, die an der
Regierungsverantwortung hängen. „Es
gehört sich einfach nicht, dem Koali-
tionspartner von hinten voll in die Beine
zu grätschen,“ heißt es in Berlin.

Außenminister Joschka Fischer war so
erzürnt, daß er seinen vermeintlich ei-
gensinnigen Parteifreund heftig zu-
sammenstauchte. So schaffte es der
Oberschwabe aus dem Kurort Bad
Schussenried, daß er sich trotz berech-
tigter Einwände ins Abseits manövrierte.
Umweltminister Jürgen Trittin (Bündnis-
Grüne) befand am 25. April 2002 im ZDF
nicht ohne Genugtuung, daß Oswald
Metzger abgestraft wurde und diese Tat-
sache schon für sich selbst spreche.

Metzger, der seiner Partei gerne ein
„konstruktives Rebellentum“ verordnet
hätte, hat nach eigener Meinung in den
letzten acht Jahren gute Arbeit im Bun-
destag geleistet. Er kritisiert nun wie-
derum die eigene Partei: „Bei uns wer-
den die Ecken und Kanten immer mehr
abgeschliffen. Inzwischen macht der
Bundeskanzler doch mit den Grünen,
was er will.“ Schuld an dieser Entwick-
lung trage die Grünenspitze, die zu we-
nig Selbstbewußtsein zeige. „Die Grü-
nen stecken in einer Sinnkrise.“ Metz-
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Karrierebruch bei Oswald Metzger

Grüner Aderlaß

Oswald Metzger Foto: dpa

„Scharping bleibt Scharping.
Dazu fällt einem Wilhelm Busch ein:
Ist der Ruf erst ruiniert, 
lebt sich‘s gänzlich ungeniert.“

Oswald Metzger

„Es gibt keine uneingeschränkte So-
lidarität gegenüber der Regierung.“

Oswald Metzger

„Zur Geradlinigkeit gehört auch, 
daß man Botschaften vertritt, 
auch wenn sie politisch nicht
optimal sind.“

Oswald Metzger
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Spanischer Ratsvorsitzender
will die Systeme harmonisieren
Völlig überraschend hat der spanische
Ministerpräsident José Maria Aznar ge-
fordert, die Sozialsysteme in der
Europäischen Union zu harmonisieren.
Die Aussage ist in allen EU-Staaten
veröffentlicht worden, ohne daß ein
Ministerpräsident dagegen protestiert
hat.

Der jeweilige Ratspräsident bestimmt
maßgeblich die Politik für die EU und
ihre Entscheidungen. Deutschland, das
ganz besonders unter einer EU-Harmo-
nisierung seines Sozialsystems zu lei-
den hätte, hat bisher keinen Widerstand
geleistet.

Die Ankündigung Aznars steht in direk-
tem Widerspruch zu den EU-Verträgen
nach Maastricht. Dort wird eindeutig
festgelegt, daß der Ministerrat der EU
„Fördermaßnahmen nur unter Aus-
schluß jeglicher Harmonisierung der
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der

F Ü R  S I E  G E L E S E N

Der spanische Ministerpräsident 
José Maria Aznar. Foto: dpa

Mitgliedstaaten“ erlassen darf. Offen-
sichtlich stört das José Maria Aznar
nicht. Zumal er sich mit der unglaubli-
chen Behauptung, „20 Millionen Ar-
beitsplätze in acht Jahren zu schaffen“,
in das Heer der Utopisten einreiht. Den-
noch steht seine – bisher nicht wider-
sprochene – Forderung nach Harmoni-
sierung.

Das würde die Sozialsysteme in
Deutschland weiter massiv schwächen;
das Modell der Selbstverwaltung – ein-
zigartig in Europa – wäre ebenso hinfäl-
lig wie gestalterische Rechte außerhalb
der staatlichen Reglementierung.

Hinzu kommen ungeahnte neue
Schwierigkeiten für die Beitrittsländer,
die derzeit schon ihre Sozialsysteme mit
hohen Defiziten unterhalten und vor al-
lem ihr Gesundheitswesen in schwieri-
gen Prozessen an die EU heranführen
müssen. Das würde massive finanzielle
Unterstützung der EU erfordern – eine
weitere Finanzverpflichtung für Deutsch-
land? Hier muß Bundeskanzler Gerhard

Schröder eingreifen, um Schaden von
seinem Land abzuwenden – und das in
einem Wahljahr.

Gelber Dienst, 1. 3. 2002

Katrin Göring-Eckhardt, der gesundheitspolitischen Spre-
cherin der Fraktion. Insofern ist es auch nicht verwunderlich,
daß zwei Redner bei der grünen Bundesdelegiertenkonferenz
vom 15. bis 17. März ihrer Führung Konzeptionslosigkeit und
mangelndes grünes Profil in der Gesundheits- und Sozialpo-
litik vorwarfen.

So blieb es insbesondere dem ver.di-Chef Frank Bsirske als
Gastredner und dem Vorsitzenden der Bundesarbeitsge-
meinschaft Arbeit, Gesundheit, Soziales Germanus Hunge-
ling vorbehalten, diese Thematik anzusprechen. Nach Hun-
geling ist die Gesundheitspolitik ein Stiefkind der Partei. Er kri-
tisierte die Vorlage des Bundesvorstandes: „Ihr fehlt jede Form
von Vision.“ Nichts sei darin zu finden über Patientenrechte,
Geschlechtergerechtigkeit, die nichtärztlichen Heilberufe oder
die besonderen Gesundheitsbedürfnisse von Kindern und Mi-
granten. Darüber hinaus gebe es in der Vorlage Passagen, die
mißverständlich seien, weil sie in der Tendenz in Richtung
Grund- und Wahlleistungen gingen.

Zu letzterer Thematik meinte Katrin Göring-Eckhardt in ih-
rer Gegenrede, daß der grüne Gewerkschaftsboß Bsirske mit
seiner Absage an Grund- und Wahlleistungen völlig Recht
habe. Nur bei Leistungsangeboten, die über das medizinisch
Notwendige hinausgingen, könne man über zusätzliche
Versicherungsangebote reden.

Traurige Perspektiven für eine Gesundheitsreform in der kom-
menden Legislaturperiode. Schon heute steht fest, daß Ge-
sundheitspolitik bei den Grünen weder personell noch inhalt-
lich stattfindet. – Was bleibt, ist höchstens ein Blick zurück.

Dr. Kurt J. Gerritz
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Im Wahljahr 2002 hat Bundeskanzler
Gerhard Schröder auf einmal den
Mittelstand entdeckt, den es zu för-

dern gilt. Immerhin gehen mehr als zwei
Drittel aller Arbeitsplätze in Deutschland
auf dessen Konto. Während in der
Großindustrie – vor allem in Nordrhein-
Westfalen – immer mehr Arbeitsplätze
verlorengehen, war es dem Mittelstand
vorbehalten, durch Neugründungen und
Erweiterungen neue Arbeitsplätze zu
schaffen. Leider zu wenig.

Wie will nun der „Kanzler der Großin-
dustrie“ den Mittelstand fördern? Seine
jüngste Idee: Mit einer Mittelstandsbank.
Wie die aussehen soll, bleibt allerdings
erst einmal im Dunkeln. Auch Experten
wie Dinslakens Sparkassenchef Ulrich
Schneidewind haben keine rechte Vor-
stellung davon, was ein solches Institut
bewegen soll, zumal bislang der Mittel-
stand – dazu gehören auch die nieder-
gelassenen Ärzte und Zahnärzte – in der
Hauptsache von den Sparkassen und
Genossenschaftsbanken betreut wird.

Im Jahr 2000 etwa wurde die Mittel-
vergabe aus Mittelstandsförderprogram-
men von Bund und Land in Nordrhein-
Westfalen zu 42,3 Prozent über die

Neue Pläne des Bundeskanzlers

Mittelstandsbank statt
adäquater
Mittelstandsförderung

Bundeskanzler Gerhard Schröder Foto: dpa

Dr. Helmut Linssen Foto: Renate Gerritz

Sparkassen abgewickelt, mit 23,1 Pro-
zent waren die Genossenschaftsbanken
beteiligt und den restlichen Kuchen von
34,7 Prozent teilen sich die anderen
Banken.

Mittelstandsförderung findet heute also
auch ohne „Mittelstandsbank“ statt. Im
Jahr 2000 etwa wurden aus dem ent-
sprechenden Förderprogramm im ge-
samten Kreis Wesel fast 300 Millionen
Mark vergeben. Was fehlt, ist eine
adäquate Mittelstandspolitik mit den
entsprechenden Rahmenbedingungen.
So stellte der 1.Vizepräsident des Land-
tages Dr. Helmut Linssen (CDU) be-
reits am 23. Mai 2001 gegenüber 
dem RZB folgendes fest: „Diejenigen, die
von der Regierung Schröder am stärk-
sten verraten worden sind, gehören der
sogenannten ‚Neuen Mitte‘ an. Diese
Menschen, die Schröder gewählt haben
und sich große Hoffnung gemacht ha-
ben, müssen nun sehr enttäuscht sein.
Schröder hat sich Konzernangehörige
als Berater in die Ministerien geholt, und
so darf man sich auch nicht wundern,
wenn die Steuerreform zugunsten der
Großindustrie ausfällt. Mich wundert ei-
gentlich, weshalb der Mittelstand so still-
hält. Die Steuervorteile greifen erst ab

2005; die Belastungen – resultierend aus
der Gegenfinanzierung – jedoch sofort.
Die Behandlung des Mittelstandes durch
die Berliner Regierung ist unfair und un-
gerecht.“

Hierzu paßt auch ganz gut das Ein-
geständnis des scheidenden Bundes-
tagsabgeordneten und Arbeitsmarkt-
experten Prof. Dr. Uwe Jens (SPD) im
RZB 3/2002 angesichts dramatischer
Steuerrückgänge in den kommunalen
Kassen: „Es wäre sicherlich besser ge-
wesen, im Rahmen der Steuerreform
erst den Mittelstand zu entlasten und
später die Großkonzerne.“

Wetten, daß Bundeskanzler Gerhard
Schröder im Falle einer Wiederwahl am
22. September 2002 seine Idee von der
Förderung des Mittelstandes vergessen
hat! – Die Mittelstandsbank ist ohnehin
eine Schnapsidee unseres Medien-
kanzlers. Dann gilt es, den notleidenden
Finanzministern und den kommunalen
Kämmerern unter die Arme zu greifen,
z. B. mit einer Reform der Gemeinde-
finanzierung, welche zusätzliche Abga-
ben oder Steuern für den Mittelstand
vorsieht, u. a. auch Gewerbesteuer für
den Freiberufler.

Dr. Kurt J. Gerritz

Kölner 
Zahnärzteball
2002

Freitag, 15. November 2002
ab 19 Uhr im Messeclub 
der Kölner Messe

Voranmeldungen nimmt
entgegen: Dr. Walter Förster
Berrenrather Straße 311
50937 Köln
Telefon/Fax (02 21) 41 06 37
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Am 19. Dezember 1902 findet dann im
Hotel „Reichshof“ zu Danzig von 8.30
bis 12.24 Uhr die „Gründungsverhand-
lung“ statt. Die handschriftlich angefer-
tigte Notiz der Gründungskommission
auf einem Briefbogen des „Hotel Reichs-
hof“ ist von 12 Mitgliedern unterzeich-
net. In den Vorstand des neuen Vereins

Selbsthilfe der Heilberufe
Die Geschichte der Deutschen Apothe-
ker- und Ärztebank beginnt im Jahre
1902 in Danzig, das zu jener Zeit zum
Deutschen Kaiserreich gehörte. Der Ge-
danke zur Selbsthilfe durch Einrichtung
einer Kreditgenossenschaft innerhalb
der Heilberufe ist zuerst von der Apo-
thekerschaft realisiert worden. Als der
Apotheker R. Mattern um die Jahrhun-
dertwende den Genossenschaftsge-
danken aufgriff, befand sich die Apothe-
kerschaft in einer wirtschaftlichen Krise,
die insbesondere von einer außerge-
wöhnlichen Kreditnot gekennzeichnet
war.

Die damalige Situation findet ihren typi-
schen Ausdruck in einem Artikel in der
Pharmazeutischen Zeitschrift, Berlin,
vom 19. November 1902 mit dem Vor-
schlag und dem Aufruf des Apothekers
Mattern zur Gründung einer Pharma-
zeutischen Kreditgenossenschaft.

Die Deutsche Apotheker- und Ärz-
tebank feiert in diesem Jahr das
100jährige Bestehen. Sie ist die

genossenschaftliche Standesbank der
Heilberufe. Ihre Bedeutung für die Apo-
theker, Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte
liegt in der Zusammenfassung der wirt-
schaftlichen Kraft dieser freien Berufe
zur Erhaltung und Förderung ihrer Inter-
essen und die Selbständigkeit jedes ein-
zelnen. Sie stärkt die Eigenständigkeit
der Heilberufe in Gesellschaft und Wirt-
schaft. Die Bank erfüllt die Aufgabe, in-
dem sie innerhalb der Heilberufsstände
zirkulierende Gelder zusammenfaßt und
diese den Berufsständen, sowohl den
einzelnen als auch den Standeseinrich-
tungen, wieder zur Verfügung stellt. Als
Kreditgenossenschaft ist sie ihrem We-
sen nach wirtschaftliche Leistungs- und
Nutzungsgenossenschaft. Ihr Ziel ist
nicht auf Gewinn gerichtet, sondern be-
ruht auf dem Prinzip der Gegenseitig-
keit.

100 Jahre APO-Bank

Seit 1902 im Dienste 
der Heilberufe

Für die Entwicklung der Bank war die
Ausdehnung auf die Heilberufe der Ärzte,
Zahnärzte und Tierärzte die entscheidende
Wendung. Bei dieser Zusammenführung spielte
der Präsident der Zahnärztekammer Nordrhein
Dr. Karl Winter eine besondere Rolle.

Erst nach dem 2. Weltkrieg wurde der Hauptsitz der Bank von Berlin 
nach Düsseldorf verlegt. Hier das Haus in der Alleestr. 5 
(später Heinrich-Heine-Allee 5). Foto: APO-Bank
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wurden fünf Herren gewählt. Apothe-
kenbesitzer Mattern aus Langfuhr wur-
de Direktor und Vorstandsvorsitzender,
Apothekenbesitzer Knochenhauer sein
Stellvertreter. Daneben gab es einen
neunköpfigen Aufsichtsrat unter der Lei-
tung von Apothekenbesitzer Hoosmann
aus Dirschau.

Die Apotheker-Zeitung vom 31. Dezem-
ber 1902 schreibt in einem längeren Ar-
tikel ausführlich über die Aufgaben und
das Wesen eines Genossenschaftsver-
eins mit dem Prinzip der Gegenseitig-
keit. Ein besonderes Augenmerk soll der
neugegründete Verein dem An- und Ver-
kauf von Apotheken widmen.

Der mit schließlich 18 Mitgliedern ge-
gründete „Kreditverein Deutscher Apo-
theker“ (KREDA) zu Danzig hatte inner-
halb eines Jahres bereits erhebliche Er-
folge und einen guten Zulauf zu ver-
zeichnen. Im Jahresbericht 1903 wird
die Zahl der Genossenschaftler mit 249
und die Haftungssumme mit 250 000
Mark ausgewiesen. Die Entwicklung des
Mitgliederbestandes in den folgenden
Jahren hatte auch seinen Niederschlag
in den stets steigenden Bilanzsummen.
So stieg die Mitgliederzahl 1905 auf 538,
die Bilanzsumme von 1 324 082,54 Mark
übertraf zum ersten Male die Millionen-
grenze.

1909 gab es schon 1 573  Mitglieder bei
einer Bilanzsumme von 5 226 219,36
Mark. Schon zuvor, 1904, wurde eine

Zweigniederlassung in Berlin eröffnet,
daneben gab es in verschiedenen Städ-
ten – z. B. auch in Essen – Vertrauens-
männer, die mit der Vertretung der In-
teressen der KREDA befaßt waren.

Zweckmäßig erschien es auch, eine in-
zwischen bestehende Einkaufsgenos-
senschaft von KREDA zu trennen. De-
ren Verwaltung wurde Mattern übertra-
gen. Die Gründung und Entwicklung der
KREDA erregte sogar im europäischen
Ausland Aufsehen und führte später in
Holland und Schweden ebenfalls zur
Entwicklung von Kreditvereinen auf ge-
nossenschaftlicher Basis.

Für 1904 wurden bereits 5 Prozent
Dividende an die einzelnen Mitglieder
gezahlt. Seit 1907 war der KREDA in der
Lage, finanzielle Beihilfen an bedürftige
Pharmaziestudenten zur Absolvierung
des Studiums zu gewähren und auf dem
Sektor des Apothekenrechtes veröffent-
lichte mittlerweile der Syndikus der
KREDA Rechtsanwalt Lewinsky be-
merkenswerte Artikel.

Die stetige Aufwärtsentwicklung wurde
durch den Ersten Weltkrieg jäh ge-
bremst. Nach dem verlorenen Krieg war
eine Übersiedlung der Bank von Danzig
nach Berlin erforderlich, die am 1. Mai
1920 vollzogen wurde. Die Bank hatte in
Berlin das Grundstück Magdeburger
Straße 36 gekauft. Der Geschäftsbericht
des Jahres 1922 würdigt das zwanzig-
jährige Bestehen des Kreditvereins

Deutscher Apotheker. Wir erfahren, daß
der Apotheker Paul Kobes nach 20jähri-
ger Tätigkeit teils als Mitglied des Auf-
sichtsrates und zuletzt als Vorstands-
vorsitzender sein Amt mit Jahresschluß
1922 niederlegt, um sich der Verwaltung
seiner Apotheke in Kiel zu widmen. Der
Vorstand bestand zu jener Zeit aus den
Herren Rudolf Moerler, Karl Brednow
und Carl Lottermoser.

Inflation und Bankenkrise
Die Geschäftsjahre 1923, 1924 und
1925 stehen unter dem Eindruck der
Deutschland von den Alliierten auferleg-
ten Reparationszahlungen und einer
fortschreitenden Inflation. Am 11. Okto-
ber 1923 wurde die Mark als gesetzliche
Recheneinheit außer Kraft gesetzt. Zur
Stabilisierung entstand die Rentenmark
auf der Basis eine Rentenmark gleich
eine Billion Papiermark. Der Dollar lag
zu jener Zeit bei 4,2 Billionen Papier-
mark oder 4,2 Rentenmark.

Inflation und Umstellung auf die neue
Währung hatten bei der Apothekerbank
zur Stagnation geführt. Hinzu kam, daß
ein eingestellter Effektenhändler illegale
Geschäfte unter Täuschung der Direkto-
ren und des Aufsichtsrates tätigte, die zu
erheblichen Verlusten führten. Die Bank
stand im Jahre 1924 kurz vor dem Kon-
kurs. Dieser konnte durch Einzahlung
von 200 Goldmark eines jeden Genos-
sen sowie durch Verhandlungen mit den
Gläubigern noch gerade abgewendet
werden. Ebenso wurde ein neuer Ver-
waltungskörper der KREDA gewählt.

Der Umbau des Geschäftsgebäudes im
Jahre 1928 läßt nach den Sanierungs-
jahren darauf schließen, daß es mit der
Bank wieder aufwärts ging. Das Jahr
1931 ist gekennzeichnet durch eine in
Deutschland auf 28 Prozent steigende
Arbeitslosigkeit und die große Banken-
krise. Dies hatte eine Fülle von Notver-
ordnungen durch die Reichsregierung
zur Folge. In Zusammenhang mit der
Überwindung der Bankkrise entstanden
die heute noch bestehenden drei Groß-
banken – Deutsche Bank, Dresdner
Bank und Commerzbank. Der Vorstand
der KREDA stand durch die Erschütte-
rung des allgemeinen Vertrauens vor ei-
ner Belastungsprobe, die noch ver-
größert wurde durch die gesetzlichen
Beschränkungen der Verfügbarkeit über
Bankguthaben.

Der Geschäftsbericht von 1938 berichtet
über die gesteigerte Tätigkeit. Mit Stolz
wird hervorgehoben, daß es „der natio-
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nalsozialistischen Wirtschaftspolitik zu-
zuschreiben ist, konjunkturelle Schwan-
kungen auszugleichen und die Arbeits-
losigkeit einzudämmen“. Im Einverneh-
men mit dem Reichsapothekenführer
wurde am 29. Dezember 1938 in einer
außerordentlichen Generalversamm-
lung der einstimmige Beschluß gefaßt,
die KREDA mit der SPADA (Spar- und
Kreditgenossenschaft Deutscher Apo-
theker) zur Deutschen Apothekerbank
eGmbH zu vereinigen.

Nach Ende des zweiten Weltkrieges
stellte die Deutsche Apothekerbank, de-
ren Gebäude in Berlin im Jahre 1943 ei-
nem Bombenangriff zum Opfer gefallen
war, ihre Tätigkeit ein und wurde ein ru-
hendes Institut. In einem Protokoll des
Vorstandes vom 4. April 1945 heißt es:
„Fliegeralarm endet 11 Uhr. Da eine Be-
schlußfähigkeit nicht zustande kam,
wurde die Sitzung auf den 10. April 1945
verlegt. Unsere letzte Schreibmaschi-
nenkraft hat, ohne vorherige Rückspra-
che, Berlin verlassen.“ 

Wiederaufbau in Düsseldorf
Da die Banken in Berlin aufgrund ver-
schiedener Auflagen der damaligen Mi-
litärbehörden – anders als in den be-
setzten Westzonen – Restriktionen aus-
gesetzt waren, kam der Plan nach einer
Sitzverlegung des Bankinstitutes in den
westdeutschen Raum auf. Die offizielle
Genehmigung der neuen Westdeut-
schen Apothekerbank eGmbH mit Sitz in
Düsseldorf erfolgte am 27. September
1949. Der Vorstand des neugegründeten
Institutes regte die Ausdehnung der Ge-
schäftstätigkeit auf alle Heilberufe – auf
Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte – sowie
Förderer der Heilberufe an. Bereits am
30. September 1949 folgte der offizielle
Anschluß der Ärzte, Zahnärzte und Den-
tisten. Der Name der Bank erhielt 1950

den Zusatz „Bank für Gesundheitswe-
sen“.

Im Jahre 1950 war die Mitgliederzahl auf
750 angestiegen. Geeignete Räumlich-
keiten waren vonnöten. Bis dahin war
die Bank in den Privaträumen des ge-
schäftsführenden Vorstandsmitgliedes
Fritz Bauer in der Schumannstraße 81
untergebracht. Es wurde beschlossen,
zunächst Büroräume in der Düsseldorfer
Innenstadt, Königsallee 38/40 über der
Lichtburg, anzumieten. Der Plan, ein ge-
eignetes Grundstück aufzukaufen, wur-
de aus Kostengründen fallengelassen.
Für die Entwicklung der Bank war die
Ausdehnung auf die weiteren Heilberu-
fe die entscheidende Wendung.

Die endgültige Umfirmierung in Deut-
sche Apotheker- und Ärztebank fand
wegen behördlicher Einsprüche erst viel
später – am 14. Juli 1957 – statt. In ver-
schiedenen Verhandlungen mit dem In-
nenministerium als aufsichtsführender
Behörde hatten Dr. Rudolph Weise

(1898–1972) für die Ärzteschaft und
Kammerpräsident Karl Winter (1900–
1984) für die Zahnärzteschaft in ihrer
Funktion als Aufsichtsratsmitglieder auf
ein besonderes Interesse der Bank zur
Firmierung hingewiesen. Hinter der Wei-
gerung der Bankenaufsichtsbehörde
standen die Großbanken, die kein Inter-
esse an der Entstehung weiterer Stan-
desbanken hatten.

Ab 1951 wurde Paul Schröder Nachfol-
ger von Fritz Bauer als Bankdirektor.
Ein Ereignis besonderer Art war die
Verschmelzung der Westdeutschen
Apothekerbank Düsseldorf mit der ru-
henden Deutschen Apothekerbank
Berlin am 5. Juni 1955. Durch diese Fu-
sion war das Institut in Düsseldorf offizi-
ell Rechtsnachfolger der 1902 gegrün-
deten Bank. Im Jahre 1958 waren die
angemieteten Geschäftsräume in der
Königsallee für die erweiterte Aufga-
benstellung zu eng geworden. So wurde
das Haus in der Alleestraße Nr. 5 (spä-
ter Heinrich-Heine-Allee 5) erworben
und umgebaut. Im Jahre 1962 kam dann
das Nachbargrundstück Nr. 6 für einen
geplanten Erweiterungsbau hinzu.

Bereits 1955 sind erste Filialen in Berlin
und Stuttgart errichtet worden. Im Ge-
schäftsjahr 1957 bestanden neben der
Zentrale Düsseldorf, Zweigstellen in Ber-
lin, Stuttgart, Hamburg und Hannover;
hinzu kamen im Jahre 1958 München
und Frankfurt/Main. Seit der wirtschaft-
lichen Wiedereingliederung des Saar-
landes im Juli 1959 erstreckte sich die
Geschäftstätigkeit der Bank auch auf
dieses Bundesland. (Wird fortgesetzt!)

Dr. Kurt J. Gerritz

Quelle:
Gatzenmeyer, Vera Yvonne: Geschichte der
Deutschen Apotheker- und Ärzteband eG und
ihre Bedeutung als Selbsthilfeeinrichtung,
Dissertation, Düsseldorf 1988

Dr. med. dent Karl Winter, 1900–1984
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Krefeld im Freien Verband 
Deutscher Zahnärzte
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Anmeldung: Dr. Ursula Stegemann, 
Beethovenstraße 4, 47638 Straelen, 

Telefon (0 28 34) 80 15, 
Fax (0 28 34) 89 14 

oder per 
E-Mail: uschi.otten@t-online.de.
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(wird nur eingelöst, falls Sie nicht teilnehmen).
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Historisches

Zu den ersten Sparkassen in der
preußischen Rheinprovinz gehört
die Verbands-Sparkasse Wesel.

Die Gründung im Jahre 1827 erfolgte
zunächst in Verbindung mit dem städti-
schen Leih- und Pfandhaus. Die Spar-
kasse war damals im gotischen Rathaus
am großen Markt in einem einfachen
Kontor untergebracht, wo der Rendant
einmal in der Woche die Kassenge-
schäfte erledigte, und zwar an jedem
Montag zwischen 16 und 18 Uhr.

Jede Summe von einem Taler bis 200
Taler konnte eingezahlt werden. Der
Zinsfuß betrug damals vier Prozent. Das
Sparbuch kostete einen Silbergroschen.
Alle Geldbewegungen waren kostenlos.
Die Tätigkeit des Rendanten bei der
Sparkasse, die als Einrichtung der Stadt
gemeinnützigen Charakter hatte, war
unentgeltlich. Wesel zählte damals mit
den Soldaten der Garnison über 9 000
Einwohner. Sparkasse und Leihhaus
waren Zwillinge und hatten die gleichen
Ziele: Kampf gegen Not und Wucher.

175 Jahre Sparkasse Wesel

50 Taler 
Spareinlage

Christian Morawsky (r.) war der erste Kunde der Sparkasse Wesel im Jahre 1827, 
daneben „Bürger-Kapitain“ von Hagen, Rendant von Brincken und Bürgermeister Adolphi, 
der als Stadtoberhaupt gleichzeitig „Sparkassendirektor“ war 
(Szene nachgespielt am 5. April 2002 in der Verbands-Sparkasse Wesel). Foto: Renate Gerritz

Im ersten Paragraphen des ersten We-
seler Sparkassen-Reglements liest man
folgendes: „Es soll in Wesel eine Spar-
kasse errichtet werden, die mit dem
Leihhause in einer Verbindung stehet,
und die einstweilen die Fonds, so der
Erstern zufließen, in das Letztere
anlegen wird. Sie wird, so wie die Leih-
anstalt, für die Stadt Wesel und die Um-
gebung derselben bestehen. Die Stadt
übernimmt die Garantie dieser Anstalt.“

Der Bürger Christian Morawsky war
der erste Kunde der neugegründeten
Sparkasse. Er zahlte am 1. Oktober
1827 eine Minute vor 16 Uhr 50 Taler als
erste Spareinlage ein. Dafür erhielt er
„vier vom hundert für jedes Jahr“ Zin-
sen. Diese 50 Taler waren die erste
Spareinlage der Städtischen Sparkasse
Wesel. Für den Silbergroschen bekam
Morawsky das in § 13 des Reglements
versprochene „Bescheinigungs-Büchel-
chen, worin die Zahlung, so er einlegt,
verzeichnet wird.“

Natürlich wurden Sparer und Sparein-
lage auch als Nummer Eins in das
„Haupt-Buch der Spaar-Kaße zu Wesel,
1ter Band“ eingetragen. Das tat Rendant
und Buchhalter von Brincken in seiner
gewohnt präzisen Schrift, wobei er nicht
unterließ, gewisse Anfangs- und End-
buchstaben mit fast künstlerischem
Schwung zu malen. Vor allem hatte es
ihm das große E angetan.

Im ersten Sparkassenvorstand war
Bürgermeister Adolphi „Sparkassen-
direktor“, Herr von Tümpling vertrat den
Stadtrat und „Bürger-Kapitain“ von Ha-
gen die Bürgerschaft. Bürgermeister
Adolphi war mit einer Spareinlage von
zehn Talern am Gründungstag am 1. Ok-
tober 1827 auch der zweite Kunde. Da
aller guten Dinge drei sind, kam am sel-
ben Tag noch ein dritter Sparkunde. Der
„Schulfonds der Schule am Fusterberg“
erhielt ein Sparbuch über 18 Taler. Dann
schloß Buchhalter von Brincken den
Schalter bis zum nächsten „Spartag“ am
folgenden Montag.

Dr. Kurt J. Gerritz
Der Marktplatz in Wesel auf einem Stich von J. M. Kolb um 1850. Im Rathaus mit dem kleinen Türmchen
residierte zunächst auch die Sparkasse.



Falldarstellung
Im Februar 1996 beschliff der Beklagte,
der niedergelassener Zahnarzt ist, beim
Kläger mehrere Zähne im Unterkiefer zu
einer späteren Versorgung mit Brücken.
Die Präparation erfolgte unter Leitungs-
anästhesie. Bei einer der in diesem Zu-
sammenhang erfolgten Injektionen blieb
die Injektionskanüle – ob ganz oder teil-
weise, ist streitig – am Einstichort, intra-
oral am Ende des rechten Unterkiefer-
astes, im Muskelgewebe stecken. Weil
das steckengebliebene Teil unter der
Schleimhaut lag, gelang dem Beklagten
die Entfernung nicht. Er brach die Be-
handlung deshalb ab und riet dem Klä-
ger, sich in der Universitätszahnklinik
vorzustellen.

Ein dort noch am selben Tag vorgenom-
mener Versuch, den Fremdkörper zu
entfernen, scheiterte. Desgleichen eine
am Folgetag von intraoral her durchge-
führte Operation. Erst durch einen wei-
teren Eingriff, nämlich in einer weiteren,
nunmehr von extraoral her ausgeführ-
ten Operation, gelang es, den Fremd-
körper zu entfernen.

Der Kläger rügte das Vorgehen des Be-
klagten im Zusammenhang mit der In-
jektion, bei der der Fremdkörper im Kie-
fer steckenblieb, als gegen anerkannte
Behandlungsgrundsätze verstoßend.
Der Kläger behauptet, der Beklagte ha-
be die Injektionskanüle vor dem Einstich
verbogen. Dies sei, so meint der Kläger,
fehlerhaft, weil sich hierdurch die Gefahr
eines Kanülenbruchs erhöhe. Der Klä-
ger behauptet, die Injektionskanüle sei
in seinem Kiefer abgebrochen.

Beweisbeschluß des
Landgerichts
1. Verstieß der Beklagte, als er dem Klä-

ger eine Leistungsanästhesie rechts-
seitig setzte, gegen hierfür anerkann-
te Grundsätze zahnärztlicher Be-
handlung? Wenn ja: Inwiefern? Ins-
besondere: Verbog der Beklagte die
Injektionsnadel vor dem Einstich?

2. Wenn und soweit eine Fehlbehand-
lung seitens des Beklagten bejaht
wird: Blieb deswegen die Nadel – oder
ein Teil der Nadel – im Gewebe
stecken?

3. Welche typischen Risiken – mit wel-
cher Komplikationsdichte – sind mit
einer Leistungsanästhesie der dem
Kläger verabreichten Art verbunden?

4. Welche zusätzlichen Schmerzen, wel-
che zusätzlichen Belastungen und
welche gesundheitlichen Beeinträch-
tigungen erlitt der Kläger dadurch,
daß die Injektionsnadel – oder ein Teil
hiervon – in seinem Kiefer stecken-
blieb?
Gibt es beim Kläger als Folge des
Steckenbleibens bis heute fortdau-
ernde gesundheitliche Beeinträchti-
gungen?
Wenn ja: Wie stellt sich insoweit die
weitere Prognose für die Zukunft dar?

Beweismittel
Als Beweismittel standen zur Verfügung:

1. Die Prozeßakten, daraus insbeson-
dere
a. das operativ entfernte Fragment

der Injektionsnadel 
1. b. der erste Operationsbericht 

aus der Universitätsklinik
1. c. der zweite Operationsbericht 

aus der Universitätsklinik
1. d. der kieferchirurgisch-fachärztliche

Behandlungsbericht 
1. e. die Berichterstattung 

der Universitätsklinik 
1. f. die Aufzeichnungen des Kranken-

blattes der Universitätsklinik
1. g. die Originalkarteikarte des Patien-

ten aus der Praxis des Behandlers
1. h. die OPG-Übersichtsaufnahme 

aus der Universitätsklinik
1. i. die NNH-Aufnahme 

aus der Universitätsklinik
1. j. Kopien der Krankenakte 

aus der Universitätsklinik

2. Die zahnärztliche Untersuchung des
Klägers in der Gutachter-Praxis.

Anläßlich der Begutachtung wurde eine
OPG-Übersichtsaufnahme angefertigt,
um das mitgelieferte Beweisstück (frak-
turierte Kanüle) mit der auf der präope-

rativen Aufnahme in situ befindlichen
frakturierten Kanülen vergleichen zu
können.

Anamnestisch gab der Patient an, er
habe sich im Februar 1996 in zahnärzt-
licher Behandlung bei Herrn Dr. H. be-
funden. Im Rahmen eines Präparations-
termins zur prothetischen Versorgung
des rechten Unterkiefers habe vor der
Abdrucknahme die Anästhesie nachge-
lassen. Um ein adäquates Trockenhal-
ten zu gewährleisten, habe der Behand-
ler nachinjiziert. Der Zahnarzt habe vor
dem Einstich die Injektionskanüle ver-
bogen, um den Nervenaustrittspunkt
besser zu erreichen. Nachdem er das
Lokalanästhetikum injiziert habe, sei
beim Herausziehen die Kanüle abge-
brochen und das vordere Stück im
Weichgewebe verblieben. Der Zahnarzt
habe daraufhin versucht, das Fragment
zu entfernen. Da es ihm nicht gelang,
die abgebrochene Nadel zu ergreifen,
habe er den Patienten an die Univer-
sitätsklinik verwiesen. Dort sei zuerst
vergeblich versucht worden, den Nadel-
rest intraoral zu entfernen. Auch die ope-
rative intraorale Entfernung scheiterte.
Erst in erneuter Intubationsnarkose
konnte das Fragment von extraoral er-
griffen werden. Der Patient gibt an,
seitdem unter Taubheitsgefühlen im
Operationsbereich zu leiden. Des weite-
ren seien Probleme bei der Mundöff-
nung aufgetreten, die sich allerdings
mittlerweile gelegt hätten. Er beklagt
außerdem die Narbe, die im Zuge des
extraoralen Eingriffs entstanden sei.

Befund
a. klinischer Befund
intraoral (Zahnstatus siehe unten)
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Gutachten im
Gerichtsverfahren

c c c k c c

18 17 16 15 14 13 12 11 21 22 23 24 25 26 27 28

48 47 46 45 44 43 42 41 31 32 33 34 35 36 37 38

f c f z z z f z

f = fehlender Zahn z = zerstörter, nicht erhaltungswürdiger Zahn c = kariös erkrankter Zahn k = mit einer Krone
versehener Zahn.



Das Lückengebiß des Patienten ist stark
sanierungsbedürftig. Sowohl im Ober-
kiefer als auch im Unterkiefer finden sich
zahlreiche kariös erkrankte sowie nicht
erhaltungswürdige Zähne. Der Zahn 47
ist präpariert, jedoch prothetisch unver-
sorgt. Intraoral ist am rechten aufstei-
genden Unterkiefers eine schmale Nar-
be im Bereich der Injektionsstelle fest-
zustellen.

Extraoraler Befund
Extraoral erkennt man auf der rechten
Kopfhälfte unterhalb der Ohrspitze eine
parallel zum aufsteigenden Unterkiefer-
ast verlaufende, ca. vier cm lange Narbe.
Die Narbe ist gut verheilt und kaum
sichtbar.

Beantwortung der
Beweisfragen
1. Die Leitungsanästhesie ist die übliche
Anästhesiemethode bei zahnärztlichen
Eingriffen im Unterkiefer. Bei dieser
Technik wird der Nervus Alveolaris
inferior an seiner Eintrittsstelle in den
knöchernen Mandibularkanal mit dem
Lokalanästhetikum anästhesiert. Als Fol-
ge werden alle Zähne und Schleimhaut-
bereiche derselben Unterkieferseite
schmerzunempfindlich. Die übliche In-
jektionstechnik besteht in einem Einstich
ca. 1 mm oberhalb der Okklusionsebene
der Molaren, lateral der Plica pterygo-
mandibulare. Dieser Stelle entspricht
beim Erwachsenen in etwa der Lage des
Foramen mandibulare, der Nervenein-
trittsstelle. Die Injektionsnadel wird dann
etwa 2 cm tief eingeführt, bis die Kanüle
Knochenkontakt spüren läßt.

Sie wird dann leicht zurückgezogen und
nach vorhergehender Aspiration, welche
dem Ausschluß von Injektionen in Blut-
gefäße dient, erfolgt die langsame Ab-
gabe der Anästhesielösung. Im allge-
meinen wird heute die direkte Methode
zur Blockade des Nerven bevorzugt.
Hierbei wird bei weit geöffnetem Mund
von der Gegenseite kommend (Eck-
zahnregion der Gegenseite) in die er-
kennbare Einziehung (Pterygotemporal-
Depression) eingestochen. Des weite-
ren wird von einigen Behandlern auch
noch die indirekte Methode angewandt.
Diese Methode wird auch als Schwenk-
methode bezeichnet. Die Injektion erfolgt
hierbei von der Unterkiefermitte her. Die
Spritze wird dann nach lateral ge-
schwenkt, so daß die Kanülenspitze 
1,5 cm nach dorsal entlang des Kno-
chens vorgeschoben werden kann. Die
Spritze wird abschließend zurückge-

schwenkt, so daß sie sich über der Prä-
molarenregion der Gegenseite befindet.

Um den Nerveneintrittspunkt optimal zu
erreichen, biegen einige wenige Be-
handler die Injektionsnadel ab. Dieses
Vorgehen ist die Ausnahme und ent-
spricht nicht der gängigen Lehrauffas-
sung.

Im Rahmen der Begutachtung gab der
Patient an, Dr. H. habe die Injektionsna-
del „abgebrochen“. Ein Verbiegen der
Nadel konnte auch bei der Inspektion
der fraglichen Kanüle festgestellt wer-
den. Nun wird eine Deformation in un-
terschiedliche Ebenen ersichtlich. Inwie-
weit diese auch zusätzlich von den fol-
genden operativen Eingriffen, die der
Entfernung der Kanüle dienten, her-
rühren, ist nicht sicher. Auf der präope-
rativ angefertigten OPG-Aufnahme sieht
man allerdings bereits deutlich eine Ab-
knickung.

2. Ob bei dem Beklagten eine Fehlbe-
handlung festgestellt werden kann,
hängt weitestgehend von dem von ihm
verwendeten Materialien ab. Bei den
heute üblicherweise verwendeten dün-
nen Einmalkanülen kann laut diverser
Lehrbücher (siehe Quellenhinweise im
Anhang) sowie der schriftlichen Aus-
kunft des Pharma-Unternehmens
Hoechst Marion Roussel, ein Kanülen-
bruch –  selbst beim Vorverbiegen der
Nadel – ausgeschlossen werden. Bei
dem mitgelieferten Beweisstück, näm-
lich der operativ entfernten Injektions-
nadel, handelt es sich zweifelsfrei nicht
um eine übliche, dem heutigen Standard
entsprechende Injektionsnadel. Die vor-
liegende Kanüle ist im Querschnitt mehr-
fach dicker als die handelsüblichen Pro-
dukte. Des weiteren ist der Schliff der
Spitze deutlich abweichend. Ob es sich
bei dieser Kanüle um eine früher üb-
liche, mehrfach verwendbare sterilisier-
bare Kanüle handelt, kann nicht mit Si-
cherheit bestimmt werden, ist aber wahr-
scheinlich. Auffallend ist allerdings, daß
auf den Röntgenbildern aus der Univer-
sitätsklinik, die die Nadel in situ doku-
mentieren, eine scheinbar dünnere
Kanüle ersichtlich wird. In einem Telefo-
nat mit dem Behandler fragte ich diesen,
welche Art von Injektionsnadeln er ver-
wendet. Er gab an, die heute üblichen
dünnen Einmalkanülen zu benutzen,
von denen er mir nach Aufforderung
zwei Exemplare per Post zustellte. Im
Rahmen der Klärung der Beweisfragen
dieses Gutachtens wurde von mir eben-
falls eine OPG-Übersichtsaufnahme
angefertigt, bei der ich mir sowohl die

als Beweisstück vorliegende dickere
Kanüle als auch die mir zugesandte
Kanüle auf der Wange befestigte. Bei
einem Vergleich dieses Röntgenbildes
mit dem Röntgenbild der Universitäts-
klinik, das im gleichen Verfahren herge-
stellt wurde, konnte festgestellt werden,
daß die als Beweisstück beiliegende
Kanüle deutlich dicker ist als die im Ope-
rationsbereich erfaßte Nadel auf der
Universitätsklinik-Aufnahme.

Es bestehen aus meiner Sicht begrün-
dete Zweifel, daß es sich bei dem Be-
weisstück tatsächlich um die zuvor in
situ geröntgte Nadel handelt.

Im Verlauf einer Lokalanästhesie sind
unterschiedliche Komplikationen mög-
lich. Allerdings sind Zwischenfälle dank
der guten Verträglichkeit der heute ver-
wendeten Anästhetika sowie des ver-
wendeten Injektionsinstrumentariums
heute selten.

Man unterscheidet generell zwischen
allgemeinen Komplikationen wie Ohn-
macht, Intoxikation und allergischen
Reaktionen und lokalen Komplikationen.
Zu den lokalen Komplikationen gehören
Hämatome (Verletzung eines Gefäßes
bei der Injektion), Fazialislähmung (In-
filtration in die Ohrspeicheldrüse),
Schluckstörung (Diffusion des Anästhe-
tikums in den Rachenbereich), Nerv-
schädigung, Kopfschmerzen, Nekrose
und Kanülenbruch.

Bei dem vorliegenden Fall handelt es
sich um die lokale Komplikation eines
Kanülenbruchs. Bei der Verwendung von
Einmalkanülen ist der Kanülenbruch
heute eine seltene Komplikation. (Quel-
len: Schwenzer, Grimm: „Lehrbuch der
Zahn-, Mund-, und Kiefer-Heilkunde“; In-
formationsschreiben der Firma Hoechst
Marion Rousell, Gabka: Komplikation
und Fehler bei der zahnärztlichen Be-
handlung).

Die Komplikation des Kanülenbruchs
kam bei der Benutzung der früher übli-
cherweise verwendeten sterilisierbaren
mehrfach verwendeten Kanülen häufi-
ger vor. Diese Kanülen wurden durch zu
häufigen Gebrauch und oftmaliges
Sterilisieren spröde. Diese Frakturen
erfolgten meist am Kanülenpavillon, der
besonders bei mehrfach sterilisierten
Kanülen einen Schwachpunkt darstellt.
Verursacht wird der Bruch meist durch
eine Schwenkbewegung bei bereits tief
eingestochener Kanüle. Ist das Kanülen-
ende nicht mehr sichtbar und kann somit
nicht mehr mit einer Klemme heraus-
gezogen werden, wird eine sofortige Kli-
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nikeinweisung nötig mit der Anweisung,
den Mund geschlossen zu halten (Kanü-
lenwanderung).

3. Zweifelsfrei erlitt der Patient infolge
der abgebrochenen Injektionsnadel
Schmerzen und gesundheitliche Beein-
trächtigungen. Sowohl die intraoralen
Eingriffe als auch der extraorale erfor-
derten Lokal- sowie Allgemeinanästhe-
sien, teilweise größere Schnittführun-
gen, Manipulationen im Gewebe sowie
sicherlich als Folge auftretende Wund-
schmerzen. Nach den Operationen klag-
te der Patient über neurologische Be-
schwerden (sensibel und motorisch), die
vermutlich direkt mit den chirurgischen
Eingriffen zusammenhingen. Zusätzlich
belastet den Patienten die von extraoral
gut sichtbare Narbe. Diese Narbenbil-
dung erstreckt sich parallel zum aufstei-
genden Unterkieferast der rechten Kopf-
hälfte und ist ca. 4 cm lang. Im Rahmen
der Begutachtung konnte allerdings fest-
gestellt werden, daß die Narbe entzün-
dungsfrei und gut verheilt war. Inwieweit
fortdauernde gesundheitliche Beein-
trächtigungen bestehen bleiben bzw.
auftreten werden, läßt sich meinerseits
nicht definitiv prognostizieren. Während
die entstandene Narbe lebenslang
sichtbar bleiben wird, kann jedoch ver-
mutlich mit einer Verbesserung der neu-
rologischen Symptomatik gerechnet
werden.

Anhang
Für die Beantwortung der Beweisfragen
habe ich folgende Quellen herangezo-
gen:
1. N. Schwenzer, G. Grimm et al.:

Lehrbuch der Zahn- Mund- Kiefer-
Heilkunde, Thieme Verlag 1988

2. J. Gabka: Komplikationen und Fehler
bei der zahnärztlichen Behandlung;
Thieme Verlag, 3. Auflage

3. Die schriftliche Auskunft der Firma
Hoechst Marion Roussel zur Frage
der Häufigkeit von Kanülenbrüchen:
Kanülenbrüche kamen früher bei den
mehrfach benutzten und sterilisierten
Nadeln relativ häufig vor (Materialer-
müdung). Bei den heutigen Einmal-
kanülen sind Brüche praktisch auszu-
schließen. Statistisches Datenmateri-
al liegt leider nicht vor.

Das Urteil 
Die Klage ist unbegründet 
(AZ 25 0 44/99, Landgericht Köln).

Entscheidungsgründe: Die Vorausset-
zungen der §§ 823 1, 847 1 BGB, der al-
lein in Betracht kommenden An-
spruchsgrundlage, sind nicht erfüllt.
Denn der Beklagte verstieß im Zusam-
menhang mit der streitgegenständlichen
Injektion nicht gegen anerkannte Be-
handlungsgrundsätze.

Mit ihrer vorgenannten zusammenfas-
senden Feststellung sowie mit ihren
nachfolgenden Feststellungen zu den
zahnmedizinischen Einzelheiten folgte
das Gericht dem – insbesondere an-
hand von Röntgenbildern – überzeu-
gend begründeten Gutachten des Sach-
verständigen, der ihr auch aus zahl-
reichen anderen Verfahren als kompe-
tenter, zuverlässiger und persönlich un-
abhängiger Gutachter bekannt ist.

Allerdings steht – entgegen dem Vortrag
des Beklagten – fest, daß er die Injekti-
onskanüle vor dem Einstich vorgebogen
hatte und daß die Kanüle im Kiefer des
Klägers abbrach, nicht etwa als Ganzes
aus ihrer Halterung herausrutschte.
Näherer Ausführungen hierzu bedarf es
nicht. Denn der Beklagte verstieß da-
durch, daß er die Injektionskanüle vor
dem Einstich vorverbog, nicht gegen an-
erkannte Behandlungsgrundsätze. Es
haben sich auch keine Anhaltspunkte
dafür ergeben, daß der Beklagte sonst
in fehlerhafter Technik gespritzt hätte.
Das Vorverbiegen der Kanüle erklärt
sich plausibel aus der vom Beklagten –
im Einklang mit anerkannten Behand-
lungsgrundsätzen – praktizierten sog. in-
direkten Injektionsmethode. Bei dieser
Technik soll das Vorverbiegen der Nadel
das Erreichen des Nerveneintrittspunkts
erleichtern.

Das Vorverbiegen der Injektionsnadel
war auch nicht deshalb fehlerhaft, weil
es das Risiko eines Kanülenbruchs er-
höht hätte. Denn es steht fest, daß der
Beklagte für die Injektion eine der heute
– und schon seit etwa 20 Jahren – übli-
chen, sehr dünnen, zum einmaligen Ge-
brauch bestimmten und in sich flexiblen
Kanülen verwendete. Dies ergibt sich
aufgrund der vom Gericht in Augen-
schein genommenen Röntgenbilder,
nämlich dem in der Universitätszahn-
klinik präoperativ gefertigten OPG in
Verbindung mit dem vom Sachverstän-
digen – im Selbstversuch – gefertigten
Vergleichs-OPG. Eine dünne Einmal-
kanüle aber kann, wie der Sachverstän-
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dige überzeugend erläutert hat, ohne Er-
höhung der – ohnehin ganz geringen –
Bruchgefahr vorgebogen werden, eben
weil eine solche Kanüle in sich flexibel
ist. Dem gegenüber ist der vom Kläger
vorgelegte Kanülenteil nicht identisch
mit dem Nadelteil, der seinerzeit in sei-
nem Kiefer steckte. Dies folgt aus den
vorgenannten Röntgenbildern. Der vom
Kläger vorgelegte Kanülenteil kann nicht
mit dem präoperativen OPG aus der
Universitätszahnklinik in Einklang ge-
bracht werden, weder was die Stärke
des Teils angeht, noch hinsichtlich des
Verhältnisses des kürzeren zum länge-

ren Schenkel. Insbesondere was die
Stärke des Teils angeht, liegt vielmehr
ein ganz augenfällig deutlicher Unter-
schied vor, der sich auch nicht aus der
Röntgenaufnahmetechnik erklärt, dies
um so weniger, als die im OPG der Uni-
versitätszahnklinik abgebildete Stärke
des Fremdkörpers zwanglos zu einer
dünnen Einmalkanüle paßt.

Wenn der Kläger all dem gegenüber
dennoch behauptet, der, von ihm vorge-
legte Kanülenteil habe seinerzeit in
seinem Kiefer gesteckt, ist diese Be-
hauptung unbeachtlich, weil der Kläger

mit ihr gegen seine prozessuale Ver-
pflichtung zu sachlich richtigem, in sich
widerspruchsfreiem Vortrag verstößt 
(§ 138 ZPO). Es ist nämlich in sich wi-
dersprüchlich, daß der Kläger das vor-
erörterte, eindeutige Beweisergebnis
nicht einmal ansatzweise angreift, ande-
rerseits aber dennoch die vorzitierte Be-
hauptung aufstellt, die mit dem Beweis-
ergebnis gerade nicht zu vereinbaren ist.
Dem vom Kläger in diesem Zusammen-
hang angebotenen Zeugenbeweis war
demgemäß nicht nachzugehen.

Landgericht Köln, AZ 25 0 44/99
Dr. Rüdiger Butz
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Zum dritten Mal seit ihrem Bestehen
schreibt die Arbeitsgemeinschaft
für Keramik in der Zahnheilkunde

e.V. erneut den Forschungspreis für bis-
her noch nicht eingereichte wissen-
schaftliche Arbeiten auf den Gebiet der
vollkeramischen Zahnversorgungen
aus.

Für den neuen Forschungspreis 2002
können sich Zahnärzte sowie Wissen-
schaftler und Arbeitsgruppen bewerben,
die in der medizinischen oder zahn-
medizinischen Forschung tätig sind.
Auch das ausführende Dentallabor kann
als Mitglied einer Arbeitsgruppe teilneh-
men. Im Rahmen des Themas werden
klinische Untersuchungen angenom-
men, die auch die zahntechnische Aus-
führung umfassen können. Material-
technische Untersuchungen liegen
ebenfalls im Fokus der Ausschreibung.
Zugelassen sind auch klinische Arbei-
ten, die sich mit der computergestützten
Fertigung (CAD/CAM) und Eingliede-
rung von Brückengerüsten, Kronen, Ein-
lagefüllungen und Implantat-Suprastruk-
turen befassen.

Die einzureichenden Arbeiten können
folgende Inhalte haben:

� Defektorientierte Behandlung für den
Einsatz vollkeramischer Werkstoffe,

Ausschreibung der AG Keramik

Forschungspreis 2002 prämiert
Fortschritte in der Zahnrestau-
ration mit Dentalkeramiken

� Darstellung von Risikofaktoren 
mit Keramikwerkstoffen und
Befestigungssystemen,

� Erfahrungen mit adhäsiven 
Verfahren,

� Bearbeitungstechniken
verschiedener Keramiken,

� Untersuchungen über das
Langzeitverhalten, 

� Evaluation für eine praxisgerechte
Umsetzung.

Der Forschungspreis ist mit 3 600 Euro
dotiert. Einsendeschluß ist der 30. Sep-
tember 2002 (Poststempel). Die Arbeit
wird vom unabhängigen wissenschaftli-
chen Beirat der AG Keramik bewertet.
Dieser Jury gehören an: PD Dr. Fran-
kenberger (Erlangen), Prof. Dr. Kunzel-
mann (München), Prof. Dr. Noack (Köln),
Prof. Dr. Pospiech (München), Dr. Reiss
(Ettlingen), Prof.Walther (Karlsruhe), Dr.
Wiedhahn (Buchholz). Die Initiatoren der
Ausschreibung begrüßen insbesondere
die Bewerbung von Nachwuchswissen-
schaftlern.

Teilnahmebedingungen
Die Arbeiten sind anonym in einem Um-
schlag – mit einem Kennwort versehen
– bis zum 30. 9. 2002 einzureichen; sie

Die Arbeiten sind einzureichen 
bei der Geschäftsstelle der
Arbeitsgemeinschaft Keramik, Dü-
rerstraße 2 A, 76275 Ettlingen.

Nähere Informationen erhalten Sie
per Telefon (07 21) 9 45 29 29, 
Fax (07 21) 9 45 29 30 oder per 
E-Mail: AG-Keramik@t-online.de.

dürfen auf keine Weise den Autor er-
kennen lassen. Der Arbeit soll ein ver-
schlossener Umschlag beigefügt sein,
der mit dem Kennwort beschriftet ist.
Darin soll die Adresse des Autors oder
der Arbeitsgruppe genannt sein. Eine
schriftliche Erklärung soll beigefügt sein,
die bestätigt, dass der Bewerber die Be-
dingungen des Forschungspreises der
AG Keramik anerkennt.

Die Arbeit ist in vier Exemplaren in deut-
scher Sprache in publikationsreifer Form
abzugeben. Der Umfang sollte 20 Seiten
DIN A 4 einschließlich Abbildungen nicht
übersteigen. Die gleichzeitige Einrei-
chung für ein anderes Ausschreibungs-
verfahren ist nicht gestattet. Es werden
Arbeiten, die auf Dissertationen und Ha-
bilitationen beruhen, anerkannt – wobei
zur anderweitigen Veröffentlichung vor-
gesehene Arbeiten von der AG Keramik
nur angenommen werden, wenn sie erst
nach dem 30. 9. 2002 an Dritte zur
nochmaligen wissenschaftlichen Publi-
kation eingereicht werden.

Sofern die mit dem Forschungspreis
2002 ausgezeichneten Arbeiten zum
Zeitpunkt der Preisverleihung noch nicht
veröffentlicht sind, wird deren Publikati-
on von der AG Keramik unterstützt.

Der Forschungspreis 2002 wird verlie-
hen im Rahmen einer wissenschaft-
lichen Fachtagung.



Traditionelle Schmerzmittel wie Ibu-
profen oder Diclofenac, die zu den
nonsteroidalen Antiphlogistica (NSA)

gehören, werden in der zahnärztlichen
Praxis häufig zur Linderung von akuten
und chronischen Schmerzen verab-
reicht. Bei fortwährender Einnahme
während einer Zeitdauer von Wochen
oder Monaten steigt jedoch das Risiko,
daß Nebenwirkungen wie Geschwüre im
Darmtrakt, Blutungen oder Nierentoxi-
zität auftreten.

Zwei neue Analgetika sind jetzt auf dem
Markt: Celecoxib und Rofecoxib, in
Deutschland erhältlich unter dem Na-
men Celebrex® und Vioxx®. Sie wurden
entwickelt, um die bei fortdauernder Ein-
nahme von herkömmlichen NSA auftre-
tenden Nebenwirkungen zu vermindern.

Pharmakologische 
Aspekte der NSA
Die Wirkstoffe dieser Medikamenten-
klasse blockieren die Produktion zahl-
reicher Entzündungsmediatoren, wie
Prostaglandinen, Prostacyclinen und
Thromboxanen. Nach einer Verletzung
der Zellmembran werden deren Phos-
pholipide durch die Phospholipase A3 in
ihre Fettsäuren gespalten. Eine davon
ist die Arachidonsäure. Diese wird durch
die Enzyme Cyclooxygenase1 (COX-1)
in Prostaycline und Thromboxane und
durch die Cyclooxygenase2 (COX-2) in
Prostaglandine umgewandelt. COX-1-
Enzyme sind cytoprotektiv, d. h. sie sind
verantwortlich für die Regulation phy-
siologischer Zellaktivitäten im Magen, in
der Niere und in den Blutplättchen. Sie
sind ständig in der Zellmembran vor-
handen.

COX-2-Enzyme sind nicht ständig prä-
sent, sie treten nur bei einer Verletzung
oder bei Entzündungsvorgängen der
Zellmembran in Erscheinung. Freige-
setzt werden sie durch Makrophagen
und Monocten, die bei Entzündungs-
reaktionen nach zwei bis drei Stunden
an den Ort der Entzündung migrieren.
Daher treten diese Enzyme erst später
auf.

Traditionelle Schmerzmittel inhibieren
sowohl COX-1- als auch COX-2-Enzy-
me, wodurch es bei längerem Gebrauch
selbiger zu Störungen in den physiolo-
gischen Vorgängen im Magen-Darm-
Trakt und zu Blutgerinnungsstörungen
kommt. Die Analgetika der neuen Ge-
neration – sie werden als COX-2-Inhibi-
toren bezeichnet – bewirken dagegen
eine spezifische Blockade der COX-2-
Enzyme, die COX-1 bleiben intakt.

Schlußfolgerung
Anhand einiger klinischer Multicenter-
Studien vergleichen die Autoren die
analgetische Wirksamkeit der neuen mit
den traditionellen Analgetika. Diese zei-
gen, daß z. B. Rofecoxib in einer Dosie-
rung von 50 mg der maximalen Wirk-
samkeit von 400 mg Ibuprofen ent-
spricht, wobei Rofecoxib eine längere
Wirkungsdauer aufweist. Obwohl die
Studien beweisen, daß beide Mittel –
Celecoxib und Rofecoxib – die Neben-
wirkungen im Magen-Darm-Bereich (Ul-
zerationen) und verlängerte Blutungs-
zeiten zu vermindern scheinen, sind sie
dennoch nicht völlig auszuschließen. Die
Autoren weisen darauf hin, daß weiter-
hin Warnungen und Vorsichtsmaßnah-
men bei chronischem Gebrauch ange-
bracht sind, bis weitere klinische Erfah-
rungen gesammelt worden sind.

Klinische Empfehlungen für
den Zahnarzt
� Cyclooxygenase-Hemmer stellen für

den Zahnarzt eine therapeutische Al-
ternative zu herkömmlichen Analgeti-
ka dar, insbesondere zur Behandlung
von entzündlichen Vorgängen im Kie-
fergelenk und chronischen Kieferge-
lenkschmerzen.

� Zur Behandlung von akuten postope-
rativen Schmerzen zeigt nur Rofeco-

xib bei einer geringeren Dosis die
gleiche analgetische Wirksamkeit wie
Ibuprofen 400 mg.

� Beide COX-2-Hemmer haben den
Vorteil, daß sie in einer Dosis von 
1- bis 2mal pro Tag eingenommen
werden können.

� Studien beweisen, daß beide Hem-
mer geringe oder keine Auswirkungen
auf die Blutplättchenaggregation und
somit auf Blutungsparameter aufwei-
sen.

� Der hohe Preis der COX-2-Hemmer,
verglichen mit den Standardmitteln
wie Ibuprofen, schränkt jedoch eine
routinemäßige Verschreibung ein.

Kathrin Cunea, Duisburg

Quelle: Moore PA, Hersh EV: Celecoxib and rotecoxib.
The role of COX-2-inhibitors in dental practice. JADA,
Vol. 132, 451-6, April 2001

Die Redaktion holte zu dem
vorstehenden Beitrag die Meinung
eines Spezialisten aus der 
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf
ein. Lesen Sie nachfolgend seine
Ausführungen:

Leider muß ich Ihnen mitteilen, daß ich
die von den Autoren getroffenen Fest-
stellungen etwas einseitig gerichtet finde
und auch nicht der Meinung bin, daß al-
les, was hier steht, sich durch entspre-
chende Daten belegen läßt. So ist die
Nierentoxizität eine typische Eigenschaft
von COX-2 und nicht von COX-1-Inhibi-
toren. Auch ist die aus dem Text eventu-
ell herauszulesende Schlußfolgerung,
daß COX-1 gut und COX-2 schlecht ist,
in dieser extremen Formulierung sicher-
lich nicht richtig. COX-2-abhängige Pros-
taglandine sind nicht nur entscheidend
an Fertilisation, Schwangerschaft und
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Zwei Meinungen:

Neue Analgetika 
im Widerspruch
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Thromboxane Prostaglandine

Membran-
Phospholipide

Arachidonsäure

Phospholipase A2

Herkömmliche NSACyclooxygenase 1 Cyclooxygenase 2 Rofecoxib, Celecoxib

Pharmakologie



Geburt beteiligt, sondern wahrscheinlich
auch an einer Reihe von anderen phy-
siologischen Mechanismen. In diesem
Zusammenhang möchte ich auf Daten
aus der VIGOR-Studie verweisen, bei
der eine signifikant höhere Anzahl von
Herzinfarkten unter Einnahme von Ro-
fecoxib beschrieben wurde. Welche
Schlüsse man immer daraus ziehen
mag, eine abschließende Beurteilung
der Sicherheit von COX-2-spezifischen
Inhibitoren ist heute sicherlich noch nicht
möglich, und deswegen sollte man ent-
sprechend zurückhaltend auch bei der
Propagierung dieser Mittel sein.

Die Feststellung der Autoren, daß Ne-
benwirkungen im Magen-Darm-Bereich
nicht völlig auszuschließen seien, heißt
nichts anderes, als daß nach dem Er-
gebnis großer kontrollierter Studien zur
Magen-Darmverträglichkeit signifikant
mehr Magen-Darmnebenwirkungen für
COX-2 Inhibitoren als für Placebo ge-
funden wurden. Es kam lediglich zu ei-
ner geringeren Zahl von Blutungen.

Auch die Graphik ist insofern irrefüh-
rend, als durch die COX-2 natürlich auch
Prostacyclin gebildet wird. Diese COX-2-
abhängige Prostacyclinbildung beträgt
im vaskulären System immerhin ca. 70
Prozent.

Abschließend erlaube ich mir, Ihnen zu
Ihrer Information ein Manuskript zuzu-
senden, das ich vor fast genau 2 Jahren
gerne im Deutschen Ärzteblatt ver-
öffentlicht hätte. Leider war dieses Or-
gan der deutschen Ärzteschaft nicht  wil-
lens oder in der Lage, meinen Leserbrief
zu publizieren. Sie werden unschwer er-
kennen, daß er bis heute an Aktualität
nichts verloren hat.

Prof. Dr. med. K. Schrör
Direktor des Institutes für Pharmakologie

und Klinische Pharmakologie
Universitätsklinikum Düsseldorf

Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf
Universitätsstr. 1, Geb. 22.21

40225 Düsseldorf
E-Mail: kschroer@uni-duesseldorf.de

Analgetisch wirksam und
protektiv für den Magen?
In einem Artikel des Deutschen Ärzte-
blattes (DÄB 97/20, A-1402 (2000) wird
über ein Symposion des Herstellers von
Rofecoxib (Vioxx®) berichtet, in dem
klinische Befunde mit diesem neuen
COX-2-selektiven Inhibitor bei Arthrose-
patienten vorgestellt wurden. Dabei wird
besonders auf die gute Magenverträg-
lichkeit der Substanz (Ulcusinzidenz, Mi-
kroblutungen) im Vergleich mit den Kon-
trollmedikationen Ibuprofen (2.4 mg –
gemeint sind wahrscheinlich 2.4 g) und
Acetylsalicylsäure (2.6 g) hingewiesen.
Dazu einige Anmerkungen aus pharma-
kologischer Sicht:

Die Entwicklung von COX-2-selektiven
Inhibitoren erfolgte ursprünglich unter
der Vorstellung, daß die COX-2-abhän-
gige Prostaglandinsynthese entschei-
dend für die als negativ angesehenen
Prostaglandinwirkungen bei Schmerzen
und Entzündung sei, während die 
COX-1 die für die physiologischen
Prostaglandinwirkungen, z. B. bei der
Hämostase, erforderlichen Produkte
synthetisiert. (Grob) vereinfacht ausge-
drückt: COX-1 gut, COX-2 schlecht.
Ganz so simpel scheint aber die Wirk-
lichkeit doch nicht zu sein. So wurde 
z. B. gezeigt, daß über die Hälfte der im
allgemeinen Verständnis als positiv an-
gesehenen Prostacyclinbildung der Ge-
fäßwand über die COX-2 erfolgt. Da die
meisten Organe des Organismus über
eine eigene Blutversorgung verfügen,
läßt dies vermuten, daß in allen diesen
Organen auch eine COX-2-abhängige
Prostacyclinbildung erfolgt. Heute geht
man daher eher davon aus, daß die
COX-2 Prostaglandine „on demand“
synthetisiert, wobei die funktionelle Be-
deutung dieser Produkte (gut oder
schlecht) zunächst völlig offen ist. Der
vergleichsweise umfangreiche Katalog
an möglichen Anwendungsbeschrän-
kungen und Nebenwirkungen in der
Arzneimittelinformation des Herstellers
verdient in diesem Zusammenhang Be-
achtung.

Ein Modellansatz zum Studium der Be-
deutung der COX-2 für Körperfunktio-
nen sind „knock-out“-Tiere (Mäuse), de-
nen das Gen der COX-2 entfernt wurde.
Diese Tiere sind weder besonders ge-
sund noch besonders lebenstüchtig, z. B.
hinsichtlich ihrer Überlebenszeit und
Fortpflanzung. Auch zeigen diese Tiere
sehr wohl Entzündungsreaktionen, wäh-
rend umgekehrt COX-1 „knock-out“-Tie-

re ein ähnliches Ulcusrisiko aufweisen
wie gesunde Kontrollen.

Was den menschlichen Magen betrifft,
so wird wohl nicht einmal der Hersteller
davon sprechen, daß Rofecoxib ein ga-
stroprotektives Potential besitzt. Es ist
sicher richtig, daß die Inzidenz von Blu-
tungen und Ulcera im Vergleich zu Stan-
dardmedikationen deutlich vermindert
ist. Allerdings sollte man fairerweise
auch anmerken, daß zwischen den
Zeiten, in denen Acetylsalicylsäure in
Dosierungen von einigen Gramm pro
Tag zur Behandlung rheumatiformer
Schmerzen, „Goldstandard“ war und
heute 30 Jahre erfolgreicher pharma-
zeutischer Forschung liegen, zu denen
der Hersteller von Rofecoxib mit der Ein-
führung von Indometazin seinerzeit nicht
unwesentlich beigetragen hat. Im übri-
gen beziehen sich die positiven Befunde
mit Rofecoxib im Magen-Darmbereich
ausschließlich auf die Reduktion von
Blutungen und Ulcera bzw. damit zu-
sammenhängende morphologisch faß-
bare Veränderungen. Subjektive, und
zumindest für die Patientencompliance
nicht unwichtige, Nebenwirkungen sei-
tens des Magen-Darm-Traktes wie:
Übelkeit, Sodbrennen, Diarrhoe, Flatu-
lenz, Obstipation u. a. sind nicht vermin-
dert und auch in der Gebrauchsinfor-
mation des Herstellers aufgeführt.

Um nicht falsch verstanden zu werden –
die Einführung COX-2-selektiver Inhibi-
toren als Alternative zu nicht-selektiven
Substanzen ist ein innovatives und sehr
überprüfenswertes neues pharmakothe-
rapeutisches Konzept.Gerade deswegen
ist es aber auch erforderlich, mögliche
unerwünschte Wirkungen, die sich auf-
grund des neuartigen Wirkmechanismus
ergeben, möglichst frühzeitig zu erken-
nen und mit besonderer Aufmerksamkeit
zu verfolgen. Hierzu gehören nach dem
Ergebnis von Tierexperimenten u. a. eine
verzögerte Ulcusheilungsrate, verzöger-
te Wundheilung, mögliche Interferenz mit
der antithrombotischen Wirkung von
Acetylsalicylsäure, Fertilitätsstörungen
und mögliche Verschlechterung einer be-
stehenden Nierenfunktionsstörung. Auch
ist nicht klar, ob für eine maximale
Unterdrückung prostaglandinabhängiger
Schmerzen eine alleinige COX-2 Hem-
mung genügt. Der endgültige Stellenwert
von selektiven COX-2 Inhibitoren in der
analgetischen Therapie erscheint daher
noch offen.

Prof. Dr. K. Schrör, Düsseldorf
Leserbrief zum Artikel von Martin Bischoff,

DÄB 97/20, A-1402 (2000)
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Fortbildung

Die Fortbildungsreihe des Spaltzen-
trums an der Klinik für Mund-, Kie-
fer- und Gesichtschirurgie (Direk-

tor: Univ.-Prof. Dr. Dr. Zöller) der Univer-
sität zu Köln fand am 20. April 2002 die
Auftaktveranstaltung mit dem Thema:
„Der Lippen-Kiefer-Gaumenspalt-Patient
– eine interdisziplinäre Herausforde-
rung“ statt. Über 250 Teilnehmern fan-
den sich zur Veranstaltung im großen
Hörsaal der Universitätsklinik ein.

Die Fortbildung begann mit einer Reihe
von Vorträgen zur Primärversorgung von
Kindern mit Lippen-Kiefer-Gaumense-
gelspalten. Zur Einführung stellte Pro-
fessor Kübler das Team des Spaltzen-
trums vor und verwies auf die gute in-
terdisziplinäre Zusammensetzung zwi-
schen Mund-, Kiefer- und Gesichtschi-
rurgie, Kieferorthopädie, Pädiatrie, HNO,
Phoniatrie und Logopädie.

Dr. Scheer aus der Klinik für Mund-,
Kiefer- und Gesichtschirurgie referierte
über die Häufigkeit, Ausprägung und
Embryologie der verschiedenen Spalt-
formen. Die Inzidenz von LKG-Spalten
liegt derzeit in Mitteleuropa bei zwei bis
drei Kindern pro 1 000 Geburten. Als
auslösende Faktoren konnten neben ei-
ner genetischen Komponente mütterli-
che Infektionen (z. B. Röteln) aber auch
teratogene Noxen, wie das Rauchen,
identifiziert werden. Aufgrund des deut-
lich erhöhten Risikos, ein Kind mit einer
LKG-Spalte zu gebären, wenn ein El-
tern- oder Geschwisterteil betroffen ist,
wurde auch auf die Notwendigkeit einer
genetischen Beratung hingewiesen.

Im Anschluß erläuterte Herr Dr. Herken-
rath aus der Universitätskinderklinik pä-
diatrische und neonatologische Aspekte
von Kindern mit verschiedenen syndro-
malen und nicht syndromgebundenen
Spaltformen. Eine stationäre Betreuung
dieser Kinder sei nach Meinung von 
Dr. Herkenrath in den wenigsten Fällen
(und meist nur bei Syndrom-assoziierten
LKG-Spalten, wie zum Beispiel der
Pierre-Robin-Sequenz und dem velo-

cardiofacialen Syndrom) erforderlich. In
diesem Zusammenhang wurde auch auf
die Möglichkeiten der Früherkennung
von Lippenspalten im Rahmen der prä-
natalen Ultraschalldiagnostik hingewie-
sen.

Von seiten der Hals-Nasen-Ohrenheil-
kunde konnte Professor Dr. Eckel als
Referent gewonnen werden. In seinem
Vortrag ging er auf die pathophysiologi-
schen Zusammenhänge zwischen den
Spaltbildungen des funktionell wichtigen
Gaumens (Velum) und der Hör- und
Sprechfunktion ein. Dabei wies er darauf
hin, daß neben den routinemäßigen
Kontrollen des Mittelohres auch eine zu-
sätzliche Innenohrschwerhörigkeit aus-
geschlossen werden müsse.

Priv. Doz. Dr. Ruf aus der Abteilung für
Kieferorthopädie der Justus-Liebig Uni-
versität Gießen skizzierte in ihrem
Vortrag die Grundprinzipien der kiefer-
orthopädischen Behandlung von Spalt-
patienten an zahlreichen Fallbeispielen.
Neben der Primärbehandlung mittels
Trinkplatte, die zur Trennung von Mund-
und Nasenraum sowie zur Annäherung

der gespaltenen Kieferanteile wenige
Tage nach der Geburt eingegliedert
wird, maß sie der Behandlung im Wech-
sel- und bleibenden Gebiß mit Ausfor-
mung und Harmonisierung der Zahnbö-
gen die größte Rolle zu. Durch fehlende
Zahnanlagen beziehungsweise Kippun-
gen und Drehungen der verbleibenden
Zähne sowie durch narbig bedingte
Wachstumsstörungen des Oberkiefers
treten häufig frontale und laterale Kreuz-
bisse und Zwangsführungen auf, die
umgehend kieferorthopädisch zu be-
handeln sind. Bei 5 bis 10 Prozent der
LKG-Patienten sei nach Auskunft von
Frau Ruf ein kombiniert kieferorthopä-
disch-kieferchirurgisches Vorgehen nach
Wachstumsabschluß mittels Umstel-
lungsosteotomie indiziert.

Professor Dr. Dr. Kübler aus der Klinik für
Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie
erläuterte das chirurgische Behand-
lungskonzept des Kölner Spaltzentrums.
Um funktionell eine frühe Normalisie-
rung des Muskel-Ungleichgewichtes der
gespaltenen Oberlippe zur ermöglichen,
wird ein operativer Verschluß zwischen
dem 3. bis 6. Lebensmonat (Gewicht 
>5 kg) angestrebt. Dabei werden ein-
und beidseitige Spalten einzeitig nach
der Technik von Tennison/Randall unter
dem Operationsmikroskop verschlos-
sen. Der Gaumenverschluß wird (eben-
so unter dem Operationsmikroskop) zwi-
schen dem 6. bis 9. Lebensmonat mittels
Stiellappenplastik nach Veau operativ
versorgt. Die Ablösung und Vereinigung
der fehlinserierenden Muskulatur im
Bereich des Velums im Sinne einer in-
travelaren Myoplastik nach Kriens stellt

Universitätsklinik Köln

Eine interdisziplinäre Heraus-
forderung: Der Lippen-Kiefer-
Gaumenspalt-Patient

Auditorium am 20. April 2002 im großen Hörsaal der Universitätsklinik zu Köln.
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beim Gaumenverschluß die wichtigste
Maßnahme zur Normalisierung der Tu-
benbelüftung und Verringerung der ve-
lopharyngealen Insuffizienz dar. In enger
Zusammenarbeit mit der HNO-Klinik
werden vor jedem operativen Eingriff bei
Spaltkindern auch die Mittelohrverhält-
nisse kontrolliert und – falls erforderlich
– Paukenröhrchen eingelegt. In bezug
auf Sekundäreingriffe wie Oberlippen-
oder Naseneingangskorrekturen sowie
sprechverbessernde Operationen bei
Spaltpatienten führte Professor Dr. Dr.
Kübler aus, daß diese möglichst vor Ein-
schulung der Kinder anzustreben sind.
Lediglich Kieferspaltosteoplastiken, Na-
senkorrekturen und Dysgnathieopera-
tionen würden zur Vermeidung von
Wachstumsstörungen erst zu einem
späteren Zeitpunkt vorgenommen.

Dr. Scheer referierte als Phoniaterin und
Pädoaudiologin über die sprachlichen

und stimmlichen Besonderheiten des
Spaltpatienten. Neben den primären Fol-
gen der Spaltbildungen, die zu einer
Störung des orofazialen Muskelgleich-
gewichtes und fehlendem Mund- und
Rachenabschluß sowie einer veränder-
ten Zungenruhelage führen, wies Dr.
Scheer auf die sekundären stimmlichen
und phonetischen Abweichungen wie
beispielsweise die Rhinolalia und Rhi-
nophonia aperta als typische Stigmata
von Spaltpatienten hin. Zusätzlich erläu-
terte sie, daß kompensatorische Störun-
gen wie hyperfunktionelle Dysphonien,
laryngeale Ersetzungen und Störungen
der Mimik als Folge von Lippen-Kiefer-
Gaumensegelspalten auftreten können.

In einem engagierten Vortrag erläuterte
die niedergelassene Hebamme Renate
Egelkraut Besonderheiten der nachge-
burtlichen Betreuung von Familien mit
Spaltkindern. In diesem Zusammenhang

wies sie darauf hin, daß, falls eine
Ernährung an der Brust nicht möglich
sei, es durch den Einsatz von speziali-
sierten Saugersystemen (Habermann
Sauger, Fa. Medela) gute und einfache
Hilfsmittel gäbe. Ein Problem bei der
Nachsorge von Neugeborenen sei der-
zeit noch, daß nicht alle Hebammen mit
dem Krankheitsbild vertraut seien. Durch
das Hebammennetzwerk sei es jedoch
sowohl für Eltern als auch für Hebam-
men nun möglich, auf kompetente An-
sprechpartner zurückzugreifen. Für das
Spaltzentrum erörterte Frau Birgit
Kroschel-Lang, Logopädin der Klinik für
Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie der
Universität zu Köln, die Schwerpunkte
ihrer Tätigkeit, die neben intensiver Auf-
klärung und Betreuung der Eltern in der
Koordination der therapeutischen Maß-
nahmen bestehen.

Nicolette Bourtscheidt, niedergelassene
Logopädin aus Hürth, stellte anhand ei-
nes Videofallbeispieles aus ihrer eige-
nen Tätigkeit die orofaziale Regulati-
onstherapie nach Castillo-Morales vor.
Diese Art der Therapie ist insbesondere
bei Säuglingen mit LKG-Spalten gut ge-
eignet, um mittels manueller Stimulation
eine ganzkörperliche Tonusregulierung
und -stabilisierung zu erreichen.

Silvia Herl-Peters, Logopädin aus 
Aachen, ging zum Schluß der Veran-
staltung mit ihrem Beitrag auf die Ziel-
setzung der logopädischen Therapie bei
Spaltkindern ein: Neben einer Normali-
sierung der Artikulation bis zur Einschu-
lung stellen die Förderung des Selbst-
bewußtseins des Kindes und die Be-
gleitung der Eltern wichtige Ziele dar. In
mehreren Videosequenzen erläuterte
Frau Herl-Peters, wie durch gezieltes
Nachholen oraler Reize und Erfahrun-
gen sowie durch Förderung der Koordi-
nationsfähigkeit im Mundraum auf spie-
lerischem Weg ein Funktionstraining
beim Spaltkind zur Verbesserung der
Hypernasalität eingesetzt werden kann.

Der große Zuspruch und der rege Er-
fahrungsaustausch im Anschluß an die-
se erste Fortbildungsveranstaltung zeig-
te, daß regional ein Informationsbedarf
über die interdisziplinäre Behandlung
von Lippen-Kiefer-Gaumenspalten-Pati-
enten besteht. Als Thema für die näch-
ste Veranstaltung in dieser Fortbil-
dungsreihe ist die Diagnostik und The-
rapie der velopharyngealen Insuffizienz
geplant. Der Termin wird frühzeitig be-
kannt gegeben.

Dr. M. Scheer

Prof. Dr. Dr. Kübler (Ltd. Oberarzt der Klinik für MKG-Chirurgie, Univ. Köln) und 
Priv. Doz. Dr. Ruf (Oberärztin der Abt. für Kieferorthopädie, Univ. Gießen). Fotos: Uni Köln

PZM – Erfolg mit Prävention
Ein Konzept der Zahnärztekammer Nordrhein für das Praxisteam

13. Einführungsveranstaltung (Kurs-Nr.: 02854)
Freitag, 29. November 2002, 9.00 bis 17.45 Uhr

Teilnehmergebühr: 150,– O für den Zahnarzt
50,– O für jede Praxismitarbeiterin/ZFA

Karl-Häupl-Institut
Fortbildungszentrum der Zahnärztekammer Nordrhein

Tel. Auskunft: Frau Paprotny (02 11) 5 26 05 23 • Anmeldung per Fax (02 11) 5 26 05 21
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Informationen

Die Zahnärztekammer Nordrhein bietet auch im Jahr 2002
ehemaligen Zahnarzthelferinnen mit einer mehrjährigen Be-
rufspause wieder die Möglichkeit zum Wiedereinstieg in den
erlernten Beruf. Häufig wird durch Heirat und Kindererzie-
hung die Berufsausübung unterbrochen, nun erhalten diese
Frauen mit dem geplanten „Reaktivierungskurs“ eine gute
Voraussetzung zur Wiedereingliederung in das Berufsleben.

Die Anpassung an das aktuelle Fachwissen ist gerade im
Bereich der zahnärztlichen Abrechnung erforderlich, da sich
vor allem in diesem Bereich im Laufe der letzten Jahre vieles
geändert hat. In einem zweiwöchigen Seminar (jeweils Mo.
bis Mo.) werden von qualifizierten Fachlehrern im Karl-Häupl-
Institut der Zahnärztekammer Nordrhein Kenntnisse aus
folgenden Gebieten vermittelt:
� Abrechnung 55 Unterrichtsstunden
�Verwaltungskunde 8 Unterrichtsstunden
� Fachkunde 8 Unterrichtsstunden
� Parodontologie/Prophylaxe 5 Unterrichtsstunden
� Hygiene 4 Unterrichtsstunden

Über die Teilnahme an dem Lehrgang stellt die Zahn-
ärztekammer Nordrhein eine Bescheinigung aus; eine
Prüfung findet nicht statt.

Kursbeginn: Montag, den 1. Juli 2002

Kursende: Montag, den 15. Juli 2002

Kursgebühr: € 400,00*

Kursnummer:02250

Ort: Karl-Häupl-Institut
der Zahnärztekammer Nordrhein
Emanuel-Leutze-Straße 8
40547 Düsseldorf

Dieses Kursangebot ist auch für diejenigen Zahnmedi-
zinischen Fachangestellten geeignet, die ihren Wissens-
stand in allen Teilgebieten ihres Berufes aktualisieren
möchten. Weitere Informationen erteilt Frau Keimes, 
Zahnärztekammer Nordrhein, Tel.: (02 11) 5 26 05 47

* Über eine eventuelle Ratenzahlung der Kursgebühr geben wir Ihnen gerne unter der oben
angegebenen Telefonnummer Auskunft.

Wiedereinstieg in den Beruf 
der Zahnmedizinischen Fachangestellten

Die Kölner Firma Gerl ruft in diesem
Jahr zusammen mit den Sponso-
ren Baisch, Kavo, Sirona und

Ultradent besonders Zahnärzte und
Zahnärztinnen zur Teilnahme am Köln-
Marathon auf. Gerl strebt die Verbindung
sportlicher Leistungen mit einem wohl-
tätigen Zweck an: Nutznießer ist die ge-
meinsam mit Professor Dr. Dr. Joachim
E. Zöller an der Klinik für Mund-, Kiefer-
und Gesichtschirurgie der Universität zu
Köln ins Leben gerufene „Förderung der
Kinder mit Lippen-Kiefer- und Gaumen-
spalten“.

Die in den Fördererfond eingezahlten
Gelder sollen der chirurgischen Zahn-
klinik in Köln in vielerlei Hinsicht zugute
kommen.

Für die betroffenen Kinder:
� Kindgerechte Gestaltung des 

Warte- und Behandlungsbereichs
mit Spielmaterial für die
unterschiedlichen Altersgruppen.

Köln-Marathon am 6. 10. 2002

Zweifache Herausforderung für
zahnärztliche Marathon-Teilnehmer

� Übungsmaterial entsprechend dem
Störungsbild wie Spiele für Saug-
und Pusteübungen, Material für die
Hörerziehung, Spiele für Übung der
Mundmotorik und die logopädische
Diagnostik und Therapie.

� Einrichtung eines Fundus geeigneter
Sauger und Schnuller (deren Kosten
teilweise nicht mehr von den Kassen
ersetzt werden).

Für die begleitende
Elternarbeit:
� Mittel zur Gestaltung von Eltern-

abenden zum Erfahrungsaustausch.
� Finanzierung von Informations-

broschüren (Kölner Konzept) als
Elternratgeber.

� Mittel zur Konzeption einer doku-
mentierenden Behandlungsmappe
für Patienten und Eltern.

Die am Köln-Marathon teilnehmenden
Zahnärzte und Zahnärztinnen helfen ak-
tiv durch ihre Spende. Natürlich ist jede

andere Geldspende ebenso willkom-
men!

Und so werden Sie aktiv:
Jeder Teilnehmer spendet 100 € auf das
Förderkonto der Universität zu Köln,
Konto Nr. 8 150 000, BLZ 370 205 00 der
Bank für Sozialwirtschaft Köln (Verwen-
dungszweck 3620/1095/31) und erhält
dafür 
� ein Laufshirt mit Hinweisen auf den

Förderkreis und die Sponsoren,
� die Erstattung der Anmeldegebühren

für den Köln-Marathon in Form eines
Warengutscheins,

� die Teilnahmeberechtigung an einem
gemeinsamen Büffet mit den
Sponsoren.

Um zahlreiche Anmeldungen bis zum
30. Juni 2002 bittet die Firma Gerl
GmbH, Industriestraße 131a, 
50996 Köln (Tel. 02 21-5 46 91 33 / 41).

Spendenkonto:
Förderung der Kinder mit Lippen-
Kiefer- und Gaumenspalten
Universität zu Köln
Konto 815 000
Bankleitzahl 370 205 00
Verwendungszweck 3620/1095/31

Spenden kann jeder – auch wenn er
nicht am Köln-Marathon teilnimmt!
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Die gute Annahme dieses alternativen
Beratungskonzeptes zeigt, daß die An-
zahl der Patienten, die sich über die Be-
ratung ihres Arztes oder Zahnarztes hin-
aus weiter informieren wollen, steigt.
Aber bedeutet dies auch, daß die Pati-
enten ihrem beratenden Arzt mißtrau-
en? Oder bedeutet es vielmehr, daß der
Patient einen Teil der Verantwortung für
seine eigene Gesundheit übernehmen
möchte? Dieses ist ihm natürlich nur
möglich, wenn er sich auch mit den ei-
genen gesundheitlichen Problemen be-
faßt, was aus Sicht des Arztes, der in der
Vergangenheit nicht selten das Desin-
teresse seiner Patienten beklagte,
durchaus wünschenswert wäre.

Wollen sich Patienten, wenn sie sich
außerhalb der Praxis Ihres Arztes Rat
holen, also eher von unabhängiger
Stelle über generelle Probleme und
mögliche Lösungsansätze informieren,
oder wünschen sie eine kritische Be-
urteilung erfolgter Behandlungen?

Diese Frage interessierte das Kölner
Zentrum für Zahn-, Mund- und Kiefer-
heilkunde in zwei mobilen Praxen im
Rahmen der Veranstaltung „Schaufen-
ster Zahntechnik“ im Kölner Gürzenich
am 29. und 30. September 2001. Das
„Schaufenster Zahntechnik“ ist eine Ver-
anstaltung, die von einer Vereinigung
Kölner Dentallaboratorien ins Leben ge-
rufen wurde und 2001 zum dritten Mal
stattfand. Ziel der Veranstaltung ist es,
Patienten Einblicke in die komplexe Welt
von Zahntechnik und Zahnersatz zu er-
möglichen, sowie bei konkreten Fragen
und Problemen zu beraten. Zum zweiten
Mal beteiligten sich zwei Abteilungen
(Konservierende Zahnheilkunde, Par-
odontologie und Vorklinische Zahnheil-
kunde) der Kölner Universitätszahnkli-
nik mit Informationsständen und zwei of-
fenen Zahnarztpraxen an dieser Veran-
staltung.

Thema Gesundheit und (Zahn-)Medizin
im Internet, Wissen zu erlangen, das es
ihnen ermöglicht, bewußt an der Thera-
pieentscheidung Teil zu haben oder zu-
mindest dem Arzt durch gezielte Fragen
Begründungen abzuverlangen.

Ein Beispiel für eine solche unkonven-
tionelle Informationsquelle außerhalb
der Praxis ist der Kölner Gesundheits-
laden. Er wurde im Jahr 1987 als unab-
hängige Patientenberatungsstelle ge-
gründet und erfreut sich seither wach-
sender Beliebtheit. Grundsatz dieses
Gesundheitsladens ist es, Ärzte an der
Beratung nicht direkt zu beteiligen, viel-
mehr erfolgt die Beratung durch zwei
ABM-Kräfte, über deren Fachwissen
und Schulung uns nichts bekannt ist.
Dadurch soll eine Beratung „auf gleicher
Augenhöhe“ ermöglicht werden. Von
Kompetenz war nicht die Rede. Der Ge-
sundheitsladen konnte im Jahre 2000 ei-
nen Zuwachs um 10 Prozent auf 1139
Beratungen pro Jahr verzeichnen (vgl.
Kölner Stadtanzeiger vom 8. November
2001).

Das Verhältnis von Zahnarzt und
Patient befindet sich in stetem
Wandel. In der Vergangenheit war

es vor allem dadurch geprägt, daß ein
Patient einen Arzt seines Vertrauens
oder seiner Wahl aufsuchte, dieser ihn
untersuchte und danach einen Behand-
lungsvorschlag unterbreitete, den der
Patient im wesentlichen ohne Diskussi-
on akzeptierte. In aller Regel wird dieser
Behandlungsvorschlag dem entspre-
chen, was der Arzt für den Patienten als
am besten geeignet erachtet. Dabei
spielten viele Gesichtspunkte eine Rol-
le (z. B. Ausbildung und Fortbildung, wis-
senschaftliche Erkenntnisse, Therapie-
gewohnheiten usw.).

Im Gegensatz dazu wollen Patienten
heute immer häufiger aktiv in die 
Planung der Therapie einbezogen
werden. Deshalb versuchen Patien-
ten zunehmend im Gespräch mit ihrem
Arzt, aber auch durch Einholen einer
zweiten Meinung sowie durch Inan-
spruchnahme anderer Informations-
quellen, wie z. B. diverser Angebote zum

Kölner „Schaufenster Zahntechnik 2001“

Mündiger Patient –
Erfahrungen mit der
Patientenberatung

Untersuchung einer Patientin anläßlich des
Schaufensters ZT.

Schaufenster Zahntechnik 2001 im Gürzenich zu Köln. Fotos: Schmiedel
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In diesen offenen Praxen konnten sich
Patienten von jeweils zwei wissen-
schaftlichen Mitarbeitern der Klinik un-
entgeltlich und anonym untersuchen und
beraten lassen. Zuvor wurde den Aus-
kunftssuchenden ein Fragebogen vorge-
legt, den sie anonym ausfüllten. Der Fra-
gebogen erfaßte unter anderem Daten
zum Geschlecht, dem Alter, Beruf sowie
dem Hauptanliegen des Patienten.

Im Laufe der zwei Tage nutzten 157 von
fast 3 000 Besuchern der Veranstaltung
(immerhin rund 3 Prozent der Kölner Be-
völkerung) die Möglichkeit der Beratung
in der offenen Praxis, womit diese die
meiste Zeit ausgelastet waren. Ein
Großteil der untersuchten Patienten wa-
ren Rentner (24,8 Prozent), Hausfrauen
(17,2 Prozent) und Angestellte (20,4
Prozent), aber auch Lehrer (5,1 Pro-
zent), Ingenieure (4,5 Prozent) und
Selbständige (7,0 Prozent) waren relativ
häufig vertreten. Keine Angaben zum
Beruf machten 16,6 Prozent. Der größ-
te Anteil der Patienten waren Frauen
(61,8 Prozent), der Altersgipfel lag zwi-
schen 50 und 80 Jahren (74,6 Prozent).
Zum Vergleich: Der Anteil dieser Alters-
schicht macht innerhalb der gesamten
Kölner Bevölkerung rund ein Drittel aus.
Diese Verteilung zeigt schon, daß sich
hauptsächlich Besucher beraten ließen,
die sich in einem Alter befanden, in dem
sich Menschen häufig mit der Notwen-
digkeit auseinandersetzen müssen,
Zahnersatz zu tragen. Es scheint nur
schwer möglich, relativ junge Patienten,
für die die Notwendigkeit einer Ver-
sorgung mit Zahnersatz in der Regel in

ferner Zukunft liegt, für das Thema
„Zahntechnik“ zu interessieren. Dem Al-
tersprofil entsprechend wurden Fragen
zu Füllungstherapien, KFO und anderen
aus der Sicht des Patienten weniger in-
vasiven Maßnahmen so gut wie gar
nicht gestellt. Die konservierende Be-
handlung eines Zahnes schien für den
Großteil der hier Befragten kein wichti-
ges Thema zu sein. Einzig Fragen zu
„Amalgamsanierung“ und „Allergien
durch Werkstoffe in der Mundhöhle“
fielen mit 3,8 Prozent aller gestellten
Fragen ins Gewicht.

Das Hauptinteresse galt eindeutig pro-
thetischen Themen. Dies spiegelte sich
auch im Hauptanliegen wider: Ein
großer Teil der Patienten stellte ganz
konkrete Fragen zum Thema Versor-
gung mit implantatgetragenem (24,2
Prozent) sowie konventionellem Zahn-
ersatz (19,1 Prozent). Ein weiterer Teil
(17,2 Prozent) wollte sich allgemein be-
raten lassen. Erstaunlich: Relativ wenige
Patienten (8,9 Prozent) klagten über vor-
handenen Zahnersatz, bzw. wünschten
die Beurteilung von bereits eingeglie-
dertem Zahnersatz. Die geringe Quote
an Beschwerden über bereits vorhan-
denen Zahnersatz bzw. über erfolgte Be-
handlungen zeigte, daß das Vertrauen
der Kölner Bevölkerung in ihren Zahn-
arzt, trotz der teilweise unsachlichen Be-
richterstattung in den Medien, ungebro-
chen ist. Dies gilt um so mehr, wenn man
sich vor Augen führt, daß die offenen
Praxen im Kölner Gürzenich es ja offen-
kundig mit einer besonders aufge-
schlossenen Klientel zu tun hatten.

Es wurde aber auch deutlich, daß sich
viele Patienten über geplante oder un-
mittelbar bevorstehende Behandlungen
eingehend informieren wollten, mit der
Absicht, die eigene Situation richtig ein-
schätzen zu können und bei einer an-
stehenden Therapieentscheidung aktiv
mitzuwirken. Im vorliegenden Fall waren
für die Patienten insbesondere die Mög-
lichkeiten einer Versorgung mit implan-
tatgetragenem Zahnersatz von hohem
Interesse. Dies zeigt, daß viele Patienten
fortgeschrittenen Alters durchaus bereit
sind, sich über komplizierte medizini-
sche Themen auch jenseits der haus-
zahnärztlichen Praxis aus eigener Moti-
vation zu informieren. Dies sollte von
zahnärztlicher Seite durch fachlich
untermauerte Angebote unterstützt
werden. Für Ärzte und Zahnärzte kann
diese Entwicklung auch von großem
Nutzen sein, eröffnet sie doch neue
Möglichkeiten der umfassenden Patien-
teninformation im Wettbewerb mit an-
deren Institutionen am Markt. Voraus-
setzung dafür ist allerdings, daß sich die
Zahnärzte dieser Entwicklung öffnen.
Eigene, qualitativ hochwertige und auf
Patienten zugeschnittene Informations-
angebote werden notwendig, um das
Feld nicht der Boulevardpresse und
Hobbymedizinern, die auf ihren Home-
pages teilweise dubiose und unseriöse
Inhalte verbreiten, zu überlassen.

Anschrift der Verfasser:
Prof. Dr. Thomas Kerschbaum

Dr. Stefan Schmiedel
Zentrum für ZMK der Universität zu Köln

Vorklinische Zahnheilkunde 
Kerpener Str. 32, 50931 Köln

Z A H N Ä R Z T E - S T A M M T I S C H E
�Zahnärzte-Treff Düsseldorf
Termin: Montag, 8. Juli, um 19.30
Treffpunkt: Sportrestaurant Kreutzer am Eisstadion,

Brehmstraße 27

�Düsseldorf Oberkassel
Termin: am zweiten Dienstag im Monat, um 19.30 Uhr
Treffpunkt: Gatzweiler Brauhaus, Belsenplatz 2

�Essen
Termin: am ersten Donnerstag im Monat ab 19.30 Uhr
Treffpunkt: Ehrenzeller Hof, Altendorfer Straße 407

�Köln
Termin: am ersten Donnerstag im Monat um 19.30 Uhr
Treffpunkt: Clubhaus des Marienburger Sport-Clubs, 

Schillingsrotter Straße 99 in Köln-Rodenkirchen 

�Mülheim
Termin: am zweiten Montag im Monat ab 20.00 Uhr
Treffpunkt: Im Wasserbahnhof in Mülheim an der Ruhr

�Leverkusen
Termin: am zweiten Dienstag im Monat 

ab 19.00 Uhr
Treffpunkt: Hotel-Restaurant „Haus Schweigert“, 

Leverkusen-Manfort, Moosweg 3 

�Oberhausen
Termin: an jedem ersten Donnerstag im Monat 

um 20.00 Uhr
Treffpunkt: „First Stuben“, Friedrich-Karl-Straße 48 

�Remscheid
Termin: am ersten Dienstag im Monat 

um 20.00 Uhr 
Treffpunkt: Gaststätte Becker, Remscheid-Ehringhausen

�Gummersbach
Termin: am letzten Donnerstag eines jeden Monats 

um 20.00 Uhr 
Treffpunkt: Restaurant Akropolis, Gummersbacher Straße 2, 

Dreieck Niederseßmar
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Mit o. a. Erlaß hatte ich Sie über die gemeinsame Aktion
„Wahltag ist Zahltag/Gesundheitstag“ des Hartmannbundes
und des Freien Verbandes Deutscher Zahnärzte unterrichtet
und Sie um berufsrechtliche Stellungnahme einschließlich ggf.
beabsichtigter Maßnahmen zur Berufspflichtenüberwachung
gebeten.

In Ihren Bezugsberichten haben Sie sich dahingehend
geäußert, daß eine berufsrechtliche Relevanz der gesund-
heitspolitischen Aktivitäten einzelner Verbände derzeit nicht
gesehen werde; ungeachtet dessen sei der Aushang der Pla-
kate auch in der Praxis durch das Grundrecht auf freie Mei-
nungsäußerung gemäß Artikel 5 GG gedeckt, zumal die In-
formationen von einem Sachanliegen geprägt seien.

Ihre verfassungsrechtlich nicht näher begründeten Auffas-
sungen geben mir Veranlassung, zu den nach Personen, Art
und Umfang zu differenzierenden berufspolitischen Aktivitäten
aus Sicht der Kammeraufsicht wie folgt Stellung zu nehmen:

1. Rechtliche Würdigung der Aktivitäten 
der Verbände

Die Absicht des Hartmannbundes und des Freien Verbandes
Deutscher Zahnärzte, im Bundestagswahlkampf 2002 „mitzu-
mischen“ und nicht nur die eigenen Mitglieder zu mobilisieren,
sondern auch das Gespräch mit den Patienten zu suchen, „um
mit ihnen Probleme und Lösungsansätze für unser Gesund-
heitswesen zu diskutieren“, stellt eine (noch) legitime Interes-
senwahrnehmung der Verbände in Ausübung ihres berufspo-
litischen Mandats dar und ist auch hinsichtlich der Teilnahme
des einzelnen ärztlichen und zahnärztlichen Mitgliedes dieser
Verbände berufsrechtlich nicht von vornherein unzulässig.

Pressemitteilungen und Fragebögen, gesundheitspolitische
Veranstaltungen, Diskussionsforen und „Kummerkästen für
Patienten und Ärzte“ können deshalb – auch wenn sie sich 

m. E. als zum Teil fragwürdige Kampagnen entlarven – berufs-
aufsichtsrechtlich nicht ohne weiteres untersagt werden.

2. Einschränkung des Rechts auf freie
Meinungsäußerung in der Arztpraxis 
durch das Arzt-Patienten-Verhältnis

Nach § 29 Abs. 1 Heilberufsgesetz sind die Kammeran-
gehörigen verpflichtet, ihren Beruf gewissenhaft auszuüben
und dem ihnen im Zusammenhang mit dem Beruf entgegen-
gebrachten Vertrauen zu entsprechen.

Wird der Patient während seiner individuellen ärztlichen Be-
handlung in der Praxis gezielt auf gesundheitspolitische Ak-
tionen angesprochen und der Versuch unternommen, ihn im
Sinne des berufspolitischen Anliegens seines Arztes zu „mo-
bilisieren“, nimmt der Arzt standeswidrig auf das konkrete Be-
handlungsverhältnis Einfluß, da der einzelne Patient Anspruch
darauf hat, dass das Behandlungsverhältnis von berufsstän-
dischen Interessen unberührt bleibt.

Mit einem solchen Verhalten verletzt der Arzt das in ihn ge-
setzte besondere Vertrauen und verhält sich berufsrechtswid-
rig. Der Patient hat ein schutzwürdiges Interesse daran, ärzt-
lich versorgt und nicht unter dem direkten Einfluß der medizi-
nischen Behandlung in Protestaktionen seines Arztes einge-
bunden zu werden (vgl. OVG NRW, Beschl. V. 15. 9. 99 – 8 B
1683/99).

Bei einer berufspolitischen Betätigung in den Praxisräumen
hat der Arzt folglich diejenige Zurückhaltung zu wahren, die
sich aus dem besonderen Arzt-Patienten-Verhältnis und aus
der Rücksicht auf die besondere Situation der Patienten ergibt.
Diese sich aus dem Heilberufsgesetz und der Berufsordnung
ergebende Pflicht hindert den Arzt daran, in seinen Praxis-
räumen von dem Recht auf Meinungsäußerung im gleichen
Umfang wie andere Staatsbürger Gebrauch zu machen. Mit-
hin fungieren § 29 Abs. 1 Heilberufsgesetz, die Regeln des Be-
rufsrechts und das davon erfaßte „schutzwürdige Arzt-Pati-
enten-Verhältnis“ als meinungsfreiheitsbeschränkendes „all-
gemeines Gesetz“ im Sinne des Art. 5 Abs. 2 GG.
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Ministerium für Frauen, Jugend, Familie und Gesundheit
des Landes Nordrhein-Westfalen

Fürstenwall 25, 40219 Düsseldorf

An die 
Zahnärztekammer Nordrhein, Düsseldorf
Zahnärztekammer Westfalen-Lippe, Münster
Ärztekammer Nordrhein, Düsseldorf
Ärztekammer Westfalen-Lippe, Münster

Gemeinsame gesundheitspolitische Protestaktion des Hartmannbundes und des Freien Verbandes
Deutscher Zahnärzte sowie Unterschriftenaktion Aachener Fachärzte gegen das Hausarztsystem
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3. Kriterien für die Beurteilung einer 
Plakat- oder Faltblattaktion in der Arztpraxis

Ob das Aushängen von Plakaten oder das Auslegen von Bro-
schüren mit (berufs-)politischen Wertungen in der Arztpraxis
generell zulässig ist oder nicht, ist in der Rechtsprechung we-
der eindeutig noch abschließend geklärt.

Auch für Plakataktionen u. ä. in den Praxen gilt jedoch, daß die
Meinungsäußerungsfreiheit nach den unter Nr. 2 dargelegten
Kriterien nicht schrankenlos ist.

Ein berufsrechtliches Einschreiten dahingehend, Plakate und
ausgelegte Informationen zu gesundheitspolitischen Auffas-
sungen in der Praxis zu verbieten, wird maßgeblich von ihrer
Wirkung auf das Vertrauensverhältnis zum Patienten abhän-
gen. Es ist deshalb erforderlich zu prüfen, ob und ggf. in wel-
chem Maße die getroffenen Aussagen zu einer Störung des
Arzt-Patienten-Verhältnisses führen können. Nur so kann das
Recht auf freie Meinungsäußerung eines Arztes sachgerecht
gegen die Belange des Arzt-Patienten-Verhältnisses abge-
wogen werden.

Anhand folgender, beispielhaft aufgeführter Fragestellungen
können sowohl der Inhalt als auch die Form der Darstellung
Anhaltspunkte für eine Rechtsgüterabwägung geben:
� Enthält ein Plakat nur sachliche Informationen und ggf. aus-

gewogene, schonende Kritik? 
� Steht die Äußerung in einem noch vertretbaren Verhältnis

zu dem sachlichen Anliegen?
� Ist das Plakat geeignet, die Patienten zu verunsichern und

ihr Vertrauen in eine leistungsfähige Gesundheitsfürsorge
zu erschüttern (vgl. Beschluß des LSG Baden-Württem-
berg v. 21. 8. 1995 – L 5 Ka2179/95 eA-B)?

� Sind die Behauptungen erwiesenermaßen unwahr?
� Enthält das Plakat übersteigerte, einseitige, verunglimpfen-

de oder diskriminierende Äußerungen?
�Welche emotionalen Wirkungen erzielt die optische Dar-

stellung auf den Patienten?

Nach meiner Rechtsauffassung sind politisch wertende Aus-
sagen, die geeignet sind, einem Großteil der Patienten den
(unzutreffenden) Eindruck zu vermitteln, eine ausreichende
medizinische Versorgung werde nicht mehr gewährleistet, um
bei ihnen Angst und Verunsicherung über die Auswirkungen
der Gesundheitspolitik der (derzeitigen) Bundesregierung zu
verbreiten, als berufsrechtlich bedenklich einzustufen.

Ein Arzt, der gezielt ein auf Verunsicherung ausgerichtetes
Plakat mit zum Teil massivem agitativen und irreführenden In-
halt in seiner Praxis aufhängt, muß sich darüber im klaren
sein, daß sein Verhalten im konkreten Einzelfall nicht mit dem
Grundsatz der gewissenhaften Berufsausübung im Einklang
steht, da er beim Umgang mit dem Patienten auf dessen Si-
tuation Rücksicht zu nehmen hat (vgl. § 2 Abs 3 i. V. m. Ab-
schnitt C Nr. 1 der ärztlichen Berufsordnung).

4. Fazit in bezug auf die Plakataktion 
von Hartmannbund und FVDZ

Ich bitte Sie, Ihre Kammerangehörigen über meine Rechts-
auffassung alsbald zu informieren und mich über Inhalt und
Zeitpunkt Ihrer Veröffentlichung zu unterrichten.

Im Auftrag

(Bösche)

WZN
Wir Zahnärzte 

in Nordrhein e. V.
die berufspolitische 

Alternative.
Wir sind für Sie da!

Geschäftsstelle:
Stammheimer Straße 103 • 50735 Köln

Telefon (02 21) 76 51 11
Telefax (02 21) 7 60 38 97

www.wzn.de

Weitere Informationen erhalten Sie, wenn Sie 
uns Ihre Fax-Nummer mitteilen.

Mitgliedsbeitrag 1 F2 p. M. = 23,– i

Zu hohe Fixkosten?
Wir bieten Ihnen eine 

qualifizierte Überprüfung Ihrer Unterlagen an.
Honorar ausschließlich erfolgsabhängig 

(10 % der ersparten Kosten).
Nähere Informationen: Frau Amling

Tel. (0 22 47) 30 03 60 • Fax (0 22 47) 30 03 80

Praxisplanung und Beratung
Objektbegutachtung

Baukostenermittlung für den Mietvertrag

Einrichtungskostenerstellung für die Bank

Nutzungsänderung (Bauordnungsamt)

Installationsplanung Elektro/Sanitär/EDV

Praxiseinrichtung und Einrichtungskonzepte

Fa. W. Haußmann • 48159 Münster • Sprakeler Straße 30
Tel. 02 51 / 21 68 43 • Fax 02 51 / 21 88 72
E-Mail: Haussmann-Planung@t-online.de
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Zahnärztliche Kurse im Karl-Häupl-Institut
02094 P (B)
Konservative Parodontaltherapie für die Praxis
Ein Arbeitskurs zur instrumentellen, maschinellen und 
medikamentösen Therapie infizierter Wurzeloberflächen
Dr. Klaus-Dieter Hellwege, Lauterecken 
Freitag, 14. Juni 2002, 14.00 bis 20.00 Uhr
Samstag, 15. Juni 2002, 9.00 bis 17.00 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 550,00

02044 *
Parodontologische und prothetische Überlegungen 
in der Implantologie
Prof. Mick R. Dragoo, D.D.S., M.S.D., Escondido, CA (USA)
Mittwoch, 19. Juni 2002, 9.00 bis 17.00 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 330,00

02017 T (B)
Schulung des Zahnarztes oder einer Mitarbeiterin zum
praxisgerechten Umgang mit gesetzlichen Vorschriften 
aus der Neuauflage des Handbuches für die Zahnarztpraxis
Dr. Johannes Szafraniak, Viersen 
Dr. Klaus Sälzer, Wuppertal
Mittwoch, 19. Juni 2002, 14.00 bis 18.00 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 55,00 und 
EUR 30,00 für die Praxismitarbeiterin (ZFA)

02042 *
Operative Parodontologie – Teil 2 –
RPP, Grundlegende regenerative Chirurgie, GTR und Osteoplastik
(Beachten Sie bitte auch die Kurse 02041 und 02043)
Prof. Mick R. Dragoo, D.D.S., M.S.D., Escondido, CA (USA)
Freitag, 21. Juni 2002, 9.00 bis 17.00 Uhr
Samstag, 22. Juni 2002, 9.00 bis 17.00 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 470,00

02096 (B)
Die Herbst-Apparatur zur Behandlung des Distalbisses
Prof. Dr. Hans Pancherz, Gießen
Samstag, 22. Juni 2002, 9.00 bis 17.00 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 220,00

02110 P (B)
Intraorale Verankerungstechniken
Prof. Dr. Dieter Drescher, Düsseldorf 
Dr. Cornelia Holtkamp, Düsseldorf 
Mittwoch, 26. Juni 2002, 14.00 bis 20.00 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 210,00

02076 T (B)
Erfolg in der Prophylaxe – Prophylaxe, 
der sanfte Weg zu gesunden Zähnen
Dr. Steffen Tschackert, Frankfurt 
Mittwoch, 26. Juni 2002, 14.00 bis 20.00 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 200,00 und 
EUR 100,00 für die Praxismitarbeiterin (ZFA)

02067 T (B)
Arbeitssystematik in der Zahnarztpraxis – B –
Dr. Richard Hilger, Düsseldorf 
Ruth Knülle, Düsseldorf 
Freitag, 28. Juni 2002, 14.00 bis 18.00 Uhr
Samstag, 29. Juni 2002, 9.00 bis 17.00 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 425,00 und 
EUR 50,00 für die Praxismitarbeiterin (ZFA)

02022 (B)
PowerPoint – A –
Einsteigerseminar mit praktischen Übungen
Wolfgang Burger, Dipl.-Ing.(BA), Korschenbroich 
Heinz-Werner Ermisch, Nettetal
Freitag, 28. Juni 2002, 14.00 bis 21.00 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 150,00

02023 (B)
PowerPoint – B –
Intensivseminar mit praktischen Übungen
Wolfgang Burger, Dipl.-Ing.(BA), Korschenbroich 
Heinz-Werner Ermisch, Nettetal
Samstag, 29. Juni 2002, 9.00 bis 13.30 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 75,00

02024 (B)
Regeln und Hinweise für eine optimale PowerPoint-Präsentation
Intensivseminar mit praktischen Übungen
Wolfgang Burger, Dipl.-Ing.(BA), Korschenbroich 
Heinz-Werner Ermisch, Nettetal
Samstag, 29. Juni 2002, 14.00 bis 18.00 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 100,00

02050 *
Kunst und Praxis unsichtbarer Kompositfüllungen – Kurs A –
Dr. Roberto Spreafico, Busto Arsizio (I) 
Freitag, 5. Juli 2002, 14.00 bis 20.00 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 220,00

02011 T(B)
Wir bieten super Zahnheilkunde – 
nur wie sagen wir es unseren Patienten
Team Power II
(Beachten Sie bitte auch den Kurs 02009)
Dr. Gabriele Brieden, Hilden 
Freitag, 5. Juli 2002, 14.00 bis 18.00 Uhr
Samstag, 6. Juli 2002, 9.00 bis 17.00 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 220,00 und 
EUR 75,00 für die Praxismitarbeiterin (ZFA)

02051 (B)
Kunst und Praxis unsichtbarer Kompositfüllungen – Kurs B –
Dr. Roberto Spreafico, Busto Arsizio (I) 
Samstag, 6. Juli 2002, 9.00 bis 17.00 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 220,00

02061 (B)
Parodontologie – Therapie
3. Teil einer dreigeteilten Kursreihe
(Beachten Sie bitte auch die Kurse 02059 und 02060)
Prof. Dr. Heinz H. Renggli, Nijmegen (NL)
Mittwoch, 10. Juli 2002, 14.00 bis 18.00 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 110,00

02102 P(B)
Moderne Präparationstechniken
Dr. Gabriele Diedrichs, Düsseldorf 
Mittwoch, 10. Juli 2002, 14.00 bis 19.00 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 220,00

02103 P(B)
Craniomandibuläre Dysfunktion – Basisuntersuchung
Dr. Stefan Kopp, Jena
Freitag, 12. Juli 2002, 9.00 bis 18.00 Uhr
Samstag, 13. Juli 2002, 0.00 bis 18.00 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 440,00

Karl-Häupl-Institut • Zahnärztekammer Nordrhein • Postfach 10 55 15 • 40046 Düsseldorf • Telefon (02 11) 5 26 05-0
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02124 *
Weichgewebsmanagement und prothetische Suprastrukturen 
unter ästhetischen Aspekten – A –
Dr. Markus Schlee, Forchheim 
Samstag, 13. Juli 2002, 9.00 bis 17.00 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 250,00

02125 P (B)
Weichgewebsmanagement und prothetische Suprastrukturen 
unter ästhetischen Aspekten – B –
Dr. Markus Schlee, Forchheim 
Sonntag, 14. Juli 2002, 9.00 bis 17.00 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 425,00

02310
Die leistungsgerechte Abrechnung prophylaktischer Leistungen
nach Bema und GOZ unter besonderer Berücksichtigung 
der Abdingung
Seminar für Zahnärzte und Praxismitarbeiter
Dr. Wolfgang Eßer, Mönchengladbach
Mittwoch, 12. Juni 2002, 14.00 bis 18.00 Uhr
Freitag, 12. Juli 2002, 14.00 bis 18.00 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 30,00

KZV-Kurs im Karl-Häupl-Institut
02311
Zahnärztlicher Mitarbeiter oder Sozius -- Die heutige Situation
unter Berücksichtigung von drohenden Zulassungsbeschränkungen
und gesetzlichen Restriktionen
Seminar für Zahnärzte
ZA Lothar Marquardt, Krefeld
Mittwoch, 19. Juni 2002, 14.00 bis 18.00 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 30,00

Fortbildung der Universitäten
� Düsseldorf

02352
Prothetischer Arbeitskreis
Jeden 2. Mittwoch im Monat, 15.00 Uhr
Professor Dr. Ulrich Stüttgen, Düsseldorf, und Mitarbeiter
Teilnehmergebühr pro Quartal: EUR 55,00
Veranstaltungsort: Karl-Häupl-Institut, Fortbildungszentrum der

Zahnärztekammer Nordrhein
Emanuel-Leutze-Straße 8, 
40547 Düsseldorf (Lörick)

02356
Notfallbehandlungsmaßnahmen für Zahnärzte und 
zahnärztliches Personal
Professor Dr. Dr. Claus Udo Fritzemeier, Düsseldorf
Dr. Dr. Ulrich Stroink, Düsseldorf
Mittwoch, 26. Juni 2002 15.00 bis 19.00 Uhr 
Teilnehmergebühr: EUR 160,00 für den Zahnarzt und 

EUR 25,00 für die Praxismitarbeiterin (ZFA)
Veranstaltungsort: Karl-Häupl-Institut, Fortbildungszentrum der

Zahnärztekammer Nordrhein
Emanuel-Leutze-Straße 8, 
40547 Düsseldorf (Lörick)

� Köln

02362
Prothetischer Arbeitskreis
mit dem Schwerpunktthema Konventionelle und Implantatprothetik
Professor Dr. Wilhelm Niedermeier, Köln, und Mitarbeiter
Die Seminartermine werden interessierten Teilnehmern unter der Tele-
fonnummer 0221 4786337 mitgeteilt.
Teilnehmergebühr: EUR 30,00 für ein Seminar und 

EUR 55,00 für jede Visitation
Veranstaltungsort: Kleiner Hörsaal der Klinik und Poliklinik für Zahn-,

Mund- und Kieferheilkunde der Universität zu Köln
Kerpener Straße 32, 50931 Köln (Lindenthal)

Karl-Häupl-Institut • Zahnärztekammer Nordrhein • Postfach 10 55 15 • 40046 Düsseldorf • Telefon (02 11) 5 26 05-0
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02204
Röntgenkurs für Zahnmedizinische Fachangestellte 
und Auszubildende
Prof. Dr. Jürgen Becker, Düsseldorf 
Freitag, 14. Juni 2002, 8.30 bis 17.30 Uhr
Samstag, 15. Juni 2002, 8.30 bis 17.30 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 220,00 für die Praxismitarbeiterin (ZFA)

02209
Personal Power II oder 
Mit Freude erfolgreich sein
Dr. Gabriele Brieden, Hilden 
Freitag, 28. Juni 2002, 14.00 bis 19.00 Uhr
Samstag, 29. Juni 2002, 9.00 bis 17.00 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 175,00 für die Praxismitarbeiterin (ZFA)

02233 
Assistenz in der modernen Parodontologie
Prof. Dr. Heinz H. Renggli, Nijmegen (NL)
Mittwoch, 03. Juli 2002, 14.00 bis 18.00 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 80,00 für die Praxismitarbeiterin (ZFA)

02212 
Prophylaxe beim Kassenpatienten nach IP1 bis IP4
ZA Ralf Wagner, Langerwehe 
Daniela Ostlender (ZMF), Herzogenrath 
Samstag, 6. Juli 2002, 9.00 bis 17.00 Uhr
Sonntag, 7. Juli 2002, 9.00 bis 13.00 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 180,00 für die Praxismitarbeiterin (ZFA)

02215 
Schweigen ist Silber, Reden ist Gold
– Erfolgreiche Kommunikation in der Zahnarztpraxis –
Martina Schmidt-Tanger, Dipl.-Psychologin, Münster
Freitag, 12. Juli 2002, 14.00 bis 20.00 Uhr
Samstag, 13. Juli 2002, 9.00 bis 17.00 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 275,00 für die Praxismitarbeiterin (ZFA)

02220 
Übungen zur Prophylaxe
Gisela Elter (ZMF), Korschenbroich 
Samstag, 13. Juli 2002, 9.00 bis 14.00 Uhr
Teilnehmergebühr: EUR 45,00 für die Praxismitarbeiterin (ZFA)
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Karl-Häupl-Institut • Zahnärztekammer Nordrhein

A N M E L D U N G
Hinweise zu den Veranstaltungen
Verbindliche Anmeldungen bitte an die:
Zahnärztekammer Nordrhein
Karl-Häupl-Institut
Emanuel-Leutze-Str. 8, 40547 Düsseldorf (Lörick)
oder
Postfach 10 55 15, 40046 Düsseldorf

Telefon: 02 11 / 5 26 05 - 0
oder 02 11 / 5 26 05 50 (nur während der Kurszeiten)
FAX : 02 11 / 5 26 05 21

02 11 / 5 26 05 48

Internet www.khi-direkt.de
E-Mail: khi-zak@t-online.de

Die Zulassung zum Kurs erfolgt in der Reihenfolge des Anmeldeeingangs.
Ihre Anmeldung wird umgehend bestätigt. Für reservierte – jedoch nicht
eingenommene – Kursplätze kann die Teilnehmergebühr nicht zurücker-
stattet werden. Der Kursplatz ist jedoch übertragbar.

Die Reservierung des Kursplatzes ist erst nach Eingang der Kursgebühr
verbindlich. Die Kursgebühr können Sie per Überweisung an die 
Deutsche Apotheker- und Ärztebank eG, Düsseldorf
Konto-Nr.: 0001635921, BLZ 300 606 01 
oder per Scheck begleichen. Das Scheckdatum und das Kursdatum sollten
übereinstimmen. Für Mitglieder der Kassenzahnärztlichen Vereinigung Nord-
rhein gilt, daß die Kursgebühr jeweils über das KZV-Abrechnungskonto ein-
behalten wird.

Die angegebenen Kursgebühren im Bereich der zahnärztlichen Fortbildung
gelten für den niedergelassenen Zahnarzt. Assistenten, beamtete und an-
gestellte Zahnärzte sowie Zahnärzte, die ihren Beruf zur Zeit nicht oder
nicht mehr ausüben, können an Kursen, die durch ein * gekennzeichnet sind,
zur halben Kursgebühr teilnehmen. Des weiteren können Zahnärzte in den
ersten zwei Jahren nach ihrer Erstniederlassung diese Ermäßigung in
Anspruch nehmen. Zur Berechnung der Zweijahresfrist gilt das Datum der
Veranstaltung. Für Studenten der Zahnmedizin im 1. Studiengang ist die Teil-
nahme an den vorgenannten Veranstaltungen kostenlos. Entsprechende
Nachweise sind jeder Anmeldung beizufügen.

Ausführliche Informationen und Kursunterlagen – wie Material- und Instru-
mentenlisten – erhalten Sie vor Kursbeginn.

Zeichenerklärung: (B) Die Teilnehmerzahl ist begrenzt
P Praktischer Arbeitskurs
T Kurs für das zahnärztliche Team

In unmittelbarer Nähe des Karl-Häupl-Institutes stehen vier renommierte
Hotels mit großer Bettenkapazität zur Verfügung.

COURTYARD BY MARRIOTT, Am Seestern 16 
40547 Düsseldorf (Lörick) 
Tel.: 02 11 / 59 59 59, Fax: 02 11 / 59 35 69

Lindner Hotel Rheinstern, Emanuel-Leutze-Straße 17
40547 Düsseldorf (Lörick)
Tel.: 02 11 / 5 99 70, Fax: 02 11 / 5 99 73 39
E-Mail: info.rheinstern@lindner.de 
Internet: http://www.lindner.de 

Mercure Hotel Seestern, Fritz-Vomfelde-Straße 38
40547 Düsseldorf (Lörick)
Tel.: 02 11 / 53 07 60, Fax: 02 11 / 53 07 64 44
E-Mail: h2199@accor-hotels.com 

INNSIDE Residence Hotels
Niederkasseler Lohweg 18a
40547 Düsseldorf
Tel.: 02 11 / 52 29 90, Fax: 02 11/ 52 29 95 22
E-Mail: duesseldorf@innside.de 

Kursteilnehmer werden gebeten, Reservierungen selbst vorzunehmen.
Die Reservierung sollte möglichst frühzeitig erfolgen, da während der zahl-
reichen Ausstellungen und Messen in Düsseldorf Zimmerengpässe möglich
sind. Mit einigen Hotels wurden Sonderkonditionen, die jedoch nur an
messefreien Tagen gelten, vereinbart.

Weitere Informationen, wie Hotelverzeichnisse, können beim Verkehrsver-
ein der Stadt Düsseldorf, Tel.: 02 11 / 35 05 05 bzw. unter der Anschrift 
www.dus-online.de angefordert werden.

Praxisabgabe-/Praxisübernahmeseminar 
am 27./28. September 2002 in Neuss

Am 27./28. September 2002 veranstalten die Zahnärztekam-
mer Nordrhein, die Kassenzahnärztliche Vereinigung Nord-
rhein und der Freie Verband Deutscher Zahnärzte, Landes-
verband Nordrhein, unter der Seminarleitung von Dr. H.-W.
Timmers, im Swissôtel Düsseldorf/Neuss, Rheinallee 1,
41460 Neuss, ein Praxisabgabe-/Praxisübernahmesemi-
nar für Zahnärztinnen und Zahnärzte, die beabsichtigen, eine
Praxis abzugeben bzw. zu übernehmen.

Anmeldungen sind formlos an die 
Zahnärztekammer Nordrhein,
Postfach 10 55 15, 40046 Düsseldorf
zu richten oder telefonisch unter 
Rufnummer 02 11 / 5 26 05-39
Frau Lehnert.

Die Seminargebühr beträgt g 190,00 und beinhaltet neben der
Teilnahme den Verzehr (2 Mittagessen, Pausenkaffee, Konfe-
renzgetränke) sowie Seminarunterlagen. (Getränke zum Mit-
tagessen gehen auf eigene Rechnung.) Die Reservierung gilt
als verbindlich, wenn ein Verrechnungsscheck oder eine Über-
weisung auf dem Konto Nr. 0 001 635 921, BLZ 300 606 01, bei
der Deutschen Apotheker- und Ärztebank eG, Düsseldorf,
eingegangen ist. Wegen der Begrenzung der Teilnehmerzahl
erfolgt eine Berücksichtigung nach der Reihenfolge der An-
meldung.

Eine Rückerstattung der Teilnehmergebühr ist bei Absage bis 
3 Tage vor Beginn der Veranstaltung in voller Höhe möglich.
Bei später eingehenden Absagen muß die Zahnärztekammer
Nordrhein leider einen Kostenanteil von f 50,00 einbehalten,
da gegenüber dem Vertragshotel eine Bankett-Pauschale zu
leisten ist. Der Kursplatz ist jedoch übertragbar.

Teilnehmer, die nicht dem Kammerbereich Nordrhein ange-
hören, werden gebeten, bei Kursbeginn ihren Kammeraus-
weis vorzulegen.

Programm

Freitag, 27. September 2002
9.00 –   9.15 Uhr Begrüßung
9.15 – 10.45 Uhr Rechtsproblematik bei der Abgabe bzw.

Übernahme einer Zahnarztpraxis
(Praxisabgabe-/Praxisübernahmever-
trag, Mietvertrag)

10.45 – 11.15 Uhr Kaffeepause
11.15 – 13.00 Uhr Fortsetzung Vortrag
13.00 – 14.00 Uhr Mittagspause
14.00 – 15.00 Uhr Steuerliche Aspekte der Vertragspartner
15.00 – 15.30 Uhr Kaffeepause
15.30 – 16.30 Uhr Fortsetzung Vortrag
16.30 – 17.30 Uhr Formale Voraussetzungen für die

Zulassung als Kassenzahnarzt

ab ca. 17.30 Uhr Die Aussteller laden zu 
einem Umtrunk ein

Samstag, 28. September 2002
9.30 – 10.45 Uhr Praxisgemeinschaft/Gemeinschaftspraxis

10.45 – 11.15 Uhr Kaffeepause
11.15 – 12.45 Uhr Fortsetzung Vortrag
12.45 – 13.45 Uhr Mittagspause
13.45 – 15.15 Uhr Praxiswertermittlung
15.15 – 15.30 Uhr Kaffeepause
15.30 – 17.00 Uhr Fortsetzung Vortrag
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Am 8. Mai feierte Zahnarzt Josef
Schneble seinen 75. Geburtstag
fernab der Heimat gemeinsam mit

seiner lieben Frau Erika. In Essen 1927
geboren und nach dem Studium in Han-
nover nach Essen zurückgekehrt, er-
öffnete er in Essen-Karnap 1951 seine
zahnärztliche Praxis. Verheiratet seit
1952 – ein weiteres Fest steht noch be-
vor – hat er bis vor wenigen Jahren ge-
meinsam mit seiner Frau diese Praxis
geführt.Wer ihn kennt, hat ihn immer als
einen engagierten, in vielen Ehrenäm-
tern verantwortlich tätigen, weitblicken-
den und überzeugend tätigen Freund
und Kollegen kennengelernt, der sein
berufspolitisches Funktionärstum immer
noch nicht ganz abgelegt hat. Denn er ist
immer noch Mitglied der Vertreterver-
sammlung der KZV Nordrhein.

Sein berufspolitisches Leben begann
sehr früh. Einige markante Eckpunkte
sollen nicht unerwähnt bleiben: Nach
seiner Niederlassung in Essen-Karnap,
einer Region am „Kanal“, der er bis heu-
te treu geblieben ist, suchte er seine
berufspolitische Heimat im Freien Ver-
band Deutscher Zahnärzte, in dem er
viele Funktionen bekleidete. Fachlehrer
für Abrechnungswesen an der Berufs-
schule in Essen, langjährige Tätigkeit in
den Prüfungs- und Beschwerdeaus-
schüssen der KZV Nordrhein, deren
Vorsitz er letztlich innehatte, daneben
Mitglied der Vertreterversammlung und
der Kammerversammlung, Beiratsmit-

ZA Josef Schneble 
75 Jahre

glied der KZV Nordrhein, stellvertreten-
der Vorsitzender der Hauptversammlung
der Bundeszahnärztekammer, Mitglied
des Kuratoriums der Gemeinschaftshilfe
und des Sozialausschusses der Zahn-
ärztekammer Nordrhein, Vorstandsmit-
glied der Zahnärztekammer Nordrhein
in „seinem“ Referat Finanzen und auch
deren Vizepräsident.

Nicht nur seine Essener Freunde und
Kollegen haben sein Engagement ge-
schätzt. Er gehört auch heute noch zu
der Gruppe Kollegen, die dieses Enga-
gement nicht nur für sich selbst nutzen,
sondern auch für andere. Dabei stand
Kollegialität neben guter Zahnheilkunde
immer an erster Stelle. Viele seiner Zie-
le hat er mit der ihn auszeichnenden
menschlichen Wärme und mit dezenter
Strenge erreicht. Unterstützt hat ihn da-
bei bis heute seine liebe Ehefrau, die ihm
immer mit liebevollem Verständnis zur
Seite stand und steht und aus ihm unse-
ren „Jupp“ werden ließ, wie ihn viele sei-
ner Essener Kollegen gerne nennen.

Bis heute unvergessen, manchmal so-
gar noch aktuell, bleibt diesem berufs-
politischen Urgestein typisch für Josef
Schneble ein seit Jahrzehnten prägen-
des Charakteristikum, vor Jahren bereits
veröffentlicht, aber für viele „Junge“ le-
senswert: „Was er haßte, waren nicht
enden wollende Diskussionsrunden, bei
denen die Selbstdarstellung der Reden-
den mehr im Vordergrund stand als das

Foto: privat

Ergebnis der verbalen Auseinanderset-
zung. Stundenlage Sitzungen hatten da-
her stets einen magischen Fixpunkt:
23.00 Uhr, jene Stunde, zu der Josef
Schneble konsequent die Sitzung mit
dem Kommentar verließ ‚Habt ihr zu
Hause kein Bett?‘. Um solche zähplasti-
schen Sitzungsverläufe zu verkürzen,
verwies er stets frühzeitig auf die ungün-
stige Wetterlage, die zum frühen Auf-
bruch mahne. Der aufschreckende Hin-
weis, draußen herrsche Glatteis, Nebel
oder Schneefälle (mitunter auch alles
zugleich) mit der Konsequenz zu frühem
Aufbruch waren zwingende Warnhin-
weise. Von absolut nachrangiger Be-
deutung war dabei der Umstand, daß
dies auch im Hochsommer galt.“

Ad multo annos, lieber Josef, in Gesund-
heit, Zufriedenheit und in Harmonie.

Dr. Hans Werner Timmers

PZM – Erfolg mit Prävention
Ein Konzept der Zahnärztekammer Nordrhein für das Praxisteam

13. Einführungsveranstaltung (Kurs-Nr.: 02854)
Freitag, 29. November 2002, 9.00 bis 17.45 Uhr

Teilnehmergebühr: 150,– O für den Zahnarzt
50,– O für jede Praxismitarbeiterin/ZFA

Karl-Häupl-Institut
Fortbildungszentrum der Zahnärztekammer Nordrhein

Telefonische Auskunft: Frau Paprotny (02 11) 5 26 05 23
Anmeldung per Fax (02 11) 5 26 05 21

Abrechnungsservice

Ute Jahn, Meerbusch
Tel. (02159) 6130

Praxisteam-Schulungen
und Seminare

----------------------
Optimale Privatabrechnung –

fachgerecht und aktuell
----------------------

Zahnersatzabrechnung
----------------------

Individuelle Praxisbetreuung
und Praxisorganisation

----------------------
Praxisberatungen
----------------------

Von Zahntechnikermeisterin
----------------------

Kalkulation Ihres Praxislabors
----------------------

Schulung der Labormitarbeiter
----------------------

Erstellung und Optimierung
Ihrer Laborabrechnung

----------------------
Integration in Ihre Abrech-

nungssoftware
----------------------
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Zeitgleich mit der Vollendung
seines 65. Lebensjahres am
17. Mai 2002 verabschiedet

sich Prof. Engelhardt auch von sei-
nem aktiven Berufsleben. Seine
seit 1977 in Düsseldorf auf rein pri-
vater Basis bestehende Praxis
übergibt er dann endgültig an sei-
nen Nachfolger, mit dem er bereits
geraume Zeit zufriedenstellend zu-
sammenarbeitet.

Eigentlich gehörte die Präferenz
des Jubilars zunächst dem Beruf
des Hochschullehrers, aber in den
siebziger Jahren war auf dem Ge-
biet der Zahn-, Mund- und Kiefer-
heilkunde die Situation für den
wissenschaftlichen Nachwuchs so
aussichtslos, daß schließlich die
Entscheidung fiel, nicht länger auf
einen Lehrstuhl zu warten und eine
freie Praxis zu gründen. Eine rich-
tige Entscheidung, wenn man das
Ergebnis betrachtet. Seine Praxis
gehört seit langem zu den renom-
miertesten in der Region. Insbe-
sondere erwarb er sich einen her-
vorragenden Ruf auf dem Fach-
gebiet Restaurative Zahnheilkunde
und Funktionstherapie im weite-
sten Sinn.

Neben dem absolut disziplinierten
Engagement in seiner Praxis nahm
Prof. Engelhardt aber auch weiter-
hin „gesellschaftlich“ wichtige Auf-
gaben wahr. Zu nennen sind hier
mannigfaltige Verpflichtungen als
Fortbilder im Rahmen der Kam-
mern und der Akademie Praxis
und Wissenschaft sowie seine en-
gagierte Mitarbeit am „Handbuch
Zahnheilkunde“ der Kommission
für Fachfragen der Zahnärztekam-
mer Nordrhein. Nicht vergessen
werden darf sein Einsatz als Grün-

Professor 
Dr. Jürgen Peter Engelhardt
65 Jahre und Eintritt in den Ruhestand

dungsvorsitzender der „Privat-
zahnärztlichen Vereinigung
Deutschlands“ e. V. (PZVD),
der er von 1977 bis 1985
seinen Stempel aufdrückte,
war er doch von Anfang an zu-
tiefst davon überzeugt, daß
grundlegenden Fortschritten
fachlicher Art allgemein nur
auf privater Basis zum Durch-
bruch verholfen werden kann.

Ein Abriß seines Werdegangs:
Geboren in Ulm auf der
schwäbischen Seite, dort
auch die schulische Bildung.
Zahnmedizinstudium an den
Universitäten Marburg, Erlan-
gen und Düsseldorf. 1961 Ap-
probation und Promotion. Da-
nach wissenschaftlicher Assistent,
später Oberarzt in der protheti-
schen Abteilung der Westdeut-
schen Kieferklinik der Universität
Düsseldorf. 1970 Habilitation, Aus-
zeichnung mit dem Miller-Preis der
Deutschen Gesellschaft für Zahn-,
Mund- und Kieferheilkunde. 1973
apl. Professor, 1974 Wissenschaft-
licher Rat und Professor. 1977 Er-
öffnung seiner Praxis. Viele Jahre
lang betreute er federführend den
Deutschen Arbeitskreis für Praxis-
hygiene.

Bereits während seiner Hochschul-
lehrerlaufbahn suchte und fand
Prof. Engelhardt engen Anschluß
an die niedergelassene Kollegen-
schaft. Insbesondere wurde er ak-
tiv in der „Neuen Gruppe“, später
war er für zwei Jahre deren Präsi-
dent. Ein Aufzählen der mannig-
faltigen weiteren fachlichen Akti-
vitäten und Mitgliedschaften auf
nationaler und internationaler Ebe-
ne möchte ich mir ersparen, ein

kurzes persönliches Wort zum Ab-
schluß sei mir aber erlaubt: In den
nahezu vier Jahrzehnten, die mich
mit Peter Engelhardt freundschaft-
lich-kollegial verbinden, hat er sich
nie versagt, wenn ich ihn bat, bei
der einen oder anderen Aufgabe
seine Kompetenz einzubringen,
sei es ganz früh in den sechziger
Jahren als Mitglied des Fortbil-
dungsausschusses der Zahnärzte-
kammer Nordrhein, sei es in den
neunziger Jahren in der Kommis-
sion für Fachfragen, um nur zwei
zu nennen.

Die Kollegenschaft schuldet Prof.
Engelhardt Dank und Anerken-
nung. Ich wünsche ihm alles denk-
bare Gute für seinen Ruhestand,
der aber – wie ich ihn kenne – noch
längst nicht in eine völlige Abkehr
von den von ihm bisher gelebten
Aktivitäten einmünden wird.

Dr. Joachim Schulz-Bongert
Ehrenpräsident der 

Zahnärztekammer Nordrhein
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Ein original Bergischer Junge feierte
am 6. Mai 2002 seinen 60. Ge-
burtstag, und ich möchte Dir, lieber

Karl-Heinz, die Glückwünsche der Kol-
legenschaft aus Bergisch-Land über-
bringen.

Geboren am 6. Mai 1942, mitten im
Zweiten Weltkrieg in Remscheid-
Lennep, wurdest Du schon früh mit dem
Leid des Krieges konfrontiert: Nur durch
einen Zufall überlebtest Du mit Deiner
Mutter den Bombenangriff auf Elberfeld.
Seit dem zweiten Lebensjahr bist Du in
Düsseldorf aufgewachsen, und nach
dem Abitur am Schloßgymnasium in
Düsseldorf-Benrath hast Du von 1961
bis 1967 in Köln, Mainz und Düsseldorf
Medizin studiert und in Düsseldorf von
1967 bis 1969 als Assistent an ver-
schiedenen Kliniken gearbeitet.

Einer guten Eingebung folgend hast Du
Dich 1970 für das Studium der Zahnme-
dizin an der Universität Düsseldorf im-
matrikuliert. Nach dem Staatsexamen
und dreijähriger Assistenzzeit in Düssel-
dorf führte Dich Dein Weg wieder nach
Wuppertal-Vohwinkel, wo Du seit 1976 in
eigener Praxis niedergelassen bist.

Karl-Heinz Nölke
60 Jahre

Foto: Kolwes

1976 begann auch Dein standespoli-
tischer Weg durch den Eintritt in den
FVDZ, der Dich ab 1991 in den Bezirks-
gruppenvorstand führte, den Du von
1995 bis 1997 als Vorsitzender geleitet
hast.

Eine Berufung in den RVO-Prüfungs-
ausschuß von 1981 bis 1992 war Dein
erstes Ehrenamt, als Mitglied der Ver-
treterversammlung der KZV-NR von
1993 bis 2000 hast Du Verantwortung
für die Kollegen übernommen. Die vielen
gesetzlichen Fesselungen unseres Be-
rufsstandes haben Deiner liberalen Be-
rufsauffassung sehr viel zugemutet, sie
haben Dich aber immer wieder motiviert,
für den Beruf einzutreten – seit 1998 als
Vorsitzender der Bezirksstelle Bergisch-
Land und seit Dezember 2001 als Mit-
glied der Kammerversammlung.

Deine Ehefrau Elke, die selbst als
Zahnärztin und als Berufsschullehrerin
engagiert ist, hat Dich mit ihrem einneh-
menden, fröhlichen Wesen gestärkt und
dazu beigetragen, daß Du Dich für die
Kollegenschaft auch als Gründungs-
mitglied unserer regionalen Initiative
einbringen konntest. Deine drei noch

jungen Söhne werden Dich sicher auch
weiterhin in Schwung halten.

Wir wünschen Dir, daß Du weiterhin mit
Lebensfreude noch viele Off-Road-
Touren mit Deinem nicht zu übersehen-
den Geländewagen unternehmen und
bei guter Gesundheit Deinen Beruf
ausüben kannst. Wir stoßen mit einem
Glas „Alt“ auf Dich an: Prosit!

Dein Erhard Keßling

Kammern
Bundeszahnärztekammer/KZBV
http://www.bzaek.de

Zahnärztekammer Nordrhein
http://www.zaek-nr.de 

Zahnärztekammer und KZV Westfalen Lippe
http://www.zahnaerzte-wl.de

Organisationen
Bergischer Zahnärzteverein
http://www.bzaev.de

Berufsverband der Deutschen Kieferorthopäden e. V.
http://www.bdk-ev.de

Bundesgesundheitsminsterium
http://www.bmgesundheit.de

Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung (BZgA)
http://www.bzga.de

Deutsche Ärzteversicherung
http://www.aerzte-versicherung.de

I n t e r n e t a d r e s s e n
Deutscher Arbeitskreis für Zahnheilkunde
http://www.medi-netz.com/daz.htm

DGZMK – Deutsche Gesellschaft für Zahn-,
Mund- und Kieferheikunde
http://www.dgzmk.de

DKV – Deutsche Krankenversicherung AG
Gruppenversicherung für Zahnärzte
http://www.dkv.com/frame/produkte/274.html

Freier Verband Deutscher Zahnärzte
http://www.fvdznr.de 

Freier Verband Zahntechnischer Laboratorien
http://www.fvzl.de

Kassenzahnärztliche Vereinigung Nordrhein
http://www.zahnaerzte-nr.de

Privat-Zahnärztliche Vereinigung Deutschlands
http://pzvd.de 

Sachverständigenrat für die 
Konzertierte Aktion im Gesundheitswesen 
http://www.svr-gesundheit.de 

Wir Zahnärzte in Nordrhein 
http://www.wzn.de 
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Ernst Goffart wurde am 18. Mai 2002
50 Jahre alt. Dazu eine kleine Ge-
schichte: Von Aachen nach Mon-

schau in die tiefe Eifel führt der Weg
durch den Ort Roetgen.

Dort fragte mich mein Mitfahrer: „Wohnt
hier nicht der Zahnarzt aus der Eifel?“
„Ja, hier beginnt bereits die Eifel, aber
wen meinen Sie?“ „Den etwas borstigen
meine ich, Sie wissen schon.“
Ich sinnierte über „borstig“, und dazu fiel
mir eine Menge ein: Borstig ist rauh –
muß man unbedingt mit dem Strich strie-
geln, nie dagegen! Borstig scheuert und
reibt sich gelegentlich; Borstige sind un-
ermüdlich im Herumstöbern. Sie lassen
sich kaum ablenken und abbringen von
ihrem Kurs, stoßen in den letzten Winkel
vor, haben eine dicke Haut und sind un-
empfindlich; sie grummeln und sind
gemütlich, essen gerne und genüßlich –
auch vielseitig und größere Portionen.
„Ja, da wüßte ich jetzt nicht, wen Sie
meinen!“
„Nein? So stachelig – Igel!“
„Ich dachte schon an jemand Bestimm-
tes, aber stachlig ist der nicht. Spitz und
piekend, das ist er nicht – ach, Sie mei-
nen nur die Haare?“

Da fiel endgültig der Groschen (das 10-
Cent-Stück). Nein, stachlig wäre auch
nicht zutreffend gewesen: „Also doch.
Sie meinen den Kollegen Goffart aus der
Eifel?“
„Ja, genau, Goffart, das ist er.“

Es ist schon sehr bemerkenswert, wenn
jemand so absolut ohne Einschränkung
eine ganze Landschaft verkörpert: Der
aus der Eifel! Das ist fast wie ein Adels-
prädikat...

Aber da ist einiges zutreffend gesagt: Da
ist der eher zurückhaltende Mensch, der
bodenständige Familienvater, der solide

Dr. Ernst Goffart 
50 Jahre

und engagierte Zahnarzt, der uner-
schütterliche Standespolitiker und der
zuverlässige Kollege. Da ist der Ziel-
strebige und Nimmermüde, von großer
Beharrlichkeit und mit einer ausgepräg-
ten Vorliebe für Geselligkeit. Da ist Mit-
gefühl und Sorge um die Mitmenschen,
und da ist nicht zuletzt eine sichtbare
Freude am Leben. Ja, aus der Eifel zu
stammen, kann wahrlich kein Makel
sein!

Für alle Kolleginnen und Kollegen in der
Region Aachen verkörpert Ernst Goffart
kantige Geradheit, Ehrlichkeit, Zuver-
lässigkeit und stete Hilfsbereitschaft. Er
ist Verwaltungsstellenleiter der KZV
Nordrhein in Aachen. Seit vielen Jahren.
Er prägte und versucht folglich den
Spruch zu leben: „Ich bleibe lieber hier
vor Ort, statt mir in Düsseldorf sinnlos
die Nächte um die Ohren zu schlagen.“
Doch ist er landauf, landab bekannt,
nicht zuletzt bei den jungen Kollegen,
derer er sich stetig und einzeln annimmt,

auch weil er mit den Examenssemestern
einmal im Jahr einen Ausflug gen
Düsseldorf macht. Das wird wohl eine
rechte Sause sein, weil alle immer so
begeistert berichten – muß ja auch
schön sein, die Kammer, das Fortbil-
dungsinstitut, die Apobank und als Krö-
nung die KZV in der Lindemannstraße
zu besuchen? Oder liegt es am Ab-
sacker in der Düsseldorfer Altstadt?
Oder eigentlich doch mehr an der ge-
meinsamen Fahrt im Reisebus?

Ernst Goffart ist der personifizierte Ob-
mann für die Kollegenschaft in Aachen
Stadt und Land. Er besucht die Jubilare,
und die älteren Kolleginnen – „Das ist
aber ein feiner Mann!“ – können ihren
nächsten runden Geburtstag kaum er-
warten, weil er zum Abschied verspricht,
daß er dann mit dem Geschenk der
Zahnärzteschaft wiederkommt.

Auch diese Hinwendung zum Mitmen-
schen ist überaus wichtig, beansprucht
aber Zeit und Kraft. Und diese braucht er
vornehmlich für seine Praxis, die er er-
folgreich an Rande der Zivilisation be-
treibt. Seine Ehefrau Helga steht ihm
nicht nur da standhaft zur Seite, man
spürt es genau: Das ist ein eingespieltes
Team.

Woher nimmt er die Kraft, all das zu
schaffen, was er muß, was er sich auf-
erlegt hat und was von ihm verlangt
wird? Ist es der Freizeitsport? Das gute
Essen? Ist es die gute Eifelluft? Ist es die
ländliche Ruhe und Abgeschiedenheit?
Ist es die Familie, der Zusammenhalt?
Es ist bestimmt auch der Erfolg und die
Liebe zum Beruf. Wer wie Ernst Goffart
in Köln Zahnmedizin studiert hat, muß
seinen Beruf schon sehr mögen. Köln
ist Schmiede für hochwiderstandsfähige
Charaktere, die allerdings dann auch
von ihrem Beruf wirklich solide und fun-
diert etwas verstehen.

Was verkörpert Ernst Goffart noch? In
den Augen vieler Kolleginnen und Kolle-
gen verkörpert er nicht zuletzt den Pro-
totyp des Freiverbändlers: Er ist wirklich
ein freier Zahnarzt, fleißig, selbstbewußt,
stolz auf seine Leistung, stets bedacht
auf Unabhängigkeit und Selbständigkeit.
Er benötigt keine staatliche o. ä. Fürsor-
ge und ist mit Lust selbstverantwortlich
und dadurch stark.

So ist Ernst Goffart auch ein Vorbild für
viele ängstlichere Gemüter, denen er zur
Seite steht. Dafür und für all sein Schaf-
fen und Wirken zum Wohle der Kolle-
genschaft sei ihm von Herzen gedankt.

Peter Esser

Foto: KZV NR



Heft 6/Juni 2002 ·  Rheinisches Zahnärzteblatt (Jg. 45) ·  Seite 355

Nach der Praxis

Fußball bewegt die Menschen. Über-
schäumende Freude in Gelsen-
kirchen, Trauer und Tränen in Le-

verkusen. 100 000 ausgelassene Fans
feierten am Tage danach die Schalker
Pokalhelden in einer gigantischen
Straßenfete. Der Empfang beim Bürger-
meister – obwohl am Sonntag – und die
Eintragung in das Goldene Buch der
Stadt sind schon eher Beiläufigkeiten.
Schalke hatte Leverkusen im Pokalfina-
le des Jahres mit vier zu zwei Toren ge-
schlagen und wider Erwarten gegen den
Favoriten den Titel verteidigt.

Fast zehn Millionen Zuschauer verfolg-
ten am 12. Mai das Spiel im Fernsehen,
rund 50 000 Anhänger von Schalke 04
waren in die Arena „Auf Schalke“ gepil-
gert, obwohl in diesem hypermodernen
Stadion an diesem Tag der Rasen fehl-
te und der Ball nur auf der Leinwand
flimmerte. Eigentlich unvorstellbar!

Im altehrwürdigen, natürlich ausverkauf-
ten Stadion zu Berlin dagegen verfolgten
bei strahlendem Sonnenschein mehr als
70 000 Zuschauer live, wie die Trainer
Stevens und Toppmöller die Fußballmil-
lionäre auf echtem Rasen in den Kampf
schickten.

Keine Frage, daß bei einem solchen
Spektakel fast die gesamte Polit- und
sonstige Prominenz vertreten war, ob-
wohl es sich beim Fußball doch nur um
eine Nebensache handelt. Ebenfalls kei-
ne Frage, daß bei einem solchen Anlaß
– neben Franz Beckenbauer – Staats-
oberhaupt, Bundeskanzler und Innen-
minister wie selbstverständlich zugegen
waren – ganz unabhängig vom Wahl-
jahr. Oder doch nicht?

Bundeskanzler Gerhard Schröder tat
sich in der Halbzeitpause als Kommen-
tator hervor, vermied es aber, seinen Fa-
voriten zu nennen. „Die bessere Mann-
schaft soll gewinnen.“ Schließlich möch-
te man zwar immer dabei sein, aber kei-
ne potentiellen Wähler verprellen. Als
dann Bundespräsident Johannes Rau
nach dramatischem Spiel mit zwei sehr
unterschiedlichen Halbzeiten den Sie-
gern den begehrten Pokal überreichte,
waren die für Leverkusen spielenden

Zahnarzt pfiff das deutsche Pokalfinale 2002

Dr. Franz-Xaver Wack – 
Chef auf dem Rasen

Foto: dpa

Brasilianer Ze Roberto und Lucio, aber
auch Ulf Kirsten, der als Torschütze sein
Abschiedsspiel absolvierte, enttäuscht in
die unterirdischen Kabinen geflüchtet.
Sie verweigerten die Annahme der Sil-
bermedaillen für den zweiten Sieger.
Dramatik pur nach diesen packenden 
90 Minuten, die zeigt, daß Fußball für vie-
le vielleicht doch mehr als die schönste
Nebensache der Welt bedeutet.

Wenn Fußball eine solche Hysterie bei
Menschen auslösen kann, dann wäre es
höchst fahrlässig, die Rolle derjenigen
zu vergessen, die ein solch dramati-
sches Spiel mit klarem Kopf und Sach-
verstand zu leiten haben. Um es vor-
wegzunehmen, Chef auf dem Rasen
beim deutschen Pokalfinale 2002 war
ein praktizierender Zahnarzt aus Bay-
ern, nämlich Dr. Franz-Xaver Wack.
Kollege Wack hatte mit seinem Team,
den beiden Linienrichtern und erstmalig
einem vierten Schiedsrichter für die
Coaching-Zone, Spiel und Umfeld voll
im Griff. Er scheute sich nicht, noch in
der 90. Minute den überragenden
schwarzen Schalker Stürmer Agali vom
Platz zu stellen. Darüber hinaus sorgte
der Unparteiische mit dem doppelten
Platzverweis für die beiden Trainer Huub
Stevens und Klaus Toppmöller für ein
Novum in der deutschen Fußballge-
schichte: In der letzten halben Stunde
des packenden Spiels waren beide
Trainerbänke verwaist.

Ausgangspunkt für die Feldverweise war
die Meldung von Wacks Assistent Knut
Kircher. Dieser hatte mitbekommen, daß
„Herr Stevens in der ersten Halbzeit
mehrfach Schiedsrichterentscheidungen
unsportlich monierte“. Den Ausschlag für
seinen Verweis auf die Tribüne hat aber
gegeben, daß er zur Pause den Schieds-
richter bedrängt habe. „Da mußten wir
präventiv eingreifen,“ erklärte Zahnarzt
Wack nach dem Spiel. „Und was Topp-
möller anbetrifft, hat er Worte im Mund
geführt wie ‚seid ihr blind?’– das konnten
wir uns auch nicht bieten lassen.“

Schalkes Manager Rudi Assauer sprach
von einem erbärmlichen Zeugnis für die
deutschen Schiedsrichter. „Der Fußball
lebt doch von Emotionen, sonst könn-

ten wir gleich in die Kirche gehen. Ein
Schiedsrichter muß doch auch mal Fin-
gerspitzengefühl beweisen.“ 

Zahnarzt Dr. Franz-Xaver Wack, der pro
Bundesliga-Einsatz 3068 Euro als Auf-
wandsentschädigung bekommt, sieht
das anders. Er muß sich auf seine Ein-
sätze wie ein Profi vorbereiten, immer
Herr des Geschehens auch in einem
Hexenkessel bleiben und oft in Sekun-
denbruchteilen Entscheidungen fällen,
die über Sieg oder Niederlage entschei-
den können.

Seine Entscheidungen sind irreversibel –
sie werden elektronisch aufgezeichnet
und hinterher von den Medien und den
Fans oft hämisch kommentiert. Für den
Fußballprofi ist der Körper sein Berufs-
kapital. Er fühlt sich persönlich immer ge-
fährdet. Das führt dazu, daß der Reiz-
barkeitspegel sehr hoch ist. Dasselbe gilt
für die Manager und Vereinsführungen,
die zigmillionen Euro in die Spieler inve-
stieren. Der Leistungsdruck ist enorm.

In Anspielung auf den Schalker Mana-
ger Assauer meinte Franz-Xaver Wack
ganz cool: „Fingerspitzengefühl brauche
ich nur bei meiner Frau Ellen.“ Und im
Umgang mit den Patienten, möchten wir
hinzufügen. Das sieht auch der Schalker
Ex-Nationalspieler Olaf Thon so. Auf die
Frage des Moderator Poschmann, wieso
Zahnärzte so auffallend gute Schieds-
richter sind, meinte Thon spitzbübisch:
„Zahnärzte können sich in schwierigen
Situationen behaupten, sie wissen ge-
nau, wo die Nerven liegen.“ Im übrigen
ist ein guter Zahnarzt auch immer ein
guter Psychologe, und Kondition braucht
er auch noch.

Dr. Kurt J. Gerritz
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Bezirksstelle 
Aachen
60 Jahre
Dr. Volker Klöser
Samaritanerstraße 4
52222 Stolberg
* 28. 6. 1942

90 Jahre
Dr. Paul Gageik
An der Vogelstange 40
52511 Geilenkirchen
* 29. 6. 1912

92 Jahre
Dr. Alfred Becker
Ronheider Berg 242
52076 Aachen
* 13. 7. 1910

Bezirksstelle 
Düsseldorf
50 Jahre
Dr. Peter Paul Grzonka
Dreherstraße 3
40625 Düsseldorf
* 17. 6. 1952

Dr. Karl Paulus
Haroldstraße 16
40213 Düsseldorf
* 13. 7. 1952

60 Jahre
Dr. Gerd Pahnke
Bergstraße 9
40699 Erkrath
* 24. 6. 1942

65 Jahre
Dr. Gerda Hoss
Grefrather Weg 118
41464 Neuss
* 19. 6. 1937

70 Jahre
Dr. Wilhelm Osing
Humperdinckstraße 3
40593 Düsseldorf
* 13. 7. 1932

75 Jahre
Dr. Karl-Ernst Blieske
Hermann-Hesse-Straße 5
40470 Düsseldorf
* 1. 7. 1927

Dr. Heinz-Joachim Fichtner
Ltd. Kreismedizinaldirektor a. D.
Hölderlinstraße 1
41516 Grevenbroich
* 4. 7. 1927

ZA Heinz Stutte
Peckhauser Straße 55
40822 Mettmann
* 15. 7. 1927

80 Jahre
ZÄ Alodia Mowius-Ryboswski
Fröbelstraße 14
40699 Erkrath
* 22. 6. 1922

85 Jahre
ZA Klaus Lentzen
Eller Straße 182
40227 Düsseldorf
* 11. 7. 1917

90 Jahre
ZA Wolfgang Nitsche
Lübisrather Straße 12
41469 Neuss
* 13. 7. 1912

Bezirksstelle 
Duisburg

50 Jahre
ZÄ Gabriela Piontek
Lehrerstraße 49
47167 Duisburg
* 6. 7. 1952

60 Jahre
Dr. med. dent. (R) 
Alexander Jansen
Hünxer Straße 174
46537 Dinslaken
* 14. 7. 1942

65 Jahre
Dr. Klaus Titkemeyer
Katzenbruch 26
45478 Mülheim
* 3. 7. 1937

75 Jahre
Dr. Horst Rüger
Schobes Heide 40
45475 Mülheim
* 26. 6. 1927

80 Jahre
ZÄ Brunhilde Wellmann
Schulstraße 7
47226 Duisburg
* 5. 7. 1922

82 Jahre
Dr. Heinz-Georg Kempken
Eintrachtstraße 51
45478 Mülheim
* 18. 6. 1920

Bezirksstelle 
Essen

50 Jahre
Dr. Manfred Münchow
Huyssenallee 50
45128 Essen
* 4. 7. 1952

60 Jahre
Dr. Jürgen Kölker
Hauptstraße 101–105
45219 Essen
* 18. 6. 1942

70 Jahre
Dr. Dietrich Schuchardt
Richard-Wagner-Straße 38
45128 Essen
* 5. 7. 1932

81 Jahre
Dr. Reinhard Ern
Laurentiusweg 117
45276 Essen
* 9. 7. 1921

89 Jahre
Dr. Else Helmonds-Neuhaus
Rüttenscheider Straße 153
45131 Essen
* 14. 7. 1913

Bezirksstelle 
Köln

50 Jahre
Dr. Bernhard Reiter
Geistinger Platz 2
53773 Hennef
* 20. 6. 1952

Dr.-medic stom. (RO) 
Gabriela Schmidt
Ulmer Straße 17
50739 Köln
* 2. 7. 1952

60 Jahre
ZA Boris Schotland
Venloer Straße 305
50823 Köln
* 27. 6. 1942

Dr. Wilfried Bonness
Löhstraße 13
51702 Bergneustadt
* 3. 7. 1942

Dr. Gisela Bell
Lennéstraße 44
53113 Bonn
* 5. 7. 1942

65 Jahre
ZA Ernst Ney
Gierenweg 31
53129 Bonn
* 24. 6. 1937

Dr. Roman Danilevici
Tannhäuser Straße 57
51674 Wiehl
* 9. 7. 1937

Dr. Dieter Hardt
Quirrenbacher Straße 80 A
53639 Königswinter
* 15. 7. 1937

70 Jahre
ZÄ Christa Roschker
Stresemannstraße 22
53840 Troisdorf
* 21. 6. 1932

Dr. Charles Donald Moeder
Dürenstraße 42
53173 Bonn
* 28. 6. 1932

75 Jahre
ZA Gunther Thielicke
Haberstraße 60
51373 Leverkusen
* 20. 6. 1927

ZA Werner Schmitz
Fuldaer Straße 19
51103 Köln
* 25. 6. 1927

ZA Karl Heinz Voss
Beuthener Straße 24
51065 Köln
* 25. 6. 1927

80 Jahre
Dr. Peter Urbanowicz
Parkstraße 2
50389 Wesseling
* 3. 7. 1922

83 Jahre
Dr. Leni Lehnen
Wohnstift Augustinum
Römerstraße 118
53117 Bonn
* 3. 7. 1919

85 Jahre
ZA Werner Schulte
Gutenbergstraße 9–11
50823 Köln
* 26. 6. 1917

ZA Johann Nitsch
Hommericher Straße 26–28
51789 Lindlar
* 29. 6. 1917

88 Jahre
Dr. Gretje Fischer
App. 331
Hauptstraße 128
50996 Köln
* 15. 7. 1914

89 Jahre
ZÄ Ilse Witzmann
Werner-Erkens-Straße 50
50226 Frechen
* 5. 7. 1913

90 Jahre
Dr. Gerda Grajetzky
c/o Altenzentrum St. Marien
Vereinsstraße 8
51103 Köln
* 30. 6. 1912

95 Jahre
ZA Walter Stüber
Claudiusstraße 1
53937 Gemünd
* 11. 7. 1907

W I R  G R A T U L I E R E N
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Bezirksstelle 
Krefeld
50 Jahre
ZÄ Anja Kaarina 
Kukkonen-Houcken
Rheinberger Straße 82
47495 Rheinberg
* 4. 7. 1952

60 Jahre
Dr. Jan van de Flierdt
In der Aue 19
47533 Kleve
* 29. 6. 1942

70 Jahre
Dr. Elke Permien
Espenweg 27
47086 Krefeld
* 8. 7. 1932

81 Jahre
Dr. Heinrich Gries
In der Stieg 23
41379 Brüggen
* 26. 6. 1921

87 Jahre
ZA Karl Gustav Ebels
Waldhausener Straße 133
41061 Mönchengladbach
* 6. 7. 1915

91 Jahre
Dr. Wolfgang Heinemann
Breitestraße 68
41236 Mönchengladbach
* 2. 7. 1911

Bezirksstelle 
Bergisch-Land
50 Jahre
ZÄ Bozena Bach
Cronenberger Straße 85
42651 Solingen
* 10. 7. 1952

81 Jahre
Dr. Wolfgang Koenigsbeck
Schäferstraße 9
42277 Wuppertal
* 30. 6. 1921

86 Jahre
Dr. Günther Ragnow
Oberdüsseler Weg 49
42113 Wuppertal
* 17. 6. 1916

88 Jahre
Dr. Marianne Scheckermann
Kaulbachstraße 23
42113 Wuppertal
* 4. 7. 1914

89 Jahre
ZA Franz Wutz
Küllenhahner Straße 218 c
42349 Wuppertal
* 13. 7. 1913

WIR TRAUERN

†
Bezirksstelle 
Aachen
Dr. Karl Josef Peters
Am Holzmarkt 14
52511 Geilenkirchen
* 23. 12. 1924
† 16. 4. 2002

Bezirksstelle 
Köln
ZA Hans Berger
Im Steinfeld 58
51371 Leverkusen
* 25. 10. 1928
† 5. 2. 2002

Dr. Anneliese Görisch
Peter-von Fliesteden-Straße 9
50933 Köln
* 19. 6. 1906
† 21. 4. 2002

ZA Hans Robert Mies
Königswinterer Straße 26
53639 Königswinter
* 11. 1. 1926
† 25. 4. 2002

Bezirksstelle 
Krefeld
Dr. Heinz Ingenhoff
Homberger Straße 74 b
47441 Moers
* 26. 11. 1922
† 22. 1. 2002

Bezirksstelle 
Bergisch-Land
ZA Erich-Theo Merholz
Dohlenweg 19
42657 Solingen
* 3. 10. 1918
† 11. 5. 2002
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Gesund kochen und genießen

In der Erkenntnis, daß viele Kolleginnen
und Kollegen wahre Feinschmecker und
auch Hobbyköche sind, wollen wir in die-
ser Rubrik erprobte Rezepte von Kolle-
gen für Kollegen veröffentlichen und
zum Nachkochen ermuntern. Gleichzei-
tig bitten wir die Köchinnen und Köche
unter Ihnen, der RZB-Redaktion eigene
bewährte Kochrezepte zur Veröffentli-
chung einzureichen!

Hähnchen mit Pastis 
und Knoblauch

Der Mund dient der Sprachbildung

und der Ernährung. Somit steht

intakte Mundgesundheit nicht nur 

für problemlose Kommunikation,

sondern auch für vollendeten

Speisegenuß.

Rezept für vier Portionen:

2 frische, bratfertige Hähnchen

Salz 

frisch gemahlener schwarzer Pfeffer

2 Stiele Rosmarin

2 Stiele Thymian

4 Lorbeerblätter

1 EL Olivenöl

1 EL Fenchelsamen (aus der Apotheke)

4 EL Pastis (z. B. Ricard oder Pernod)

4 Knoblauchzehen

750 g kleine Kartoffeln

etwa 100 g Butter

Backofen auf 200 Grad (Gas 3) vor-
heizen. Hähnchen innen mit Salz und
Pfeffer würzen. Rosmarin, Thymian und
Lorbeerblätter in den Bauch legen. Die
Keulen der Hähnchen zusammenbin-
den. Hähnchen im heißen Öl im feuer-
festen Topf auf dem Herd anbraten, mit
Salz und Pfeffer würzen. Fenchelsamen
und Pastis über die Hähnchen geben.
Ungeschälte, gründlich gewaschene
Kartoffeln rundherum in den Topf legen.
Zugedeckt in den vorgeheizten Ofen
schieben. Hähnchen je nach Größe in

Wichtig: 
Durch das Einschwenken der Butter
wird die Sauce leicht gebunden. 
Die Butterwürfel müssen eiskalt
(Tielkühlfach) sein, der Fond heiß,
denn dieser Temperaturunterschied
bewirkt eine Emulsion. Butterstücke
nacheinander in die Sauce geben
und durch drehende Bewegung des
Topfes auflösen, „einschwenken“.
Keinen Schneebesen verwenden,
denn die Sauce soll nicht schaumig
werden. Nicht mehr kochen lassen.

50 bis 60 Minuten garen, in den letzten
15 Minuten im offenen Topf, damit die
Haut noch Farbe bekommt.

Sauce in einen kleinen Topf gießen, das
Fett abschöpfen und den verbleibenden
Fond abmessen. Für 100 cm3 Fond 
etwa 100 g eiskalte Butter zum Binden
verwenden (für 80 cm3 Fond entspre-
chend 80 g Butter). Fond in einem Stiel-
topf erhitzen, Butter in kleinen Stücken
nach und nach einschwenken. Hähn-
chen mit Kartoffeln und Sauce reichen.

Viel Spaß beim Nachkochen und guten
Appetit!

Dr. Rüdiger Butz

Vorbereitungszeit: etwa 20 Minuten
Garzeit: insgesamt 60 bis 70 Minuten
Pro Portion etwa 61 g Eiweiß; 40 g Fett;
37 g Kohlenhydrate = 3498 Joule (836
Kalorien)
Das passende Getränk: Ein Rosé aus
der Provence.

Foto: Butz
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Freizeittip

Stadt. Gezeigt werden unter anderem
alte Grafiken, Belagerungspläne und die
Kapitulationsurkunde, eine Rekonstruk-
tion des Zustands vor dem Krieg.

Kaiserpfalz wieder zugänglich 
Nach mehreren älteren Teilrestauratio-
nen und Rekonstruktionen wurde die
Kaiserpfalz im letzten Jahrzehnt immer
baufälliger und mußte vor acht Jahren
geschlossen werden. Die aufwendigen
Arbeiten kosteten 410 000 Euro, nicht
gerechnet 7 000 Stunden ehrenamtli-
cher Tätigkeit.

Rundgang durch die Stadt
Sehenswert ist nicht nur die Pfalz, son-
dern auch der Ort, der auf und um die
ehemaligen Festung entstand. Wer mit
dem Auto anreist, kommt vom Klemens-
platz über eine Brücke, die einen heute
trockenen Rheinarm überquert, auf die
frühere Insel (Werth) mit der befestigten
Stadt. Alternativ kann man Kaiserswerth
mit dem Schiff (ab der Düsseldorfer Alt-
stadt) oder mit dem Fahrrad erreichen.
Idyllisch ist schon der Blick auf den zen-
tralen Marktplatz. Auf dem Mittelstreifen
stand einst das alte Rathaus. Bei der Be-
lagerung 1702 wurde es zerstört und

Vor 300 Jahren zerstört
Ähnlich unrühmlich für einen Kölner Erz-
bischof war die Zerstörung der mächti-
gen Anlage 1702 während des Spani-
schen Erbfolgekrieges. Josef Clemens
stellte sich nämlich gegen den deut-
schen Kaiser. Unter dem Vorwand, sie
seien ein „burgundisches Hilfsvolk“, öff-
nete der Kurfürst im April 1702 die Tore
des kurkölnischen Kaiserswerth für
5 000 Franzosen. Diese wurden aber
schon am 15. Juni von der kaiserlichen
Belagerungstruppe zur Übergabe ge-
zwungen. Nach der Kapitulation wurde
die gesamte Festung mit 400 Pulver-
fässern in die Luft gesprengt. Bis auf das
Romanische Haus, das Zollhaus, das
Kapuzinerkloster (heute Teil des Suit-
bertus-Gymnasiums) und die Basilika,
überdauerte wenig die systematische
Zerstörung.

300 Jahre später, am 14. Juni 2002,
eröffnet das Museum Kaiserswerth eine
Ausstellung über die Zerstörung der

2002 wird das 200jährige Jubiläum der
Rheinromantik gefeiert (vgl. RZB 5/
2002). Nicht nur zwischen Bonn und Bin-
gen, auch wenige Kilometer nördlich
vom Düsseldorfer Zentrum in Kaisers-
werth steht eine beachtenswerte „Burg-
ruine“ – die ehemalige Pfalz Kaiser
Barbarossas.

In seiner heutigen Form ist das älteste
Denkmal der Stadt durch spätere ro-
mantisch verklärende Restaurationen
geprägt. Auf die großen Blaubasaltstei-
ne hat allerdings vor über 800 Jahren
schon die Gefolgschaft Barbarossas ge-
schaut. Der Kaiser verlegte 1174 den
Rheinzoll an die Pfalz auf der Insel
Werth und baute wenig später eine
starke Zollfeste, wo schon Heinrich III.
1050 einen Palast (Palatium = Pfalz)
errichtet hatte. Die Anlage kam dadurch
zu einigem – wenn auch zweifelhaftem –
Ruhm, daß Erzbischof Anno im Jahre
1062 den unmündigen Kaiser Heinrich
IV. von hier nach Köln entführen ließ.

Kaiserswerth bei Düsseldorf 

Rheinromantik – auch am
Niederrhein 

Der RZB-Freizeittip stellt monatlich
Ausflugsziele in der Umgebung vor. 
Im nächsten Heft: Schloß Dyck und
die Landesgartenschau. 

Die Rheinfassade von Kaiserswerth. Links der Mühlenturm, oberhalb des Schiffsanlegers geht es zum Marktplatz, daneben die Suitbertus-Basilika und die Kaiserpfalz.

Museum Kaiserswerth,
Fliednerstr. 32, 40489 Düsseldorf,
Tel. (02 11) 40 36 14, 
Führungen ab 15. Juni.
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häuser von Kaiserswerth, das ehemali-
ge Propsteigebäude. Im benachbarten
Krankenhausgelände versteckt liegt das
ehemalige Haus eines Stiftsherren aus
der Mitte des 13. Jahrhunderts. Beson-
ders markant sind die romanischen Fen-
ster der Ostseite und die Stufengiebel.

Anschließend kann man einige hundert
Meter entfernt in der nördlichen Orts-
hälfte auf den Spuren von Theodor
Fliedner und Florence Nightingale wan-
deln. Die Pioniere der sozialen Kran-

Das Gebäude mit der Jahreszahl 1733 auf der
südlichen Seite der Zentralachse birgt das
hochdekorierte Restaurant „Im Schiffchen“.

Nach langer Schließung seit Mai wieder zugänglich – die Ruine der Kaiserpfalz (um 1184) 
Friedrich Barbarossas.

Der Suitbertus-Stiftsplatz – eine Oase der Ruhe, nur wenige Schritte vom belebten Rheinufer entfernt. 

Das Pfarrhaus (li.), Keimzelle der Diakonie und
erste Ausbildungsstätte von Theodor Fliedner.
Hier wohnte Florence Nightingale als junge
Schülerin. 

nicht wiederaufgebaut. Bis zum Rhein
sind es nur noch wenige Schritte, links
geht es dann hinter St. Suitbertus ent-
lang zur Kaiserpfalz. Noch einige Meter
weiter trifft man in der Gaststätte „Gale-
rie Burghof“ auf zahlreiche Spaziergän-
ger, Fahrrad- und Cabriofahrer. Sie ge-
nießen im „der schönsten Biergarten der
Stadt“, aber auch dem „bel(i)ebtesten
Gehege für Süßholzraspler der Umge-
bung“ den Rheinblick und das bunte Trei-
ben.

Wer Ruhe vorzieht, findet sie auf einem
idyllischen Platz direkt vor St. Suitber-
tus. Die vielleicht schönste niederrheini-
sche Pfeilerbasilika aus dem 11. und 13.
Jahrhundert birgt den wertvollen vergol-
dete Schrein mit den Gebeinen des hei-
ligen Suitbertus. Die meisten Häuser am
Platz wurden von den Stiftsherren bald
nach 1702 erbaut. Vom Turm auf der
Hofseite kontrollierten die Zöllner früher
den Schiffsverkehr auf dem Rhein; im
Süden eines der mächtigsten Barock-
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Freizeittip

kenpflege lehrten bzw. lernten in der er-
sten Hälfte des 19. Jahrhunderts im
evangelischen Pfarrhaus. Für Hungrige
und Durstige bietet Kaiserswerth an-
schließend ein breites und recht an-
spruchsvolles Angebot an Gaststätten
und Biergärten – sogar die Imbißbuden
sind besonders gepflegt.

Theodor Fliedner und 
Florence Nightingale 
Der Wegbereiter der kirchlichen Kran-
kenpflege Theodor Fliedner (1800–1864)
arbeitete seit 1822 als evangelischer
Pfarrer in Kaiserswerth. Hier gründete er
nach englischem Vorbild zahlreiche so-
ziale Einrichtungen, aus denen schließ-
lich die Diakonie, das evangelische so-
ziale Hilfswerk, entstand. Ab 1836 wur-
den im Kaiserswerther Diakonissenmut-
terhaus auch Frauen für Lehr- und Pfle-
gedienste ausgebildet. Damit war in der
evangelischen Kirche der Weg für die
offizielle Mitarbeit der Frau bereitet. Flo-
rence Nightingale (1820–1910), aus
wohlhabender englischer Familie, ließ
sich gegen deren Widerstand bei Flied-
ners Diakonissen in Kaiserswerth und
den Barmherzigen Schwestern in Paris
zur Krankenschwester ausbilden – was
damals in ihrer sozialen Schicht völlig
undenkbar war. Während des Krimkrie-
ges (1853–1856) war sie als „Engel der
Barmherzigkeit“ im Sanitätsdienst tätig.
Ihr Engagement für die Reform des mi-
litärischen und zivilen Sanitätswesen in-
spirierte Henri Dunant zur Gründung
des Roten Kreuzes.

Wie stolz man in Kaiserswerth auf seine
berühmten Bürger ist, wird dem Be-
sucher deutlich, der die Gartenanlage
gegenüber der Kaiserpfalz betritt. Hier
stehen Büsten von Florence Nightinga-
le und Theodor Fliedner, daneben u. a.
der Dichter Herbert Eulenberg (1876–
1949) und der Kämpfer gegen den He-
xenwahn Friedrich Spee (1591–1635).

Text und Fotos: Dr. Uwe Neddermeyer

Das alte Zollhaus (li.) ist das prächtigste Haus, das noch aus der Zeit vor der Zerstörung im Jahre 1702
existiert.

Die Suitbertus-Basilika gilt als eine der schönsten niederrheinischen Pfeilerbasiliken.

Kaiserpfalz, Mai bis Oktober,
täglich 9–18 Uhr, 
Führungen jeden 
1. und 3. Samstag im Monat.

Festlichkeiten zur
Wiedereröffung:
21. Juni, 20 Uhr, 
Carmina Burana, 
22. Juni , 19.30 Uhr, 
Kabarett „Geht Spielen“, 
23. Juni, 16 Uhr, 
Pfalzfest mit drei Jazz-Bands

Der Torturm 
an der Stiftsgasse 
diente früher als 

befestigter Zugang 
zum Stift.
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Zahnärztekammer

Der GOZ-Referent informiert

GOZ-Urteilssammlung der
Zahnärztekammer Nordrhein
5. Auflage / Version 2001

Die nunmehr vorliegende neueste
Ausgabe der GOZ-Urteilssamm-
lung wird aus der Notwendigkeit

heraus beständig fortgeführt, Ihnen den
fundierten Rat der Zahnärztekammer in
der von der Rechtsprechung zuneh-
mend geprägten Ausübung der Zahn-
heilkunde anbieten zu können.

Die unpräzise Gebührenordnung, die
bei ihrem Inkrafttreten 1988 schon fach-
lich nicht den Stand der damaligen
Zahnheilkunde wiedergab, provoziert
immer noch eine Flut von Einsprüchen,
Auseinandersetzungen und Ausle-
gungsschwierigkeiten. Einige Streit-
punkte wurden zwar inzwischen einer
höchstrichterlichen Entscheidung zuge-
führt, aber es kommen laufend neue
Fragestellungen hinzu.

Mit dieser neuesten Auflage der GOZ-
Urteilssammlung wird der Zahnärzte-
schaft eine aktualisierte Argumentati-
onshilfe gegeben und darüber hinaus
werden die sich abzeichnenden Ten-

denzen in der Rechtsprechung erkenn-
bar.

Nicht zuletzt soll die GOZ-Urteilssamm-
lung Hoffnung wecken, daß nicht bereits
prinzipiell jeder Gang vor die deutschen
Gerichte erfolglos ist, nur weil man der
besonderen Berufsgruppe „Zahnärzte“
angehört.

Ihre Zahnärztekammer möchte Ihnen
auch zukünftig helfen!

Dr. Hans Werner Timmers

Auftraggeber: Anschrift / Stempel

Zahnärztekammer Nordrhein
GOZ-Referat
Postfach 10 55 15

40046 Düsseldorf

Hiermit bestelle ich die GOZ-Urteilssammlung,
5. Auflage / Version 2001, 
lieferbar an nebenstehende Anschrift:

_____ Exemplar/e als Druck-Version zum 
Preis von Euro 20,00

_____ Exemplar/e als CD-Version zum 
Preis von Euro 10,00

Der Gesamtbetrag von Euro 

� liegt als Verrechnungsscheck bei,

� wurde auf das Konto Nr. 0001635921 bei 
der Deutschen Apotheker- und Ärztebank 
(BLZ 300 606 01) überwiesen.

Mit diesem Coupon können Sie die GOZ-Urteilssammlung bestellen. Sobald ein Verrechnungsscheck vorliegt bzw. die entsprechende Über-
weisung bei der Zahnärztekammer Nordrhein eingegangen ist, erfolgt die Auslieferung direkt durch den Verlag.

�

Dr. Hans Werner Timmers
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Informationen

Intensiv-Abrechnungsseminar 
1. und 2. November 2002 in Düsseldorf

Am 1./2. November 2002 veranstalten die Zahnärztekammer
Nordrhein, die Kassenzahnärztliche Vereinigung Nordrhein und
der Freie Verband Deutscher Zahnärzte, Landesverband
Nordrhein, unter der Seminarleitung von Dr. H.-W. Timmers ein
Intensiv-Abrechnungsseminar für angestellte Zahnärztinnen
und Zahnärzte, die kurz vor der Niederlassung stehen oder neu
niedergelassen sind (nicht für Praxismitarbeiter).Teilnehmer,
die nicht dem Kammerbereich Nordrhein angehören, werden
gebeten, bei Kursbeginn ihren Kammerausweis vorzulegen.

Veranstaltungsort: Novotel Düsseldorf City-West
Niederkasseler Lohweg 179
40547 Düsseldorf

Anmeldungen: Kurs-Nr. 02394 
Zahnärztekammer Nordrhein
Postfach 10 55 15, 40046 Düsseldorf
oder telefonisch 02 11 / 5 26 05-39
Frau Lehnert

Die Seminargebühr beträgt N 190,00 und beinhaltet neben der
Teilnahme den Verzehr (2 Mittagessen, Pausenkaffee, Konfe-
renzgetränke) sowie Seminarunterlagen. (Getränke zum Mittag-
essen gehen auf eigene Rechnung.) Die Reservierung gilt als
verbindlich, wenn ein Verrechnungsscheck oder eine Überwei-
sung auf dem Konto Nr. 0 001 635 921 (BLZ 300 606 01) bei der
Deutschen Apotheker- und Ärztebank eG, Düsseldorf, einge-
gangen ist. Wegen der Begrenzung der Teilnehmerzahl erfolgt
eine Berücksichtigung nach der Reihenfolge der Anmeldung.

Eine Rückerstattung der Teilnehmergebühr ist bei Absage bis
drei Tage vor Beginn der Veranstaltung in voller Höhe möglich.
Bei später eingehenden Absagen muß die Zahnärztekammer
Nordrhein leider einen Kostenanteil von g 50 einbehalten, da ge-
genüber dem Vertragshotel eine Bankett-Pauschale zu leisten
ist. Der Kursplatz ist jedoch übertragbar.

Programm

Freitag, 1. November 2002
9.15  –  10.30 Uhr Gehört das erarbeitete Honorar dem

Zahnarzt wirklich?
Wirtschaftlichkeitsprüfung, 
Zufälligkeitsprüfung, Budget, HVM

10.30 – 11.00 Uhr Kaffeepause
11.00 – 12.00 Uhr Die Abrechnung prophylaktischer

Leistungen
12.00 – 13.00 Uhr Abrechnungsmodalitäten bei

implantologischen Leistungen
13.00 – 14.00 Uhr Mittagspause

Zahnersatzplanung und Abrechnung nach den neuen gesetz-
lichen Bestimmungen
Der Freie Verband Deutscher Zahnärzte: Ziele und Absichten
des standespolitischen Interessenverwalters der deutschen
Zahnärzteschaft

ab ca. 18.30 Uhr Die Aussteller laden zu 
einem Umtrunk ein

Samstag, 2. November 2002
9.00  – 10.30 Uhr Konservierend chirurgische 

BEMA-Positionen,
freie Vertragsgestaltung

10.30 – 11.00 Uhr Kaffeepause
11.00 – 12.00 Uhr Fortsetzung Vortrag 
12.00 – 13.00 Uhr Wirtschaftlichkeitsprüfung und Stichprobe
13.00 – 14.00 Uhr Mittagspause
14.00 – 15.00 Uhr Gebührenordnung für Zahnärzte (GOZ)

Formvorschriften und Interpretationen
der Zahnärztekammer Nordrhein

15.00 – 15.15 Uhr Kaffeepause
15.15 – 16.30 Uhr Fortsetzung Vortrag

11. Nordrheinische Zahnärzte Golfturnier
Mittwoch, den 18. September 2002
Golfclub Düsseldorf-Hubbelrath

Weißwurstfrühstück: 11.00 Uhr

Kanonenstart: 13.00 Uhr

Info: Dr. M. Hohaus – Telefon (02 11 ) 55 30 70
ZA R. Meyer – Telefon (02 11 ) 25 30 00

Abrechnungsservice für zahnärztliche Leistungen 
aus einer Hand – vor Ort – in Ihrer Praxis

mit den Schwerpunkten:
� Kassenabrechnung: Kons./Chirurg. (Quartalsabrechnung)

ZE, PA, KB/KG, KFO
Prophylaxe

� Privatabrechnung: GOZ/GOÄ
Implantologie

� Laborabrechnung: BEL II/BEB
Individuelle Praxisbetreuung/Praxisorganisation auf Anfrage

cla-dent Claudia Mölders, Voß-Straße 27, 47574 Goch

Tel: 0 28 23 – 92 86 79 Mobil: 01 60 - 8 40 14 85
Fax:0 28 23 – 92 86 82 E-Mail: cla-dent@t-online.de
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Humor

Nordrheinische Zahnärzte können anscheinend Gedanken
lesen, auch die eines Mönchs! 

Dabei bewiesen die Autoren der fast 30 eingesandten Aus-
sprüche so viel Humor, daß die Auswahl der drei Preisträ-
ger sehr schwer fiel. Wir bedanken uns bei ihnen wie üb-
lich mit einem wertvollen Buchgeschenk.

Zahlreiche weitere Ideen hätten eine ehrenvolle Erwäh-
nung verdient; aus Platzgründen müssen wir uns auf drei
„Ehrenpreise“ beschränken.

1. Ach Frau Doktor, es ist so schad‘, 
ich lebe doch im Zölibat.

Ilona Pöge, Düsseldorf

2. Sprechen Sie mir nach, Frau Dr. Schorr:
Mea Pulpa, mea maxima Pulpa.‘“

Dr. Georg Köhler, Aachen

3. Nimm die Hand weg! Der Abt kommt.

Joachim Wilms, Solingen

Ehrenpreise:
Nur nicht nach rechts schauen.
Zölibat macht hart!
Dr. Dirk Erdmann, Haan

Meine Hand darfst Du halten – 
an meine Zähne kommst Du aber nicht dran, Mädel!

Rudolf Elsenbruch, Elgg

Wenn ich nicht dieses blöde Schweigegelübde 
abgelegt hätte, würde ich ihr ja gerne 
einmal meine Prothesensammlung zeigen ...

Dr. Arndt Kremer, Remscheid

In den Mund gelegt Heft 3/2002 • Seite 175

Foto: Neddermeyer

Der Versammlungsleiter der Vertreterversammlung (VV)
der KZV Nordrhein Dr. Ludwig Schorr ist ein aufmerksamer
Beobachter. Bei der letzten VV entdeckte er unter den
Delegierten auch das ehrliche Gesicht des Hundes von
Dr. Christiane Gärtner aus Köln.

Eingedenk der Tatsache, daß der Hund der beste Freund
des Menschen ist, gab es keinen Platzverweis, zumal sich
„Struppi“ vorbildlich verhielt und nicht dazwischenkläffte.
Wir wissen nicht, ob es an den Redebeiträgen gelegen
hat, jedenfalls zogen sich die beiden nach einiger Zeit in die
Sofaecke des Foyers zurück, wo sie sich dem Fotografen
stellten.

Vielleicht wollte Frau Kollegin Gärtner im Zeitalter der ver-
heerenden Budgets auch nur bildhaft demonstrieren, daß
der Berufsstand „auf den Hund gekommen ist“. Aus der
Sicht der KZV gilt jedoch weiterhin, daß ein lebendiger
Hund besser ist als ein toter Löwe.

Schicken Sie uns bitte Ihren Beitrag zum Schnappschuß
des Monats Juni auf einer Postkarte oder per Fax an die 

Redaktion Rheinisches Zahnärzteblatt
Kassenzahnärztliche Vereinigung Nordrhein
Lindemannstraße 34–42, 40237 Düsseldorf
Fax (02 11) 96 84-3 32

Die drei originellsten Zuschriften werden prämiert und im
RZB veröffentlicht.

Einsendeschluß ist der 30. Juni 2002

Dr. Kurt J. Gerritz

Unsere Frage: Was hat sich „Struppi“ wohl gedacht beim Anblick der vielen
Delegierten aus Nordrhein?

S c h n a p p s c h u ß  
u n d  G e w i n n s p i e l

Foto: Neddermeyer 
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Humor

Zusammengestellt von Kurt J. Gerritz

Krankenschwester verprügelt 
Eine Krankenschwester ist in Essen von
einem Familienangehörigen einer Pati-
entin verletzt worden. Die Schwester
hatte wegen der fortgeschrittenen
Nachtzeit mehrfach versucht, die 30köp-
fige Besucherschar zum Verlassen des
Krankenhauses zu bewegen. Der Clan
dachte jedoch nicht an Aufbruch. Einer
der Besucher schlug der Schwester mit
der Faust ins Gesicht. Als die Polizei an-
rückte, waren dann aber alle ganz
schnell weg.

Westdeutsche Zeitung, 25. 3. 2002 

Fußball: Reue gegenüber
Medizinmännern 
Nach dem schnellen Scheitern im Afrika
Cup und in der Hoffnung auf bessere
Fußballzeiten hat die Regierung der El-
fenbeinküste reumütig wieder die tradi-
tionelle Hilfe der Medizinmänner ge-
sucht.Verteidigungsminister Moisa Lida
Kouassi entschuldigte sich in der ver-
gangenen Woche bei einem Besuch im
Medizinmänner-Dorf Akradio öffentlich
für die „damals nicht gehaltenen Ver-
sprechungen“ und überreichte jedem
der schmollenden Zauberkünstler neben
einer Flasche Schnaps einen Scheck
über umgerechnet 200 Dollar.

Rhein. Post, 10. 4. 2002

Zähne um Zähne 
Streng getreu dem Spruch „Auge um
Auge, Zahn um Zahn“ ist ein Mann in
Saudi-Arabien bestraft worden. Weil
Awdah el Sahrani einem anderen im
Streit um ein Stück Land zwei Zähne
ausgeschlagen hatte, wurden ihm jetzt
selbst zwei Zähne gezogen. El Sahrani
war wegen der neun Jahre zurücklie-
genden Tat bereits zu einem Jahr Haft
und einer Geldstrafe verurteilt worden,
wie die Zeitung El Medina berichtet. Sein
Opfer weigerte sich jedoch, ihm zu ver-
zeihen. Ein Gericht stimmte schließlich
seiner Forderung zu, auch El Sahrani
zwei Zähne zu entfernen, nun wurde die
Bestrafung ausgeführt. Nach saudi-ara-
bischem Recht ist es unerläßlich, daß
das Opfer einem Täter vergibt, um spä-
tere körperliche Racheakte zu verhin-
dern.

Süddeutsche Zeitung, 3. 5. 2002 

I S T  D A S  N I C H T  T I E R I S C H ?
Zahnbürste verschluckt 
Eine junge Schwedin hat ihre Zahnbür-
ste verschluckt. Wie die Stockholmer
Zeitung „Metro“ berichtet, wollte die
26jährige aus Danderyd mit der Bürste
einen Juckreiz im Hals bekämpfen. Da-
bei habe sie das 18 Zentimeter lange In-
strument dann verschluckt. Danach
habe sie Atembeschwerden bekommen.
Die Frau ließ sich sofort in eine Klinik
bringen, wo Ärzte die Bürste mit einer
Sonde lokalisieren konnten. Sie hatte
sich am unteren Ende der Speiseröhre
direkt vor dem Magen festgesetzt. Mit
Hilfe eines ferngesteuerten Miniatur-
Greifers wurde die Frau auf demselben
Weg wieder von der Zahnbürste befreit,
auf dem sie diese zu sich genommen
hatte.

Kölner Stadtanzeiger, 22. 4. 2002 

Volltrottel 
„Verdammt, da ist es ja,“ waren die Wor-
te des 24jährigen Kevin Eastwood aus
London, als er sein gestohlen geglaub-
tes Auto jetzt durch Zufall wiederfand.
Im April vergangenen Jahres war der
Elektriker bei einem Freund im südeng-
lischen Eastbourne zu Besuch, als ihm
sein Auto angeblich geklaut wurde. Bei
einem erneuten Aufenthalt in der Stadt
fand Eastwood sein Auto wieder – ge-
nau dort, wo er es vor einem Jahr ge-
parkt hatte. „Ich kam mir wie ein ziemli-
cher Volltrottel vor,“ berichtete nun der
24jährige, denn er hatte einfach verges-
sen, wo er sein Auto abgestellt hatte.
Die Erklärung für seine Gedächtnislücke
ist eine durchzechte Nacht.

Die Welt, 18. 4. 2002 

Das Wahlkampfmotto 
der Grünen
„Grün wirkt“ liest sich wie die Reklame

für ein neues Abführmittel. Sie haben es
im Selbstversuch getestet: In 18 Wahlen
nacheinander erlitten sie Abfuhren. Den
stärksten Durchfall hatten die Grünen
gerade in Sachsen-Anhalt. Grün wirkt!

Leserbrief, Welt am Sonntag, 5. 5. 2002

Falscher Zahnarzt war Tischler 
Ein Tischler hat sich in Österreich fünf
Wochen lang als Zahnarzt ausgegeben
und 14 Patienten durch falsche Be-
handlung verletzt. Der Betrug wurde erst
aufgedeckt, nachdem der Praxisinhaber

Verdacht schöpfte und die Polizei infor-
mierte, wie die Behörden am Dienstag
mitteilten. Der falsche Zahnarzt wurde
anschließend festgenommen.

Kölner Stadtanzeiger, 1./2. 5. 2002 

Börse: Fünfjährige besiegt
Analysten
Tia Roberts (5), britisches Mädchen, hat
in einem Anleger-Wettbewerb einen pro-
fessionellen Analysten und einen Bör-
sen-Astrologen um Längen geschlagen.
Alle drei investierten 5000 imaginäre
Pfund (8 000 Euro) in ein Spiel-Depot.
Nach einem Jahr hatte Tias Portfolio 5,8
Prozent zugelegt, während die der an-
deren 6,2 Prozent beziehungsweise so-
gar 46,2 Prozent an Wert eingebüßt hat-
ten.

Westdeutsche Zeitung, 14. 3. 2002 

Scharping bleibt Ärgernis 
Bundesverteidigungsminister Rudolf
Scharping fährt gerne Rad und fliegt
viel. Für Verärgerung sorgte er diese
Woche – nein, nicht weil er die Luft-
waffe für Heimflüge zur Gräfin ge-
nutzt hätte, sondern im Gegenteil da-
durch, daß er sie nicht nutzte! Schar-
ping flog preisbewußt und ge-
setzestreu mit der Lufthansa von
Frankfurt nach Berlin. Scharping war
spät dran und kam nur deshalb noch
mit, weil die Maschine zwanzig Minu-
ten auf ihn wartete. Ein genervter
Top-Manager stöhnte: „Wenn er wie-
der die Luftwaffe benutzen würde –
dann würde er wenigstens nieman-
den aufhalten!“ 

Welt am Sonntag, 5. 5. 2002 

Foto: dpa




